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Vorwort des Herausgebers VII

Senatspräsident Dr. Dr August Wımmer, Bonn  ®  °
W as sind Menschenrechte un wWI1e esteht der Christ azur

DDr. aul Wolff, Generalsekretär des Katholischen Akademikerverbandes,
Bonn
Menschenwürde und Menschenrecht AaUuUs Christus

Protessor Dr. Joseph “a  S der Ven, Utrecht un: Nıjmegen:
Philosophisches den Menschenrechten 13

Ministerialrat Dr Heinrich Kıpp, Bonn
Die Menschenrechte Geschichte und Philosophie

Protessor Dr Hermann Mosler, Frankfurt und Bonn
Die Sıcherung der Menschenrechte durch die internationale Rechtsordnung

Oberregierungsrat Bundesjust1zminister1ıum Dr Josef Mühlenhöver, Bonn
Die Konvention ZUr Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten
und die europäische Neuordnung

Proftfessor Dr Hermann Mosler, Franktfurt und Bonn
Menschenrechte und Verfassungskompromifß

Text der Erklärung der Menschenrechte 12 1948

ext der Europäischen Konvention 11 1950
95ext der Limburger Entschließung 1951

Erläuterungen des Herausgebers Zur Limburger Entschließung
Staatssekretär ermann Gögler, Stuttgart, Präsident des Katholischen e-
mikerverbandes
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VORVWORT DES ERAUSGEBER

Die internationale Spitzenorganisation der katholischen Akademiker-
und Studentenverbände, die Pax Romana (Mouvement international des
intellectuels catholıques) hatte ihrer ersten Nachkriegstagung auf deut-
schem Boden in der Osterwoche 1951 nach Limburg ALo Lahn eingeladen.
Der Katholische Akademikerverband, die Katholische Deutsche Akademiker-
schaft un die Görres-Gesellschatt zeichneten als die deutschen Träger der
Veranstaltung. Zum Beratungsgegenstand „dıe Menschenrechte“ g-
wählt, Jene Ldee einer überstaatlichen Rechtssicherung, die MNSCIC Zeıit
viel ühe verwendet, viel Hoffnungen knüpft für die Abwehr VO  - W ill-
zür und Gewalt. Dıie Redner, Theologen und Juristen, dıe Aaus Deutschland,
dem übrigen Europa un UÜbersee W arcmnh, versprachen ıne
umfassende Stellungnahme AUuS katholischer Sıcht, einıge hundert an  —

Teilnehmer ine befruchtende Aussprache 1n katholischem Geilste
Dıiıe UNESCO, in der die Pax Romana beratende Stimme hat, Ver-

LrCLUNg, Mitarbeit und praktische Auswertung der Tagungsergebnisse
Wır wurden nıcht enttäuscht, die WI1r unls die Bischöfe VO  3 Limburg

und Maınz, die Führer des katholischen Geisteslebens scharten einem
großen relig1ös-geistigen Erlebnis 1n dieser unzerstorten alten deutschen
Stadt mMIit dem herrlichen spätromanischen Dom autf ragendem Felsen über
dem Fluß W as iın Vortragen dargeboten, 1n Diskussionen erarbeitet, 1n Ge-

sprächen geklärt und qOhließlich iın einer Resolution niedergelegt wurde, C1I-

schien uns wicnhtig als Darlegung un Vertietung des katholischen Stand-
punktes und als katholischer Beitrag ZUr internationalen Diskussion un:!
Rechtsplanung, daß UuSs der Versammlung heraus eine umfassende Veröffent-
lıchung verlangt wurde.

Leider äflßt S1€E siıch 1Ur 1n bescheidenem Umftange verwirklichen. Dem
deutschen Leıiter der Arbeitstagung 15t der Auftrag zugefallen, die in eut-
scher Sprache gehaltenen Refterate 1m Druck herauszugeben un: einzu_l;iten.

Dıie Referate, durchweg von den Rednern nachträglich überarbeitet, sind
eLtwas abweichend VO'  3 der Programmfolge hier geordnet, daß der

V1I1
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Leser nach dem einleitenden Beitrag des Herausgebers VO: Religiösen
ber das Philosophische zu Geschichtlichen und dann ZUuU Zeitgeschehen
tortschreitet. Von den Dokumenten, die den Beratungen zugrunde lagen,
mußten nachfolgend wenı1gstens die Universelle Erklärung der VO

1948 und die Europäische Konvention VO 11 1950 in deutscher
Übersetzung wiedergegeben werden, weıl S1e ZzZu Verständnis notwendig,
aber den meisten Lesern ıcht ZUr and sind. Den Beschlufß bıldert die
Tagungsresolution, A10Z erläutert VO' Herausgeber. Zum religiösen Aus-
gangspunkte zurückzuführen, schien nıchts geeigneter als ermann Gögelers
eindrucksvolle Schlußansprache.

Möge diese Publikation, obgleich in iıhr die sehr bedeutsamen tranzösischen
und englischen Reterate und die zahlreichen wertvollen Diskussionsbeiträge
leider fehlen, iıhren Zweck erfüllen.



WAS SIND ENSCHENRECHT UN WIE
DE  K CHRIST

Von AUGUST WIMMER

die Frage stellt nach dem W eesen der Menschenrechte BCNAUCT nach
dem Wesen dessen, W AS heute als Menschenrechte un gefordert
wird, Mag vielleicht als Antwort hören, gebe solche den Eın-
zelnen und solche den Staat Liest seinNner Unterrichtung die
Deklaration VO  } 948 (s nNnien 74), ann au ihr 106e andere Gliederung

allerdings INIT vieltältigen Überschneidungen herauslesen: Indivi-
dualrechte und WAar persönliche un Famıilienrechte, Bürgerrechte un:
War zivile Jjuridische und politische Rechte, wirtschaftliche, soziale, kul
turelle Menschenrechte Damıt 1SE INa  3 herangeführt e1INE dritte Unter-
scheidungsweise es gebe die SO klassischen Freiheitsrechte, gerichtet auf
Freisein beispielsweise VO  - Sklavereıi, VO  e Religionszwang, VO  } Vorherrschaftt

Klasse oder Rasse, VO  $ Wıllkürjustiz anderseıts moderne Menschen-
rechte, die auf Leistungen, insbesondere Wohlfahrtsleistungen der Allgemein-
heıit, des Staates gerichtet J6

ber alle derartigen Einteilungen scheinen nıcht j zureichender Weise
das W esen der Menschenrechte heranzutführen. Das Recht autf Leben,

Freiheıit, Eıgentum uSs W 1ST als echt einzelne, die STtOren könnten
Jängst noch kein Menschenrecht ıcht 1Ur die modernen auch die lassischen
Freiheitsrechte yehen auf Leistungen, nämlich auf Schutzleistung VOr ber-
oriffen einzelner oder der Staatsgewalt oder VOT Rechtsmifsständen Ander-
SECe1ItS sollen auch die auf Leistungen der Allzemeinheit gerichteten Menschen
rechte die Freiheit siıchern und werden als Freiheitsrechte formuliert
(Z Freiheit Von Not und Verelendung, VO:  3 Dummhaltung, VO  ' Seuchen-
gefahr) VWıe Freiheitsrechte und Leistungsansprüche ineinandergreifen kön-
NCN, e folgendes Beispiel Angenommen, C111 Staat versklavt Neger-
einwohner dadurch dafß SIC VO  3 der staatlıchen Schulbildung, Wohnungs-
beschaftung, Seuchenbekämpfung, Arbeitsvermittlung uSsSWw ausschliefßt: die
Menschenrechtsforderung würde hier lauten gleichberechtigte Wohltfahrt
der Freiheit willen oder Freiheit durch yleichberechtigte Wohltahrt

Wır sollten also vielmehr fragen Unter welchen Voraussetzungen
scheint Uuls C111 Menschenrecht als verletzt? Wır deuteten bereits nıcht
schon dann, WeNnn jemand ord oder Menschenraub begeht obwohl
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jer Leben der Freiheit verletzt sınd, also VWerte, die den oft
Schutzgütern der Menschenrechte gehören. Auch nıcht schon dann, WEeNNn

solche Taten 1n STaUuUSamcer VWeise begangen werden: Unmenschlichkeit deckt
sıch nıcht mi1t Menschenrechtsverletzung. Umgekehrt annn DAn die Tötung

Geisteskranken die Menschenrechte auch dann verletzen, WECNN nach der
Art der Durchführung eın Opfter ngst der Schmerz erleidet.

ehr schon nähert sich das Massenverbrechen der Menschenrechts-
verletzung, dann 7 WECNN durch lange er fortgesetzter Begehung der —

bekannte 'Täter nıcht entlarvt oder Sar der bekannte Täter nıcht unschädlich
gemacht wird. Liegt das einem pflichtwidrigen Versagen des Staates, seiner
Urgane, seıiner Einrichtungen, se1nes Rechts, 1St iıne Menschenrechts-
verletzung vyegeben. Charakteristisch 1St der Zustand der Schutzlosigkeit be1
aktueller Getahr tür den einzelnen, der durch die Zahl der schon begangenen
Verletzungen aktualisiert se1n kann, aber nıcht muß Schon die Ver-
letzung eines Schutzlosen kann se1ne Menschenrechte angreıten. Dafß Men-
schen 1m Zustande der Schutzlosigkeit leben, edroht sind, angegriffen
werden, obwohl der Staat tür Schutz SOrSCH könnte und müßte, 1St hier das
Wesentliche.

Die durch die Person des Angreirters krasseste orm der schutzlosen
Bedrohtheit 1St die, da{ß der Staat selbst oder der Jegale Träger der Ööftent-
lichen Gewalt Angriffe begeht oder veranlaßt, also der berufene Hüter selbst
Z Angreifer wiırd. ber grundsätzlich xleich 1St die Schutzlosigkeit dann,
WEen der Staat solche Angrifte duldet, ihnen untäatıg zusieht, se1ne acht-
mittel nıcht ausreichend dagegen einsetzt, sE€1 AUS ange VWollen, sSCe1

SCH vorwertbaren Nıchtkönnens. Solch schutzloses Angegriffensein hat
ımmer einen vewilssen ezug ZUur staatlıchen Rechtsordnung: Positives Recht
wird verletzt oder m1ißbraucht, Unrechtslücken oder Unrechtsschwächen des
posiıtıven Rechts werden auUsgeNUTZT, oder estehen geradezu Unrechts-
DESCLIZE; der Angreifer Landelt BCSCIL das Gesetz, mi1t dem Schein der (sesetz-
mäafsıgkeıt oder Deckung VO  3 Unrechtsgesetzen. Das „legalisierte
Unrecht“ 1St die MmMI1t Rücksicht aut die Mittel krasseste Oorm der schutz-
losen Bedrohtheıit: hıer 1St selbst Notwehr illegal. Dıiıe 1n jeder Beziehung
schlimmste Menschenrechtsverletzung 1St ohl der VO Staat legalisierte und
begangene Massenmord.

Fassen Wır die Sıtuation des schutzlos Angegriffenen noch näher 1Ns Auge.
Das Opfter 1St völlig und ohne Ausweg ilflos ausgeliefert Machtmiß-
brauch und VWillkürgewalt, un ZW ar infolge pflichtwidrigen 'TIuns oder
Unterlassens se1tens des obersten Trägers iırdischer Gewalt un: Verantwortung,
seltens des Staates. Dem Opter bleibt nıchts übrig, als dulden, M1t siıch
machen lassen, Objekt se1n. Ihm bleibt keine iırdische Instanz, die

sıch noch MI1t Hofinung auf Erfolg wenden könnte. Dieses hilflose Aus-
gyelietertsein den letztinstanzlichen Unrechtsträger macht die eine W esens-
seıte der Menschenrechtsverletzung Aaus,.

FEın Punkt oll noch verdeutlicht werden. iıcht schon die tatsächliche
Unreparierbarkeit einer Unrechtszufügung annn den Sachverhalt einer Men-
schenrechtsverletzung erfüllen. Würde ein Unschuldiger Zu ode verurteıilt,
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weıl se1n Feind, eın reicher un mächtiger Mann, das oberste Gericht be-
stochen hat, velingt dem Verurteilten nıcht, das nachzuweisen, 1St der
ıhm begangene ord keine Menschenrechtsverletzung. Er ware aber dann,
wWein nach den bestehenden Gesetzen oder Machtverhältnissen tür ıh
keine Möglichkeit 7äbe, ein Strafverfahren SCn Bestechung und echts-
beugung erzwıingen un! alsdann das Urteil Fall bringen. Dıie Schutz-
Josigkeit des Opfers mu{fß miıthın in einem Unrechtssystem und nıcht 1n einem
zufälligen Versagen des Rechts seinen Grund haben Auch verlangt die
Menschenrechtsidee nıcht eın Maxımum denkbarem Schutz (eine unerfüll-
bare Forderung), sondern wendet sıch SC das Fehlen des be1 andern
Kulturstaaten durchweg vorhandenen Schutzes.

enden WIr uns 11LU.  - der andern W esensse1ite der Menschenrechtsverletzung
Man 1St den Gedanken sewÖhnt, da{ß s1e vorliegt U: be1 der Ver-

letzung solcher Schutzwerte, die mıiıt dem enschsein siıch CNS IMN CIL-

hängen, die jedem Menschen eshalb ohne Unterschied 7zukommen und die
seiner Menschenwürde ENISTAMMCN; 11a  w} spricht von Rechten, die dem
Menschen als solchem angeboren sind. Hıer 1ST vielerle1 klarzustellen.

Das Mißverständnis, als SsCe1 mein Recht auf Leben, Ehre, innere und außere
Freiheit USW.,. im begrifflichen Sınne bereits Menschenrecht, haben WIr schon
ausgeraumt. Menschenrecht 1st vielmehr der Anspruch auf staatlıchen Schutz
VO Leben, Freiheit, Ehre USW.,y also andererseits auch die Forderung auf
Beseitigung VO  - Rechtseinrichtungen wWw1e Sklaverei, Leibeigenschaft, Folter,
aut Abschaftung der Entrechtung einer Klasse, Kasse, Minderheit der der
Frauen. Es 1St bezeichnend, da{ß die Menschenrechtsidee, w1e die geschicht-
lıchen Darlegungen C} Kıpp (unten 19 f£.) 1im einzelnen zeigen werden,
TSLT als Reaktion derartige eklatante R echtsmißstände entstanden 1St.
Solche summarısch-massıven Abwehrreaktionen hatten leicht, sich aut tun-
damentale, unteilbare, einer Abschwächung oder Steigerung nıcht zugang-
iıche Menschenwerte eruten un daher ihr sittliches Pathos beziehen.

ber sehen W1r Uu11s einen dieser fundamentalen Rechtswerte als Beispiel
einmal näher Aall, die Freiheit. Heute 1St allgemeın Brauch, dafß der Staat
den schuldigen Rechtsbrecher nach Verurteilung ZUur Strate einsperrt für iıne
Zeıt, die als dem Schuldmafß entsprechend angesehen wırd. ber 1St
sicher, da{ß dabe1 bleibt? A Onnte nıcht diıe e1It kommen, als menschen-
entwürdıgende Machtanmaßlsung des Staates angesehen wird, den Schuldigen
auch dann 1n aft halten, WEINN be]i ıhm keine Getahr der Rückfälligkeit
besteht, also tatsächlich vielleicht 1Ur noch, andere VO  3 Ühnlichen Straf-

abzuschrecken? Sınd WIr niıcht auch aut dem Wege der Erkenntnis,
dafß eınen menschenentwürdigenden Machtmißbrauch darstellt, Verbrecher

ihrer Freiheit 1n einer W eıse bestraten, die <1e€ erfahrungsgemäfß 1n aller
Regel nıcht besser, sondern schlımmer macht? Und 1U  ; schauen W11) WweIt iın
die Geschichte zurück. W ıe sollte sich eigentlich ein primıtıver Volksstamm

einen immer wieder räuberisch einbrechenden Nachbarstamm 1n uma2a-
Weıse wehren als dadurch, da{fß 11MAall ıh: unterwarft und Sklaven

machte? Koönnte mal für diesen Fall behaupten, dıe Sklavereı als positiv-recht-
liche Einrichtung se1 grundsätzlich 1ine Menschenrechtsverletzung vewesen?
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Eın zwelıtes Beispiel! Ist die Bekämpfung einer NCUuU eindringenden Religion
MIt staatlıchen Machtmitteln allen Umständen ine Menschenrechts-
verletzung? Angenommen, die Lenker des Staates fühlen sich und das olk
1 gesicherten Besitz der relıg1ösen Wahrheit (vielleicht sınd SL1E sogar)
Nun kommt ıne andere Relıgion auf, die s1e tür une Irrlehre halten (es
vielleicht o  a ist), 1ne Lehre, die tür die Masse des Volkes voller Ver-
lockung 1ISt Das olk aber hat nach dem Stand seiner geistigen Reiftfe un
Bildung, be] dem Fehlen allgemein zugänglicher Bildungs- und Orientierungs-
mıiıttel SAl nıcht die Möglichkeit einer auf ausreichendes Wıssen gestutzten
persönliıchen Gewissensentscheidung. Müißten siıch da nıcht die Staatslenker
verpdflichtet fühlen (vielleicht objektiv verpdflichtet se1n), durch Eın-
Satz staatlicher acht die Bürger VOTr der Versuchung des rIrtums be-
wahren? Und noch kurz i1ne dritte rage Hätte Homer auf den edan-
ken kommen können, daß der Rechtsschutz für geist1ges Eıgentum eın angebo-
CNE! Menschenrecht se1?

Eınes dürfte durch die Beispiele geklärt sein: Ob eın staatlıches 'Iun oder
Unterlassen Menschenrechtsverletzung ISt, hängt auch VO  ; den e1It-
und Milieubedingungen, VO  _ der Kulturlage eines Volkes oder der Mensch-
heit ab, davon, W 1€ nach dem Geist einer e1it und der Reife ıhrer Menschen
die Aufgaben zwischen Indivyviduum und Gemeinschaft verteilt sind und ob
inzwischen eın Weg gefunden 1St der siıch SO aufdrängt, w 1€e gleiche Ge-
meinschaftsaufgaben auf „humanere“ Weıse, größerer Schonung
un: Verantwortlichkeit des Individuums gemeistert werden können. Es geht
also bei der Menschenrechtsidee darum, zwischen Macht und Führung einer-
se1ts, Freiheit und Selbstverantwortung des Einzelnen andererseits die
Grenze zıehen, die den Individualbereich schont un sichert, ohne die
Gemeinschaft bei der Erfüllung iıhrer Aufgaben storen und schwächen
oder, umgekehrt ausgedrückt, die ıne Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben
S() garantılert, da{ß der Einzelmensch für sıch und als Gemeinschaftsglied sich
möglıchst ungestört enttalten annn ıne Aufgabe, dAje jeder elit wıeder NCU

gestellt 1St.
Das finden wır bestätigt, WCNN WI1r einmal] die schlichten, tast schlagwort-

artıgen Reformforderungen Aus den Anfängen der Menschenrechtsbewegung
miıt dem vergleichen, W as heute als überstaatliche Menschenrechtsordnung
diskutiert un angestrebt wird. Man lese A 1n Art der Europa-Konven-
t10N (unten 81) nach, welch umfangreiche Regelung allein dafür notwendig
erscheint, mißbräuchliche Festhaltung VO  z Personen durch die öftentliche
Gewalt verhindern. Hıer 1St n  u sehen, daß umm die vorhin erwähnte
Grenzziehung geht ‘speziell die renzen des staatlichen Festnahmerechts)
und ein „angeborenes Recht“ aut Freiheit 1Ur als Ideal 1m Hintergrunde
steht. Ursprünglich Sing die Abschaftung überkommener einzelner
Gewalt- oder Rechtsmißbräuche: heute aber gilt hauptsächlich, 1im Namen
der Menschenrechte einem neuerfundenen, voll durchrationalisierten Herr-
schaftssystem vorzubeugen, das VO  $ verschiedenen Seiten her NscCcIeEe Kultur
mı1t „Rebarbarısierung“ bedroht;: und diesem Zwecke rutt i  —$ nach voll
durchrationalisierter überstaatlicher Menschenrechtssicherung. Überstaatlich
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soll die Sıcherung deswegen se1n, weıl siıch YEZEIET hat, daß jene ucnKh Herr-
schaftsmethoden VO  a dem ıhm einmal unterworfenen Volke selbst kaum
mehr beseitigt werden können. Man wünscht sich deshalb die Menschen-
rechtssatzung als ein Recht höchster Rangstufe, das jedem sonstigen posıtıven
Recht,; auch staatlıchem Verfassungsrecht vorgeht und notfalls „bricht“,
gehandhabt VO:  3 überstaatlichen Gerichts- und Vollstreckungsorganen.

In dıeser zeitbedingten Auspragung der Menschenrechtsforderungen haben
Wr iıcht eın Manko, sondern eıinen W esenszug erblicken. Wenn sS1e
Z. heute Grundregeln eiıner demokratischen Regilerungsform aufstellen,
kommt 1er der Charakter einer AÄntwort, einer passenden Reaktion auf die
1U einmal gegebenen Zeitverhältnisse klar ZU Ausdruck. Wollte ME  ; VO.  e

ıhnen abetrahieren und siıch zutreftend SagcCch, da{f der Mensch auch
anderen Regierungsiormen, Da untfer einem absoluten Herrscher

seiınem Recht kommen könne, talls dieser 11LUr maßvoll, welse und Zzut regiere,
ware das keine echte Menschenrechtsforderung.
Übrigens 1St jene Grenzziehung, VO  ; der WIr sprachen, eine zentrale Aut-

gabe des Rechtes überhaupt. Sıe ann auf den verschiedensten Rechtsgebieten
kritisch werden. ber denke I1l eLtwa Fälle W 1€ folgende: Eın Steuer-
DSESCIZ belastet die Bürger nıcht gleichmäßig gerecht; für eın bestimmtes Ver-
tahren x1bt keıin ausreichendes Rechtsmuittel: der Staat verabsäumt eine
gerechtfertigte Sozialforderung; iıne Polizei TuLt den Bürgern wang 1ın
einer Beziehung, die dem Geschmack, der Einsicht, dem Gewı1issen des Eın-
zelnen überlassen bleiben sollte. Man würde die Menschenrechtsidee Ver-

wassern und entwerten, wollte InNan s1e anwenden über den Bereich dessen
hinaus, w 4S allzgemein-menschlich VO'  3 höchstem Gewicht 1St. Man hat das
Kriterium darın gesehen, dafß die Menschenwürde edroht oder angegriffen
seın musse. WAar annn eın anderer VO  » außen her die individuelle Menschen-
würde ın ihrem eigentlichen Kern mehren oder mıindern, ohl aber der
Einzelträger selbst, durch dıe Art, W 1E die Menschenrechtsverletzung
sıttlich tragt und auswertetlt für sıch und andere. Gerade 1n dem Ausgeliefert-
se1in das Unrecht, allein mit sich und Gott, hebt sıch vielleicht eınes der
Opfer einem heldenhaften Zeugen menschlicher Größe EIMPOF., Durchweg
aber sind die Menschen 1n dieser Sıtuatiıon in höchster Gefahr, sıch in die
Erniedrigung fallen lassen. In diesem Sınne annn man sehr wohl VO  3 einer
Gefährdung der Menschenwürde sprechen; aber eigentlıch iSst miıt „Verletzung
der Menschenwürde“ dıe objektive ethische Kennzeichnung der Menschen-
rechtsverletzung geme1nt, das, W AS s1e objektiv ausdrückt, W as ihren eigent-
lichen sittlichen Unwertgehalt ausmacht Menschenverachtung, Mißachtung
<  am Wert und Würde des Menschen siıch

Damıt sind WIr dabej angelangt, das noch näher bestimmen, W 4S

Absolutem, unabhängig VO  a den Zeitverhältnissen Gültigem hinter der
Menschenrechtsidee steht. Der Mensch, VO  3 Natur in Gemeinschaften hinein-
gestellt, kann iın ihnen ohne Wahrung VO  e Individualreservaten nıcht wirk-

Mensch leiben. Reservate sowohl 1n seine Innenwelrt hıneın als auch 1n
seıne Außenwelt hinaus; denn 1St eın leib-seelisches W esen. Dıe Notwendig-
keit, überhaupt mM1It einem derartıgen Individualreservat ausgeStattet SE1IN,
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gehört ZUL Menschennatur. Dıieser Notwendigkeit entspricht die sozialethische
Grundverpflichtung, die der Mensch VO  a} Natur 1n seinem Gewı1ssen tragt: La{fß
deinem Mitmenschen „das SeEine“, iıhm nıchts BOses! Die zweıte 1n der
Menschennatur liegende Notwendigkeit 1St die der Gemeinschaftsbildung.
Ihr entspricht der zweıte sozialethische Anrut des natürlichen Gewissens:

posıtıve Leistungen in dıe Individualzone des Mitmenschen, iıhm
Gutes! Auf diesen beiden Normen basıert die sittlıche Grundstruktur des
Gemeiinschattslebens: Jeder, alle, die Gemeinschaft hat jeden Einzelnen als
Menschen achten und fördern; ausgeSstattet, hat jeder Einzelne ZULr

Gemeinschaft das beizutragen, W ESSCH dıese ZUr Erfüllung iıhrer Aufgaben
bedart. Das 1STt der bleibende ethische Grundtenor für die oben beschriebene
Grenzziehung zwıschen den Einzelnen un ihren Gemeinschaften, 7wischen
Bürger und Staat Im einzelnen annn sıch dıe Grenze vieltältig verschieben
und hat sıch verschoben 1m Lautfe der Geschichte. Je nach den 1n den Eın-
zelnen un in ıhrem Gemeinschaftsleben gegebenen Umständen können Aut-
vabenverteilung un: Herrschaftsmethoden verschieden, ”annn der Individual-
bereich weiıter oder NSC Se1N, eın 1n ıhm beschlossener Einzelwert stärker
hervortreten oder schwächer entwickelt, 1n unterschiedlicher Weıse modif-
ziert se1n.

Damıt 1st allerdings 1Ur der Rahmen gegeben; ıhn auszufüllen, annn jer
nıcht die Aufgabe sSein. Die Menschen, die eine Menschenrechtsforderung
erheben, erutfen siıch auf ihr ganz klar übereinstimmendes sittlıches Bewufßt-
Se1N. ber 1n der Formulierung schie{fßt die Forderung vielfach über die sS1ıtt-
lıche Norm hınaus Z die allgemeine Freiheits- und Gleichheitsforderung).
Oft auch 1St in ihr Sıttliches mıiıt Elementen der Erfahrung und der 7 weck-
mäafßıgkeit durchsetzt. Gerade heute, ıne umtassende Menschen-
rechtssicherung geht, mMu: arüber gewacht werden, da{ß das Ethos dabei nıcht
in ulä S S1 SC £e1SECe vergröbert oder Sar vertälscht wiıird und da iıcht
Rechtssicherungswünsche als Menschenrechte sanktionijert werden, dıie auf das
ıhnen 7zukommende ethische Pathos keinen Anspruch mehr erheben können.

Damıt haben WIr 1ın Umirissen kliären versucht, ın welchem Sınne 11a  w

VO  3 angeborenen Menschenrechten reden kann, die Menschenrechts-
forderungen ın der Geschichte wechseln, siıch entwickeln und S1€ heute

einem AaNZCH ystem VO  3 rechtlichen Forderungen ausgestaltet sind. -
gleich 1st der Weg frei für die Behandlung iner zweıten Frage, die ohl
alle Teilnehmer der Limburger Tagung bedrängt hat

I1

Haben nıcht die ristlichen Menschen jahrhundertelang gegenüber den
Menschenrechtsforderungen weitgehend versagt? (Ich verwelse auf
Kıpps eindrucksvolle geschichtliche Darlegungen 19 Sınd ıcht
1m wesentlichen außerchristliche Kräfte SCWESCH, die schr spat erst die Parolen
der Menschenrechte entwickelt un.: ıhnen ZU Sıege verholfen haben? LEmp-
finden WI1r nıcht anderseits heute Verletzungen der Menschenrechte als e1N-
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deutig widerchristlich? Wıe aber 1St dann dieses jahrhundertelange Versagen
der Christen erklären, und woher nehmen WIr heutigen Christen den Mut,
die Menschenrechtsforderungen gerade aut 1SCIC Fahnen schreiben?

Dazu ware viel AZCH., Zunächst müßten yeschichtliche Untersuchungen
klarstellen, W1€ die Christen damals Zı kamen, überkommene oder 11C  e

autkommende acht- oder Rechtsmißbräuche oder Verabsäumung VO  w Ge-
meinschaftsaufgaben hinzunehmen oder mitzumachen, und W1€ sıch jeweils
die Kırche un: das christliche Gewissen dazu verhalten hat. Solche Unter-
suchungen csollen Jer nıcht angestellt werden. uch ol der Eindruck VCI-

mieden werden, dafß beschönigt oder entschuldigt werde, darın Schuld
W.ar, Vieles verstie{ß sicherlich eindeutig das Gebot der christlichen
Liebe, un sollte nıicht EerSst der Menschenrechtsidee edurft haben,
die Chrısten ıin manchem schon damals ZUur richtigen Haltung bringen.

Immerhiın 1St nach IHSEEGN trüheren Darlegungen beachten, da{ß Manl-

ches, W ASs uns CX DOSL als Rechtsmifßßstand erscheint, nicht immer BEWESCH
se1in mudfßs; auch dann, WEeNnNn gewandelten Verhältnissen DA echts-
mıißstand geworden Wäl, hat vielleicht noch einer längeren Entwicklung
der Verhältnisse und der Menschen bedurft, ehe das R eformbedürtnis
mMI1It der ucht einer allgemein erhobenen ethischen Forderung auftreten un
das Gesetz der Beharrung, die Schwerkratt des Faktischen, zumal des
Legalen, außer Kratt setzen konnte.

uch darf der Gerechtigkeit willen das Negatıve nıcht ohne das Po-
sıt1ve gyesehen werden, nıcht ohne die großartigen Leistungen der christliıchen
Jahrhunderte für die Lauterung, Entfaltung und auch rechtliche Sıcherung
des Menschen sıch. In jenem Jahrtausend haben Frömmigkeıt und Liebe
dias Menschenbild auch in der weltlichen Wirklichkeit völlig vewandelt. Das
Züsammenleben der Menschen, das Verhältnis der Mächtigen den Dienen-
den hatte 1 BanzZCH sittliches Gepräge Dıe Bereiche des Rechts, in denen
der Mensch als Individuum geachtet, veschützt und gefördert wurde, über-
OSCH be1 weıtem. Verwıesen sSe1 LLUT auf den völlig 1nnn der Famıilıe,
auf die 11C Würde der Frau, auf dıe sittliche Adelung der Arbeıt (Eın-
tührung der Sonntagsruhe). Christliche Sittenlehre und qQhristliches Natur-
recht haben dem Völkerrecht und auch den Menschenrechten den Weg gC-
bahnt, WwWEenNnNn auch a1€e Zusammenhänge ıcht überall sichtbar sind. Im Hınter-
grunde der Menschenrechtsbewegung euchtet das durch Christus geläuterte
Menschenbild auf, WECNN auch die bewegenden Kräfte siıch noch schr Aku-
larısiert der d widerchristlich gebärdeten.

Aber yeht Uu11ls5 hier noch anderes, Grundsätzlıches. Christ (als
Idealgestalt) 1St der Mensch, der durch dıe Erfüllung seiner sittlıchen Pflich-
tcCN, insbesondere des allumfassenden Liebesgebotes, das uns der eıster
gegeben hat, die Welt überwindet. iıcht durch VWeltf£flucht, sondern in der
elt stehend, meıstert s1e, mMag s1e se1N, W1€ S1e will, mi1t all ıhrer Un-
ordnung und Ungerechtigkeıit, Bedrängnis un: Gefahr, mMIt allem Schicksal
un Leid, auch mıt alldem, w a4s S$1€ ıhm acht und lück un: Erfolg
zuwirft. Ist als Sklave geboren, verklärt se1n schweres Los Siıtt-
lichem Auftrag un: Opferdienst. Ist der Herr, adelt die Sklavereı
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11E Pflichtenverteilung, bei der ıhm die jebende Leitung und Fürsorge
für die dienenden Brüder zufällt Erfährt Unrecht 1ST ıhm die Art
WIC darauf FrCagıleIrch habe WE sittliche Aufgabe Vıelleicht oll

ZUT CEISCHNECN Lauterung hinnehmen, vielleicht IN1I£E Liebesausstrahlung beant-
Oortfen vielleicht aber auch abwehren der Sar strafen ach CIM Abwehr-
recht Iragen 1ST weder SC11: CINZ1IEC, noch Reaktion Sıeht
NCN anderen hilflos eidend iragt nıcht SCHCU wen dieser
AÄnspruch autf Hılte oder Ersatzleistung hat ereıtert sıch nıcht dafß hier
die öffentliche Fürsorge VECISASC, hılft selbst Immer 1ST bereit Opfter

bringen, 2Zu sittlich aufgerufen 1ST dann auch schliefßlich sC1nNn
Leben opfern

Der Christ weıß da auch das Leid das Unrecht das Böse, das dem Men-
cchen wıiderfährt SsSC1NCNHN Platz hat Gottes Plan tür die Welr und tür die
Führung des einzelnen Er lenkt alles ZU Besten für den, der sıch redlich

das Gute müuührt Der Christ weı1(ß auch daß Ungesichertheit unabwend-
bares Menschenlos ISES da{ß jede Entscheidung Gewissens agnıs
bedeutet In dieser Ungesichertheit sich persönlıch bewähren 1ST
sittliche Aufgabe Die Welr verbessern 111 SO, dafß das Gute und die
Liebe iıhr vermehrt un: für die Wahrbheit Zeugnis 1Dt ber (0)88 1ST
nıcht Weltverbesserer übliıchen Sınne Er STUCrZT eine Tyrannen, zettelt
keinen Sklavenautstand Z geht nıcht auf die Barrıkade Im Existenzkampf

allen Machtkämpfen 1IST schwächer als die „Kinder dieser Welt weil
beschränkt 1ST der W ahl SCiNer Mittel.
SO ]1ST der Christ denn auch NEC1RT, die Ordnung oder Unordnung, die
Staat un: Gesellschaft und Recht vorfindet, zunächst einmal als Tatsachen

dieser Welt hinzunehmen un: der ıhm aufgegebenen VW eıse
Darum cben können WIr kämpferische christliche Volksaktionen, cAristliche
Revolutionen BC Machtmißbrauch und Rechtsmifßßstände 2um
Man braucht sıch also nıcht wundern, da{fß auch der Menschenrechts-
bewegung das Christentum keine inıtıerende Raolle gespielt hat

Gewiß weiß auch der Christ un gerade C da{fß der Mensch höchster
Gefahr IS sittlich abzusinken wen nıcht e1iNC Herrschafts- und Rechts-
ordnung Gewalt un Willkür Schranken häalt und Bahnen führt,
Mindestleistungen der Allgemeinheit und der Einzelnen siıchert Mindest-
reservate des Indivyiduums und SC1NCIL wirtschaftlich-kulturellen Miındest-
stand garantıert Je mehr der Lebensraum des Einzelnen siıch verengert JC
stärker und vielfältiger das Gemeinschaftsleben verflochten 1SE

dringender und difierenzierter wırd dieses Bedürfnis Wır also
volles Ja Auı und haben Aaus unllserer relig1ös-sittlıchen Überzeugung zahl-
reiche Forderungen die Gestaltung des Rechtslebens, der Menschenrechts-
ordnung estellen ber WITLr sind unlls bewulfßt dafß selbst die UÜberrechts-
ordnung der Menschenrechte günstigenfalls Verallgemeinerungen, Ver-
yröberungen Schematisierungen des Sittlichen sind die die sittliche Einzel-
entscheidung über das Sollen un: Dürfen nıemals HSSTZEN können

Geschwächt durch ME entnervende Kultur, aufs höchste bedroeht durch
Mächte der Fınsternis 9 brauchen WIT heute iMn umfassende und möglichst

C  C
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wirksame Menschenrechtssid1erüng. ber s1e hat auch ıhre Kehrseite. VWer,
um die Freiheit schützen, den Menschen einen Schutzzaun zıeht, grenzt
damıit zugleıch seine Freiheit ein, und mehr, Je stärker und dichter
der aun ist. Das 1st nıcht 1LLUr eın Bild Nır der ganz ungeschützte Mensch
könnte SAanz treı se1ın, Banz unbehindert 1n wirklichkeitsgetreuem Austausch
mMIt Umwvwelrt und Mitmensch. Der rechtlich eingeformte Mensch, VO  —$ typ1-
sierten Rechtstatbeständen umstellt, 1St armer geworden un irgendwie künst-
lıch Es ist, worauf Van der Ven (unten 16) mMIt echt hinweist, ine Wıiırk-
lichkeitsverfälschung, wenn das echt die Menschen alle gleich machen ll
Wäre nıcht jeder ensch anders, 1ın ein anderes Schicksal gestellt un: VOTLT
andere Aufgaben, hätte se1ne Besonderheit als Mensch verloren. Ist nıcht
höchst bedenklich, wenn siıch der daran gewöhnt, innerhalb nes
Schutzgeheges leben, 1in dem ıhm der Staat als Wohlfahrtsleistungen das
darzureıichen hat, W as Zzu Leben unerläßl;ch braucht VON der Wıege bıs
ZuU Grabe. und ıhm zugleich als AÄquivalent vorgeschriebene Mindestleistun-

die Gemeinschaftt abnımmt? Der LO le echts- und Wohlfahrtsstaat
droht se1ine Bürger Haustieren der Gemeinschaft entmenschen,
Werkzeugen oder Maschinenmeistern einer Lebensftfabrik herabzuwürdigen.
Dann wird der Bürger der sittlichen Verantwortung für sıch und andere eNnNTt-
wöhnt;: verlernt CSy der Unsicherheit auf sıch selbst stehen; verg1ßt,
daß eine Naturkatastrophe oder andere Menschen den Schutzzaun eines
Tages einreißen können. Ja; Freiheit 1St Menschenwürde un 2ußerste Ge-
fährdung zugleich, höchster sittlicher Anrut und höchste sıttlıche Gefahr ıin
inem. Jede Gefahrensicherung durch das echt bedeutet leicht auch Ab-
schwächung der sittlid1en Aufgabe, Beeinträchtigung VO Freiheit un Men-
schenwürde.

Der Christ soll sıch in erster Linie dem sittlichen Anrut stellen, w1ie der
eıster vorgelebt hat. Dıie eigene rait wächst ıhm 1ın der Gnade Er VeLi-
wahrt sıch dagegen, daf Rechtsschutz un Staatswohlfahrt einem uUufo-

pischen Sicherheitswahn, eiıner weıteren Entsittliıchung des Gemeinschafts-
lebens und fortschreitender Abschwächung der sittlichen Freiheit unı Ver-
antwortung des Einzelnen führen könnten. Die sittliıche Kraft der Einzelnen
wird darüber entscheiden, ob das cQristliche Abendland wird.

D mer, Menschenrech
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ROFFNUNGSA  PRACH OSTERMIT  OCH N!

Von AUL

„Und S1E ingen nıchts 1ın dieser acht. Als aber der orgen ZrFaute, stand
Jesus fer.

Keine ANSCHMCSSCHNCIE eıt des Kırchenjahres könnte unserer Pax-Romana-
Tagung beschieden seın als die Osterwoche in ihrer unendlichen Herrlichkeit.
Thema der Tagung sind die Würde des Menschen und die ihm u dieser
Würde zukommenden echte

Um dieser Wüuürde willen, die geschaften als den Abglanz seiner Herrlich-
keit, un:! iıhrer Wiederherstellung willen, nachdem S1ie verloren War,
ward Gott Mensch, un stellt in seiner ensch heit dar, WAas der Mensch
einmal un: W as sein sollte un 1n höchster Verwirklichung eigentlıch
seıin könnte. In seinem Erlösungsopter ze1gt Z was der Mensch seinenm
Gotte WEert 1St, und in seiner Auferstehung offenbart CT, W 4s der
Mensch einmal seıin wird.

Und verstehen WIr Pascals tiefes Wort: W as der Mensch iSt, wissen
WIr allein durch Jesus Christus. W enn dieses Wort wahr Ist, dann nımmt

uns nıcht wunder, da{ß der Mensch heute, nach dem Wort eines bekannten
Philosophen, ZUM erstenmal 1n seiner Jangen un wechselvollen Geschichte
nıcht mehr weıß, WL eigentlich ıst; Uun:; WITr verstehen VO  3 auch, da{ß

seiner Würde 1n unseren Tagen furchtbarer gefrevelt wurde als Je ‚VOTFT.
Nur die Kirche Jesu Christi, die große Unzeıitgemäße, spricht iıhr W ıssen

VO Menschen 1m Worte ıhrer Liturgie: „Deus, qu1 humanae substantiae
dignitatem mirabiliter condidıistı et mıirabilıus reformastı“ : allem Sagt
e es noch immer  S  ° „Gott, Du hast den Menschen ın seiner Würde wunderbar
geschaffen un noch wunderbarer erneuert“ „mirabilıus reformastı“ annn
sı1e NUr SAaSCNH, weil UVo iıhr gesprochen hat l bın auferstanden,
un: U bın iıch be1 Dır“ (resurrexı CW adhuc sum), 1n der verklär-

Un ımmer gegenwärtigen Gestalt ıhres Kyrıios erschaut S1E das
Urbild des Menschen.

aben Aauch die heutigen Verkünder der Menschenrechte sein Bild noch
VOoOr Augen? In einer kunstvoll zusammengestellten appe über die Men-
schenrechte fand ich auch eın Bild des erhöhten Christus 1aber 1STt dieses
Bıld nıcht blafß und blutleer geworden? Es hätte ‚ONST ein1ges, WI1e WITr noch
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sehen werden, der Deklaration der Menschenrechte anders SECYART werden
Werden WILFr diesem Bild leuchtenden Farben wiedergeben?

Das Wort das der Herr nach SCINCL Auferstehung spricht 1SE das
Wort Pax, C111 VWort das WITL: Ntier ausend Schmerzen mehr lieben ernten
als jedes andere, der Friede, dem auch das besondere Flehen NSCIET Mutte1
Kirche diesem Jahre oilt 1USs XII Ustersonntag) Der Herr spricht
dieses VWort iıcht NUr, 1St Friede, wWI1e Paulus Sagt „r macht UuS

C115 Er 1St ZUECIST der Friede zwıschen dem Vater und Uuns, un
dann stiftete Frieden zwiıschen denen AaU! der Ferne un: enen AUuUSs der
Nähe In SC111CTr uen Schöpfung heißt darum nıcht mehr Heıide un:
Jude, Barbar und Skythe, Sklave und Freier Dieses Wort des Kolosserbriefes
1ST zugleich die IS die eigentlıche Grundlegung der Menschenrechte ber
die cAristlichen Völker können sıch nıcht rühmen MIFt der Verwirklichung
dieses Wortes sich scehr beeılt haben Gab nıcht Leibeigenschaft und
Sklaverei noch vVvorigen Jahrhundert Mißhandlung VO  3 Frauen, VO  _ Ma-
trosen, Soldaten noch nıcht terner Vergangenheıit? W as aber dıe
weißen Völker den farbigen Menschen jahrhundertelang un systematisch
angetan haben un noch antun, bleibt C1NC nIie mehr gutzumachende Schande

Vor allem aber 1STE autf Erden nıcht mehr sutzumachen, w 4S Deutschland
zwolf Jahre Jang der Würde des Menschen gefrevelt wurde Darüber
1STt auch heute noch eın Gras gewachsen Und WIr können die Tagung
der Pax Romana Deutschland zumal IMIT diesem hema ıcht beginnen,
ohne noch einmal Nsere brennende Scham darüber bekennen!

Gewiß, NSCIE ausländischen Freunde WI1SSCI., daß viele VO  $ uns selbst
den Opfern der Tyrannıis gehörten; und doch haben alle teı] der
SCINCINSAMCNHN Schuld VvVor Gott, auch Cc1in menschliches Gericht nach den
Worten des Heıiligen Vaters für solche Kollektivschuld nıcht zuständig 1SE
Unsere Freunde wWwW15S5scHh auch da{ß seitdem ebenso Schlimmes der Welt auch

unls geschehen 1SE und noch gxeschieht aber WT haben IMLL
UNSCICI Schuld LuN, nıcht MI der VO  - andern un wollen nıcht
Nn bei Nserem Conüfiteor

Nur solches Confiteor bringt uUu1ls alle WEI1LEeTN; denn Nnur wenn Er, der NseI«cC

Schuld das Kreuz heftete, u1ls alle hineinverwandelt C111 NCUC Schöp-
fung mirabilius NOS retormabırt NUur dann werden die Versuche der
Menschen C111 besseres echt der Welr Jänger gelten als einen Tag
Tle basherigen Versuche, die AUS verblaßten un Akulariserten
Menschenbild kommen Zzut sS1C ZSEMEINT n, haben Losbrechen
Fıinsternis nıcht abwenden können. Von iıhnen allen gilt das Wort des heu-
tigen Evangeliums: „Und S1IC fingen nıchts 1 dieser Nacht.“
Is aber der Morgen graute, stand Jesus ter  C > aber 1Ur die

ugen des Glaubens un der ebe ihn erkennen, WIeC die des
Liebesjüngers, Petrus sprach Es der Herr Herr, ZC19C
Dıch auch Uuls nach dieser furchtbaren Nacht, auch dastehen INIT
leeren Netzen un iıcht WI1SSCNH, NU:  - der Tag bringt ufe auch Vo

fer her a dann wollen WIr W!1e Petrus ‚us unseren Booten SPI1INSCH, NSEIC

letzte iırdısche Sıcherheit daranwagen ] Glauben, WITr wollen durch-
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kämpften durch die Fluten, die über uns weggcehen, dorthin allıs Uter,
Du stehst und schon auf uUuns Wartest, Du Feuer schon entzündet hast,
das uns Kälte und Erstarrung löst, und uns bereitet ast das Mahl, damıt
WIr in der Kraft Deiner Speise wieder gehen lernen, Deinen Ostergruß,
den Grufß des Friedens, allen bringen, die 1n dieser Welt und ıhrem
Unrecht leiden, allen Mühseligen un Beladenen, allen Erniedrigten und
Beleidigten, allen, deren Menschenwürde die VWelt MIt Füßen U:

Zuvor aber wollen WwIır flehen mit Deıiner heiligen Braut, der Mutter Kirche,
1mM Schlußgebet der heutigen Messe: „Herr, WIr bıtten Dich säubere uns VO.  5

allem, W as noch VOoO alten Menschen in uns ISt; un! wandle uNs 1n eine nepeSchöpfung um.
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PHILOSOPHISCHES DE  Z MENSCHENRECHTEN
Von JOSEPH VAN DE  z VE  7

Es sind 1n der Hauptsache drei Punkte, dıie m1r ungenügend erwähnt VOLI-

kommen, un über die ich jetzt ur7z also auch noch ungenügend Sp.
chen möchte, NUr amıt s1€ ıcht Fluß NSCICLI Besprechungen anz unfer-
tauchen. werde wen1g Juristisches agCcn haben un ebensowenı1g Hı-
etorisches. möchte lıeber AuUuSs einer philosophischen Besinnung heraus VOIr-

suchen, über ein1ıge mM1r sehr wichtig erscheinende Fragen hinsıchtlich der
Menschenrechte as mehr Klarheıit verschaffen oder, weniger anspruchs-
voll,; den Anstoß geben, damıiıt die Aussprache darüber einıge Klarheit
hervorbringe.

VWıe iıch schon früher betont habe, soll INa 1ın den Menschenrechten, w1ie
in jeder mehr oder weniger gesetzgeberischen Arbeit, VOT allem eın SOZ10-
logisch deutendes Resultat sehen, emm Resultat also, das X Stelle als
soziologisch un damıt historisch, VO Zeıt und Mılieu mitbestimmt dasteht
und als solches würdigen 1st. Menschenrechte, ob deklariert oder „kon-
venlert“, sind Positivierung des Rechts, und damıt sind s1e situationsgebun-
den geworden. könnte ORa dıe These verteidigen, da{fß siıch das gal nıcht
anders machen lalst, der ensch auch der Gesetzgeber siıch von der
ıhm vertraufen Sıtuation nıcht weıit Jossagen kann, Grundregeln
außerhalb jeder Kontingenz formulieren zönnte. Seine gzesetzgeberische Ar-
beıit würde on O9 als sinnlos anmutfen. kann darauf jetzt eben
weil LUr ine Vorbemerkung 1st nıcht weiter eingehen, OoOmMmmMe jedoch

Ende noch daraut zurück.

Man braucht den Menschenrechten VOoOr allem den Menschen, und mMa  e}

bildet sich eın richtiges Menschenbild, das auch (wıir könnten $ast sagen)
den Stofß der Situationsgebundenheit aushalten un überleben kann, edig-
lich AUuUS einer Seinslehre heraus. Wo sich die ersten und tiefsten Rechte
des Menschen handelt, braucht auch se1ne ersten un tiefsten Wesens-
bestandteile 1Ns Auge fassen: den Menschen in seinem Seın, als Seienden.
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Daraus un: NUr daraus ergeben sıch die Werte, welche dem Menschen séine
vielgenannte W ürde geben. Und diese VWerte bilden weıiter die Grundlagefür seine Rechte, welche ann bestimmten Normen ZAGNe Sıcherung dieser
Rechte Anlaß geben. So haben wIir den richtigen Ort all dieser Regeln gefun-den, die uns als „Menschenrechte“ vorgeführt werden: die Normen stuten
auf VWerten, unı die VWerte stufen auf dem Seıin, auf dem Serzenden.

Nebenbei: damit berühren WIr eın Banz anderes System als e dasjenige
Kelsens, dessen Normen immer NUur aufgebaut sind auf tieferen ormen
und zuletzt auf einer Grundnorm. Dann bleiben WIr Sanz 1m erel des
„reinen Sollens“ (und A2ZuUu noch des nur-rechtlichen Sollens) stecken, und
dann versteht sıch der Wunsch, da{fß nıcht ZU zweıten ale als Jurist
leben möchte! Ahnliche Gedanken freilich anders unterbaut findet
INa  3 Z A8 bei Georges Rıpert, dem Rechtswissenschaft kaum mehr ennn
als „technique juridique“ gilt. Da haben also MIt einer „Rechtswissen-
schaft ohne Recht“ iun (Nelson), un INan kann sıch NUur darüber
freuen, da{flß auch außerhalb katholischen Denkens der VWeg nach aterıa-
lem, wertgefülltem echt zurückgefunden 1St (Coing Brunner
Ryffel)

Wır 41ber wollen den Bereich des Sollens als wesentlich iın den des
Seins eingebettet betrachten. Das Sollen schöpft seinen anzech Sınn Aaus dem
Seıin, weıl einerseits daraus seinen Ursprung nımmt, anderseits darauf
zurückgeht als auf seıin Ziel Die Norm (auch die Rechtsnorm) 1St das Band
zwischen dem wirklichen Sein un dem verwirklichenden Sein. Die Ver-
kettung siıcht dann Aaus w1e tolgt

Sein VWert Norm VWert Sein
Unsere Deklarationen un Konventionen sınd nıcht oder A2AUMmM dieser
Einsicht gyCeraten. Darum S1N! S1Ee noch weniger, als schon sozuologisch
gesprochen notwendig ware, VO:! metaphysischen Bild des Menschen BC-
tragen un sind s1ie noch mehr, als soziologisch gesprochen vermeid-
lich 1st, der Sıtuation, der Augenblicklichkeit ausgeliefert.

Daher sehen Wr diesen Aktenstücken eigentlich nur Normen dahin-
gestellt, dann un wWann und dies scheint mM1r schon VO  3 Gewicht MI1t
einem Verweis auf einen Wert versehen. Nur einmal sieht an 1n der UNG-
Deklaration Wert bis ZU tragenden Sein durchgestoßen, un War
bei inem schr wäichtigen Punkt dem Gewissen. Man stellt nıcht die
Norm auf Lasse das Gewissen frei: inan verbindet daran icht Nur den

C der Gewissensfreihelt, ne1n, INall unterbaut dies noch MITt dieser
1nNs gegebenheit: derMensch LSt mit Vernuntft und Gewissen begabt (glück-

ucherweise schon ın Art I einz1ıge Stelle mML1t ontischem Hınweıis: INa  >} dart
aber auch Sagen: unglücklicherweise ErSt 1n Art 1 die Präambel geht nicht
über allgemeine Wertandeutungen hınaus).

YSt 1ın Iinan die Seinsanalyse des Menschen einem synthetischen
Menschenbild durchgeführt hat, 1St. Inan weıt, sıch die Frage nach den
menschlichen Werten stellen dürfen; und die ÄAntwort darauf lassen
sıch dann die richtigen Normen anknüpfen. Many hätte annn z die Frage
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beantworten iıch deute hiermit 1LUr eın Programm VWorin 1st
der Mensch meısten, worıin 1St weniger „seiend“, mit welchen seiner
Handlungen erfüllt die Aufgabe seiner 1m Sein steckenden Möglichkeiten
mehr, mıiıt welchen weniıger? Vergessen wir namentlich nıcht, alles mensch-
iıche Se1in 1ın seiner „Indefiniertheit“ us zugleich ine Unvollkom-
menheit un! Vervollkommnendes darstellt. Das Person-sein, das
SOZUSASCH Gewissen-seı1in, das beleibte Seele-sein würden sıch als sechr
tiefe Seinselemente herausstellen. Als die tiefsten waren die Geschaftenheit
des 1NS, seine Unvollendetheit und das vollendende Sein anzuführen. Sıe
liefern die ontologische Grundlage einer menschlichen VWertelehre. ware C  (

auch möglıch, die wiederholt 1n der Diskussion ankliıngende rage nach einer
Werte-Skala un: einer jerarchie der Normen aufzunehmen.

Es soll uns nıcht wundern, dafß VO'  e} alledem wenig in Pakten un: De-
klaratıonen finden 1St. Erstens: Eın Gesetzgeber, auch wenn sich mIit
Grundlegendem befaßt, braucht ıcht tief suchen, besser: icht tief
sıch auszudrücken. Z weıtens und abermals) Eın Gesetzgeber ist notwendig
in einer Situation befangen. Erleben WIr auch icht uns selbst Unı 1in
diesen Tagen, W1€ WIr gerade nıcht ın der eben skizzierten Weıise N-

sind, sondern immer wieder aus NSCICIN Milieu und unseICrI VWelt
heraus ber diese Dinge gesprochen haben — angesichts des totalen Staates,
VO  } nazıstischem oder bolschewistischem Geprage, angesichts einer bestimm-

Bedrohung, einer bestimmten Notlage? Überlassen WIr einerse1ts den
Philosophen, diese Dıinge klären, aber benützen W1r anderseıits ıhre Kr-
gyebnisse bei UNnSCICr legislati ven oder quasi-legislativen Arbeıt

Es zibt aber einen dritten Grund, WAarumnı diesen Dıingen nıcht 1n den
Deklarationen und wen1g ın den Aussprachen begegnet: Unsere e1iIt hat
den Sensus für eiıne metaphysische Besinnung un: tür eine Erforschung un
Erkenntnis des Se1ns; für \d35 Verständnis se1nes Sınnes weıtaus verloren. Wır
treiben noch eın wen1g weıterauf dem traditionelien FEluß bestimmter Normen,
wOorın sich Xann un! wWann ein Wort erkennbar macht, ber WIr haben den
testen Seinsgrund verloren. Man steht vielfach skeptisch der Möglichkeit
einer Seinsforschung gegenüber. Allerdings findet man auch hıer außerhalb
des katholischen Kreises i1ne ZEW1ISSE Rückkehr. 21
ware als Ontologe, der damıt ine Wertphilosophie verbindet, erster

Stelle erwähnen. Uns fällt die wichtige Aufgabe das wahre Sein des
Menschseins und seinen wahren Sınn unaufhörlich untersuchen und
ımmer wieder auts NCeCUC 1n rage stellen, damıt das Band, über das ıch VOoL-
her gesprochen habe, nıcht der menschlichen Erkenntnis verlorengehe.

I1

Könnte in der Formulierung der Menschenrechte nıcht noch eine Danz
andere. Gefahr stecken als eben diejenige, vielleicht irgendein Recht
wenı1ger glücklich formuliert worden iSst.
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xzlaube, diese Frage bejahen I1LLUSSCI1 un hınzufügen MUSSCH,
die Gefahr MNSCTCI Besprechungen 1cht Sanz IST.

Es ı1SEt 1iN€e Gefahr, die jedem Recht, iıch möchte lieber CN: jeder Rechts-
formulierung und -pOS1ICL1vVIerunNg anhaftet. Es 1SE die Getahr der Jeich-
förmigkeit Summum 1US, IN1IUNA, davor hat schon die Antıke u1l5 SCc-
WALrnNtTt Diuese Frage stellt sıch bei jedem Gesetz Inwıefern darft 1Nd  3 hier
Gleiches unterstellen un dazu Gleiches vorschreiben?

ann diese wichtige Frage hier nıcht iıhrer Breıite aufgreifen, möchte
aber darauf hinweisen daß sS1iCe für 'hema Sallz besonderer O1’m
un fast tragıscher Bedrohung auftaucht Es handelt sich hier den
Menschen un! gerade ıhn, und ZW AAar den Menschen seinen wich-
t1SSsStEN Anliegen Inwieweıit stellt sıch NSCTE Frage kann 11a  .
VO  3 den Menschen behaupten, S1C SCICHN alle gleich? Trifit nıcht vielmehr

die Menschen nıcht alle gleich sind, und 1es aller Schärte icht
NUr, da{fß Ungleichheiten &1bt, sondern da{fß das Ungleiche das VWesentliche
darstellt oder WENIESTENS IM darstellt? Ist nıcht S MI1L ZU
Menschsein vehört, nicht WIC C1inNn anderer, sondern eben NUur selbst
15 un: dafß eben keiner ıhm ganz gleichgestellt werden kann? Wıird nıcht
UNSCEIC Zusammengehörigkeit unsere Einheit als menschliches Geschlecht

WIC schön hat ıcht Pere de Lub seinem Buch Catholicisme dar-
ber geschrieben VO den ZzWE1 Gegebenheiten zugleich unı:! gleichem
Maß da WIL: alle Menschen siınd aber auch daß jeder GE anderer
Mensch 1St ” Diese Andersheit könnte nıcht IMIT solchen breiten Kategorıien, als
die welche eben der Deklaration Seıite veschoben sind Geschlecht
Rasse, Sprache Religion us  < abgetan werden — obgleich 114  - 1IiC K  3
daß WECN1IgSSTENS die Verschiedenheit der Geschlechter un! wahrscheinlich
auch dıe Vielheit der Sprachen un Völker ZU Mysterium der Einheit der
Menschheit beizutragen hat ber die Andersheit geht WEeITL da{fß S16 al
ıcht mehr Kategorialbegriffen darzulegen 1ST sondern LLUr E: der
anwesenden Ichheit angedeutet werden kannn Zum Person-sein könnte also
2uch gehören da{ß die Menschen eben nıcht gleich siınd Ja etztlich könnte die
Gleichheit der Menschen darın bestehen da{fß S1IC eben ungleich sind.

Fragt sich 1i1nNW1eEWEL SIC dann rechtlich yleich behandelt werden kön-
NCn und Justitia ihr Blindtuch tragen dart halte nıcht für unmöglıch
daß WIr hier den Grundtehler antreffen 11a  ; dıe Menschen als
BaNz locker auseinanderstehende Individuen beschrieben und IN Rechten
ä  tet hat und erst anl Ende INIL CIN1SCIHL Verpflichtungen diese leich-
heitsklötzchen z DlrE Gesellschaft zusammengefafßt hat Wenn VO Anfang
die Menschheit als Iche 11185 Auge gefaßt WalCc, dann hätte 119a  — eichter der
Gemeinschaft den ihr gebührenden Platz ZUWEISEN und die Menschen ıhrer
Gleichheit und hhei erfassen können (wieder C Beweıs der
Sıtuationsbefangenheit).

Hıermit verbindet sich die Möglichkeit daß W1r ler das Symptom eiINeEeTr
bedrohlichen Kulturlage VOT sehen der Mensch wiırd iıcht als C1MN un:
Du betrachtet sondern als C1inNn S Auch der Begrift der Person könnte NUuUr be--
orifflich verstanden SC1H und den Menschen IMITt der SOZCNANNTITCN Person-
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würde nNnem „ES“ Dıng herabdrücken. Gerade diese 1Ur
als gyleiche Indiıviduen, nicht aber als ungleiche Sozialwesen dargestellte CT

haben Unmenschliches, besser, Entmenschlichtes sıch
Ihre Vollmenschlichkeit 1ST verdünnt un die Menschen dieser Deklaration
könnten I1Ur halbmenschliche W esen sSC1HN Aus der heutigen Kulturlage (man
denke 1Ur rzh 5 Stunde) vielleicht erklärlich aber brauchen

dazu nıcht Stellung nehmen?

I11

Die rage der Formulierung 1ST vielleicht nıcht einmal die wachtigste;
wichtiger könnte die rage der Interpretation SCInN möchte Jängst nıcht

WEeIL gehen WIie diıe modernen Rechtstheoretiker un Rechtspsychologen
der USA die das Schwergewicht Salnz verlagern aut die Rıchter un alles
echt außerhalb der richterlichen Urteile einfach VCcCrneıinen als echt Aber
die Interpretation IST zew1ß mehr als 1Ne hbloße Anwendung von VOL-

gegebenen Formeln auf NEeN vorgelegten Fall Montesquıieus Aussage „Le
JUuscC ST la bouche de la lo1 hat fehlgeschlagen darüber 1ST siıch über-

CIN1g Sehr fein hat Radbruch ZESAYLT, ungefähr Gesetzesinterpre-
tatıon 1SE ıcht Nachdenken Vorgedachten sondern Zuendedenken C1I]:|
Gedachten

ach den eiden Bemerkungen über die Formulierung
Die Normen sollen hinweisen auf Werte und gegliedert werden nach
VWerten, un! diese sollen auf dem Seıin fußen;

I1 der Mensch könnte ZzZu Es werden könnte WCN1LS SCHHGE Andersheıt
un! Eigenheit anerkannt werden

dürfte 11 über die Interpretation gemacht werden Jedes veschriebene,
tormulierte echt befindet sıch der mehr oder WCNISCI tragıschen Lage,
daß auf C111:  @ bestimmte Situation anzuwenden 1STt dieser Siıtuation aber
nıcht verbraucht werden darf

Es soll also EINETrSEILTS brauchbar SCIN, die menschliche und gesellschaft-
liche Wirklichkeit sich verdichtet hat ZUT Situation ZU Komplex von Er-
CISNISSCH, Begebenheiten un Möglichkeiten; anderseıts mu auch
anderen Sıtuation, der Komplex siıch LUS anderen Elementen —

s  AZZU SC1INECIL Dienst elisten Das PDOSIULLVC echt ol einerseIıits g..
nügend Prazilisliert SC1IN, 100e Sıtuation rechtlich entscheiden anderseıts
genügend Raum aufweısen, mehrere ıtuationen aufnehmen können
Anknüpfend 1116 MEC1INCFr Vorbemerkungen, etelle ich test dafß der Inter-
Pret jedes POSIULVEN Rechtes 11NiC außerordentlich wichtige Aufgabe CI-

füllen hat
Der Interpret der Menschenrechte 1ST der supra-nationale Rıchter SOWEITL

dieses Gericht wirklich zustande kommen WIIdC aber auch der natiıonale
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Gesetzgeber der verpflichtet IST, dem Vertrag SC1NM: Staates Rechnung
bei seinNner gesetzgeberischen Arbeıt. Der Interpret der Menschenrechte

1ST auch die nationale Verwaltungsbehörde, der die konkrete Sıtuation schon
el näher 1SE Der Interpret der Menschenrechte soll etztlich auch der 10-
ale Richter SC1IN, dem der Staatsvertrag als POS1L1LVES Gesetz gelten mu{( und
der vielleicht auch ohne Staatsabkommen Menschenrechte als nichtpositives
B anerkennen wird. kreisen die Menschenrechte 1Ne enge
VO  3 Interpreten herum.

Letztlich wiıird da entschieden werden, bei dem supranatiıonalen Gericht be1
den nationalen Rechtsinstanzen, VO Gesetzgeber über die Verwaltung hıs
ZU Nationalrıichter, WIC die Menschenrechte sich ihrer Anwendung be-
währen werden un WIC SIC verwirklicht werden sollen

Fur den christlichen Interpreten, auf supranationalem WI1IC auf nationalem
Nıveau, LUuULT sıch hier 1Nc schöne Perspektive auf Was alschen
Liberalismus un: alschen Sozialismus vielleicht WENLISCI glücklich
tormuliert SCl INAS, WIC ich angab annn VO christliıchen Interpreten her
doch noch C1INe richtige Interpretation, C111 Interpretation auf das richtige
echt hın (allerdings nıcht schen, tormalen Sınn) bekommen
Denn bei der Interpretation C1iNCr Rechtsformulierung ıcht das letzte
VWort SC1IL irgendein Kommissionsmitglied damıit T  O haben könnte,
sondern WI1e die Formulierung be1 iıhrer Anwendung sich als gerecht be-
währen kann Und gerade der Christ 1SU der Lage, aus tieteren
Schau auch 1inNne minder Zzut gelungene oderg Zut Formulie-

zu Dienst echt übersetzen Was der totale Christ aufnimmt
und gebraucht wird ErNECUCKT, wirdn steht der Christ der Möglich-
elIt und der Kraft und dem Licht SC1NCES Herrn IMI dessen Verheißung

ECcce, Ego OINTMMa LOVA fac10,
Sehet mache alles neu!
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PH  HIE

Von IPP

Die Aufgabe, die M1r miıt dem Thema vestellt wurde, 1ISt. eine
Lassende, daß ıch INır lange überlegt habe, W 1€e iıhr besten gerecht
werden könnte. Mır schien ann der VWeg der richtigste se1N, ZU' VCI-
suchen, dem leidvollen Weg, den dıie Menschenrechte durch die Geschichte
gehen mußten, nachzuspüren und gleichzeitig die philosophisch-weltanschau-
ıchen Auffassungen aufzuzeigen, aut deren Grundlage der Kampf für oder

die Anerkennung der Menschenrechte otft leidenschaftlich geführt
wurde. beschränke mich hierbei aut den abendländischen Kultüurkreis un
€eSsSEN Tochterkulturen.

Es dart darauf hingewiesen werden, dafß der Fülle des Themas vieles
leider NUuUr gvestreift werden konnte, das einer gründlichen Vertiefung bedurtft
hätte. Wiıchtig War mir VOrT allem die Herausarbeitung der Grundlagen einer
bestimmten eıt der einer Epoche Eıne Beschränkung hierauf War NOT-

wendig, sollte das Referat ıcht unfier der Fülle des Materials zerfließen.
Sodann mu{fß noch auf anderes hıngewiesen werden: Dıie geschichtliche

Entwicklung annn und oll 198088 unter dem Blickpunkt der Anerkennung oder
Nichtanerkennung der Menschenrechte gesehen werden. Bei einer solchen
Einschränkung des Blickes könnten unrichtige Meıinungen über eine Zeıit, über
einen EeLW2 zıtierten Autor entstehen. Das 1sSt nıcht beabsichtigt, aber bei dem
Umfang des Themas kaum vermeıden. Nach Möglichkeit 111 ıch aber
verhindern suchen, dafß solche schieten Bilder entstehen. Jedenfalls 1Sst nıcht
beabsichtigt, eın Gesamturteil über ıne Zeit oder einen Autor abzugeben.

Zunächst dürfte eine Klärung dahın notwendig se1n, Was Jenr begrifflich
unter „Menschenrechte“ verstehen ISt. Man wird zweiıerlei unterscheiden
MUSSeN.  A Dafß jeder Mensch als Einzelner gegenüber den einzelnen Mit-
menschen ZEW1SSE unabdingbar geltende Rechte hat, die diese Menschen
achten haben, ist unserer 1»bendländischen Rechtskultur heute ıne Selbst-
verständlichkeit. Dıies War aber nıcht ımmer der Fall Man braucht al nıcht
bıs N  ur Antike zurückzugehen, festzustellen, da{fß das Recht auf persönliche
Freaiheit auch gegenüber den Mitmenschen keineswegs für alle Menschen —

erkannt wurde. Hörigkeit und Sklavereı sınd erst sehr spat überwunden
worden.
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Pathos, das sıch hinter dem Wort „Menschenrechte“ birgt, hat seiINe
Grundlage darın, dafß mMItTt diesem Begriff heute Vor allem die echte des
Menschen gegenüber dem Staat SCIMMCINT sind, deren Achtung, mühsam C1-

kämpft, modernsten eIt schon wieder bedroht IST. Dıie wahre
Erkenntnis des menschlichen Seins führt der Überzeugung, da{ß die yrund-
legenden Menschenrechte nach beiden Seiten Gültigkeit beanspruchen,M
über dem einzelnen Mitmenschen WwWI1e gegenüber der Gemeinschaft des Staates.
Da{iß diese Rechte der Praxıs ıhrer Gültigkeit nach der nNnen Riıch-
tung bejahen, nach der andern aber kann, die modernen
totalıtären Staatssy stieme In iıhnen beansprucht der Staat den Menschen

ıhm ber grundlegenden Rechte, auf Leben, aut
Freiheit, gegenüber den Mıtmenschen als Eiınzelnen

Die Menschenrechte LE der Antıike

Untersuchen WIr zunächst, WIC sıch das Problem der Menschenrechte
Begınn ULiSCTITCT abendländischen Kultur, der Antike darstellt Wır WI1SSCH,

die lege des antıken Kulturkreises, SOWEIL tfür Uu11s tragende Bedeu-
Cung hat, be den Griechen finden 1St (Das Judentum als Vor-
läuter des Christentums soll hier außer Betracht bleiben.) Das Griechentum

kannte kein echt des Einzelnen gegenüber dem Staat Für den Griechen
bedeutete der Staat die Polis, mehr als unls heutigen Menschen Gewiı( WAar
der Staat auch für die Griechen das Gemeinschaftsgebilde, das das TLeben
der vielen der Gemeinschaft ordnete und lenkte Darüber hınaus aber
hatte die Polis für den antiken Griechen relıg1ösen Charakter S1e bedeutete
HC Ganzheitsordnung, der der Mensch INIT allen SC1iNEN Kräften, mi seinem

‚aAnzen Sein zugehört Es <1bt keinen Bereich Menschen, der trei VO  3 der
Ordnunez der Polis WarTfe Die Zugehörigkeit ZUr Polıis bedeutet die Heilıgkeit
relig1öser Bindung urch den Stat dem zugehört 11Ur 1STt der Mensch W 4S

1STt Der Polıis verdankt alles, Leben und Sein Nur der Ordnung der
Polıs ebt sein personenhaftes Sein, und außerhalb ıhrer IST CIM Niıchts
Der Verbannte 1S5T gleichsam COL (1 ebloses VO Jebenspendenden KöÖörper
vetrirenntes Glied (Dies 1ST der Grund arı die Verbannung oft furcht-
bar empfunden WUul1 de.) 1STt das ZEesaAMTE Se1n des Menschen der Polıis
mManent He <1Dt nıchts Menschen das S1C transzendieren würde Dıie (S@e-
meinschaft der Polis Oranert sıch alle übrigen Formen des (jeistes un  9 bindet
S1IC allerdings auch innerlich, daß der Mensch 1 der Zugehörigkeit ZUur
Polıis sein Selbst als ertüllt erfährt

Auf dem Höhepunkt und ı der Krisıs des attischen Geistes ZCUSCH die
Werke der Kunst un: Philosophie VÖO  3 dieser erhabenen Stellung des Staates
tür das Gesamt des menschlichen Daseıins Greifen WIr 1Ur WECN1SC Beispiele
heraus.

In sC1INeCN Eumeniden schildert Uumnls Aschylos, WIEC der VO  - den Erinnyen
verfolgte Orest, der, SC1INCNHN Vater rächen, Muttermörder wurde,
20
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auf der Akropolis Zu Athen 1in der Stadtgöttin Tempel gverechten Richter-
spruch für se1ın Iun bıttet. Athene, die durch heilige Satzung demn hohen
Areopag als Blutgericht einsetzt, 1St nichts als die Verkörperung der Polis
selbst, durch deren Daseın allein Ordnung gesichert ist, der allein velingt,
die rasende B- der Eumeniden, der Töchter des Dunkels, der Nacht, des
Unheils diese Begriffe urchaus in übertragener relıg1öser Bedeutung g-
meıint bannen, iıhre Kräfte Autern und sich einzuformen.

In seiner Antigone aber oftenbart Sophokles, welche Tragık über den
Menschen kommt, wWennNn durch die Hybrıs des Mächtigen posit1ves Staatsgebot
un göttliches Gebot nıcht mehr e1ns sind, WENN Cie auseinanderfallen. Dann
mu{ß der edle Mensch, der das göttliche Gebot, das eigentlich auch das Gesetz
der Polıs ist, erfüllt, cscheitern. Und das olk gerat 1n Verwirrung, weıl
nıcht mehr feststellen kann, W 4s NU  $ die göttlichen (Gesetze der Polis ordern.
Da ISt ıne ausweglose Sıtuatlion; da ann der Chorführer NUur noch ZuU

Könıg Sagı  °

König, WEel dein Sohn das Rechte trifft,
lafß dir Al;

un zum Königssohn; der 99080 der Braut das göttliche echt verteidigt:
Und auch du vernımm des Vaters VWort
Denn ihr habrt beide recht.

und der Chor Antıgone:
Wohl 1St fromm, der Gotter Satzung ehren.
Jedoch dem Herrscher, der mit mächtiger s  nd regliert,

widersprechen 1St unmöglıch.
Das wußtest du und wähltest doch den Tod.

Erhabenes Zeugnis der Einheit VO Polisordnung und relig1öser Ordnung,
VO staatsbezogenem Menschen, Staatlichkeit un!| Gottesdienst 1St auch die
bildende Kunst des perikleischen Zeitalters. Der geheiligte Bezirk der kro-
polis, das eich der Stadtgöttin Athene, deren gewaltiges Bildnis als Athena
Promachos, deren hoher Tempel, der Parthenon, weıthin Stadt un Land
überragten, 1St künstlerisch gestaltetes Sinnbild dieser Eingebundenheit des
Menschen 1in die weltlich-relig1öse Einheit des Staates. Gerade der Parthenon
ISst; W1e€e Lü tzeler 1n seiner Kunst der Völker“ Z Ausdruck gebracht hat,
eın wahrer KOosmos des Se1ns. Hıer sind die Kräfte des griechischen Lebens in
iıhrer Gesamtheıt sichtbar geworden, VOrLr allem der Jebendige athenische
Staat, der sıch A Fest der Stadtgöttin 1m staatlich-kultischen Zug derPanathenäen herrlich bekundet.

Noch eines weıteren Beispiels sSEe1 vedacht, das uls endgültig überzeugen
kann, des platonischen Sokrates. Kriton raft dem nach ıhm enannten Dıa-
log seiınem ZU. ode verurteilten Freunde, fliehen. Sokrates 1St sıch be-
wulßt, da{fß CI, einer höheren Gerechtigkeit m  ? Unrecht verurteilt
1St. Das beweisen seine Verteidigungsreden 1ın der Apologie. Trotzdem weıist



IPP

das Ansinnen der Flucht weıt zurück. Dıe Gesetze des Staates, die den
Wiıllen des Gemeinwesens verkörpern, die seine innere Ordnung ausmachen,
deren Übertretung nıcht DU  — sı1e selbst, sondern den Staat zugrunde richtet,
sie treten ihm als den Staat verkörpernde W esen, als die „Hüter-Gottheiten
des Staates“ (Guardıni) un fragen ihn, ob MITt der Al  —
ratenen Flucht S1E selbst un: die Stadt dem Untergang entgegenführen wolle.
Denn ein Staat wird untergehen, wenn seine richterlichen Entscheidungen nıcht
mehr geachtet werden. Sokrates hat durch seın SaNnzeS Leben bis 1n sein Iter
die Gesetze der Polis geachtet. Er 1St sıch bewußt, daß ıhnen, der
Polis, alles verdankt, se1in Leben, seine Eltern, seine Erziehung, seine Kinder,
kurz, seın Sein chlechthin. Und diesen Gesetzen, wıederum der Polıis
selbst, annn un dart sıch nıcht entziehen, selbst WENN s1e ıhm Unrecht
Doch gerade weıst großartig zurück, ındem die Gesetze siıch
sprechen aßt „Jetzt aber wiIirst du, WCNN du denn scheidest, als einer
hinnen yehen, dem Unrecht geschehen 1St. wWwar ıcht VO den Gesetzen, doch
VOon Menschen. Entweıiıchst du aber schmählich und vergiltst Unrecht MIt
Unrecht, Übeltat MIt Übeltat, brichst deine Versprechungen un Verein-
barungen MIt uns und TUSL denen Unrecht, denen du wenigsten darist,
näamli;ch dır und deinen Freunden, einem Vaterland un: uns, dann werden
WIr dir zurnen, solange du autf Erden lebst. Und auch drüben NSCTIC Brüder,
die Gesetze 1m Hades werden dich ıcht treundliıch empfangen, weıl sS1€e W1S-
SCH, da{ß du, sovie] dir ag, auch uns verderben suchtest. Darum lasse
dich nıcht VO  - Krıriıton überreden, Cun, SagtT, sondern lieber VO  - uns.“

Er bleibt unı trinkt den Schierlingsbecher, den ıhm seıin Staat darbot,
noch 1m ode sıch 1Ns wissend MIt der ihm heiligen Ordnung des Staates
eine Haltung, die WI1r heute ıcht mehr vollziehen können.

die große yriechische Philosophie blieb 1n ıhren Hauptvertretern
staatsbezogen. Platon und Arıstoteles kennen eın der Polis transzendentes
Ziel des Menschen. Inwieweit ıhre Naturrechtslehre einen VWeg für die Ent-
deckung der menschlıchen Person un ıhrer Rechte WI1es, wıird uns noch be-
schäftigen. Dıie Polıs 1St für beide die zroße Gemeinschaftsordnung, die

eın natürliches subjektives echt des Bürgers nıcht geben ann. Ihr Natur-
recht un!: die geltenden Gesetze der Polıis entsprechen einander oder sollen

einander entsprechen, da das positıve Gesetz der Polis das Naturrecht
ausspricht oder aussprechen soll

So heißt 1ın den Gesetzen Platons: „Jene Staaten lassen WIr nıcht für
eigentliche Staaten un jene Gesetze nıcht für rechtmäßıige Gesetze gelten, diıe
ıcht des allgemeinen Besten wiıllen für den Staat als Ganzes gegeben
werden;: vielmehr eNNEeEN WI1r 1Ne Gesetzgebung, die 1Ur den Interessen
einer Parte1 dient, Parteisache un iıcht Staatssache, und dem durch S1e be-
stimmten SOgENANNLLECN echt sprechen WIr jeden Anspruch auf diesen Namen
ab.“

Es 1St bekannt, daß sıch 1m Gegensatz Platon un Aristoteles die
Sophisten mit lebhafter Kritik die bestehende Polisordnung wandten.
Sıe betonten die Freiheit un: Gleichheit alles dessen, Was Menschenantlitz
tragt. In ıhrer revolutionären Haltung SCH| die Polıs sind sıe betont indi-

D
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vidualistisch. ber ıhre Lehren and nıcht homogen. Zumeist erschöpfen s1e€
sich der Kritik., Und s1e schließlich Stelle der Polıis anzubieten
hatten, WAar die C1vitas maxıma der Menschheıit, die, als spater in un mit dem
römischen Imperium der Kleinstaat der Polıis überwunden wurde, den Men-
schen Nau fest un! umtassend 1n eın rein immanentes ıh 1n allen seinen
Sphären ergreifendes taatswesen einspannte.

Der Kaiserkult 1Sst dabe1 NUr das 2ußere Zeichen für den relig1ösen Cha-
rakter, der dem Staat der Antike zukam. Und wenn das Imperium grofß-
züg1g die Kulte anderer Gottheiten anerkannte, 1Ur deshalb, weiıl s1e auf
rund se1nes Polytheismus in den Staatskult einbeziehen konnte. Wer aber,
wI1e 1im jungen Christentum, den Staatskult als solchen weigerte, mußte den
Weg des Martyrıums gehen. Der Staat konnte ıhn AUS seinen relig1ösen Vor-
AaUSSETZUNGSCN nıcht dulden.

Der Eklektizismus der Stoa, der die Idee der C1Vvitas maxıma übernommen
und für das römische Imperium fruchtbar gemacht hatte, konnte den Men-
schen auch nıcht seiner Staatsgebundenheit hinaustühren.

Die Idee des Menschen vollendete sich ın der Antike 1n der ILdee des Staats-
bürgers, se1l der CNS begrenzten Polıis oder der CLv1itas maxıma des Welt-
reiches. So konnte S1'  9 verschiedener Ansiatze 1n der gemäßigten
Sophistiık un! 1n der Stoa, der Gedanke VO Menschenrechten, die auch
den Staat gvelten, nıcht durchsetzen. Dıie Vollendung des menschlichen Seins
bedeutet Aufgehen 1m Staat. TSt MI1t dem Erscheinen des Christentums, MI
seiner Lehre VO. der unsterblichen Seele, VO  ; der Verantwortung des
personhaften Menschen VOTL dem allem ardıschen und damıit auch dem
staatlichen Sein transzendenten persönlichen Gott un eltschöpter, von der
durch den Gottmenschen gestifteten Kırche als der Vermittlerin des Heıils
konnte diese absolute Eingebundenheit des antıken Menschen in den Staat
gelöst werden, konnte der Mensch als eın W esen erscheinen, das als die Wahr-
heit erkennend un damıt das Gute sollend sıttlıche Verantwortung tragt,
das damıt Person ISt un:! als Person Träger VO Rechten auch gegenüber
dem Staat

Anerkannt wurde 1ın der Antike auch ıcht die absolute Geltung personaler
Rechte gegenüber dem Mitmenschen. Sowohl der griechischen Staatstorm der
Polıs W1€e dem römischen Imperium WAar die Sklavereı, die absolute Ab-
hängigkeit unı Unterworfenheıt eines Menschen als Sache einen —

dern Menschen celbstverständlich. Nach einem bekannten VWort Varros DCc-
hörten die Servı Z Ackergerät, \d2.5 sprechen kann. In dieser schärfsten
Orm der Sklavereı WAar der Sklave bedingungsloses Eıgentum eines andern
Menschen, der mıt ıhm nach seiner Wıllkür verfahren konnte, das wı1ıe jede
andere Sache gebraucht, veräußert, vernichtet werden konnte.

Dıie weltanschauliche Grundlage für diıesen Sachverhalt wird auch darın
finden se1N, daß weithin für die Antike das Schicksal der Menschen eın ab-
solut weltiımmanentes ist. Es zibt kein transzendentes 7iel des Menschen.
Auch das eıich des Hades, das eich der Schatten 1St cın innerweltlich. Es
gehört ZU: sich geschlossenen Bau der Welt, die das eich der Götter,
der Menschen und der chatten umtaßt. Zu diesen iınnerweltlıch bestimmten
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Menschen gehörte in weıtem Umfang eın innerweltlich BESELIZLES Recht, das
willkürlich gegeben den Adel, der menschlichen Personalıtät zukommt,nıcht kennt. war oibt auch hier Ansätze ZUr Überwindung dieses den
Menschenrechten CNTISEZENgESEIZLIEN Herrenrechts. VWır finden s1e 1m Kampfder Sophisten die die Sklaverei begünstigenden Gesetze der griechischenPolis Wır finden SiE VOrTr allem der Stoa, dıe mi1t Seneca die Menschen-
würde die herrschende Sklaverei MIt dem schönen Wort preisen äßt
„Homo TCs hominı!“ Auch die Sklaven sind Menschen, Blutsverwandte,Brüder: S1E sind W1€e die Freien eigene Söhne der Gottheitd Gligder der einen
großen Gemeinschaft.

Da{fiß terner die große, 1ın der Metaphysik der attıschen Dreiheit Sokrates,Plato, Arıstoteles wurzelnde Philosophie reiche Anregung Z Überwindungder Sklaverei bieten konnte, lehrt die Geschichte des Naturrechts.
TIrotz aller dieser Änsätze 1St der Antike die Überwindung der Sklaverei

nıcht gelungen, konnte ıhr ohl auch nach ıhren ganzecn geistig-weltanschau-lıchen Voraussetzungen nıcht gelingen. Wır werden noch sehen, w 1e lange,W1€e schmerzlich und welchen ungeheuren Mühen das Christentum
die Lösung dieser Frage SCTUNSCH hat

Das Ergebnis WSCrETr bisherigen Untersuchung 1St jedenfalls, daß der
Antıke ıcht gelungen iSt, die Menschenrechte gegenüber dem Staat WwW1e
gegenüber dem Mıiıtmenschen durchzusetzen. Der Mensch verblieb 1n 1b-

SE EEEGEEE GE  E n
soluter Staatsgebundenheit; un ımmer bestand die rechtliche Möglıchkeitauch der persönlichen Versklavung.

Dıie Menschenrechte ım cbri5tlicéen Äon

SE mMIit den langsam sich durchsetzenden Lehren des Christentums wurde
1ın Ks  TeEMmM abendländischen Kulturraum die weltanschauliche Grundlage g-
legt, auf der die Menschenrechte siıch gründen konnten. Indem das Christen-

lehrte, daß für den Menschen eın Ziel 1bt, das Jenselts dieser VWelr
liegt, damıt auch Jenseits des dieser Welt angehörigen Staates: ındem dieses0  — SE E  Wl en —

l\
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Ziel des ew1gen Heiles als das eigentliche und letzte des Menschen heraus-
stellte: indem erklärte, da{fß die Erreichung dieses Ziels hier abgesehen
von dem etztlich entscheidenden Zuvorkommen der Gnade auch VO  = dem
Willen des einzelnen personalen Menschen abhängig ISt; iındem auf die
Verantwortung der Person für die Bewirkung ihres ewıigen Heıiles oder Un-
heiles hinwies: indem in diesen Lehren der Vorrang des personalen Menschen
VOT dem Staat deutlich siıchtbar wurde: rückte das Christentum den Wert der
einzelnen menschlichen Person entscheidend in den Vordergrund. Der Mensch
INg 19088  3 icht mehr absolut 1m Staat auf Es gyab ine Sphäre 1m Menschen,
die nıcht staatsbezogen WAr,. Dıieser Bereich Person, der den Einwirkungen
des Staates verschlossen seıin ollte, wurde als der eigentlich wesentliche hın-
gestellt. Hıermit erst WAar die volle eigenverantwortliıche Personalıtät des
Menschen erkannt. Und erst auf der Grundlage dieser Erkenntnis WAar die
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Einsicht möglich, unabdingbare Rechte gebe, die den Menschen, un:
ZW ar jedem Menschen, gegenüber dem Staat zustehen, die der Staat achten
hat, 1n die nicht eingreiten darft.

Indem das Christentum Würde und Hoheit der Person verkündet hat,
ındem weıiterhin das Gebot der Nächstenliebe dem höchsten Gebot der
Gottesliebe gleichstellte, die Voraussetzungen für die Einsicht gegeben,
da{fß Rechte der DPerson auch gegenüber dem Mitmenschen gebe. TrotzdemW A D hat Hunderte VO Jahren gedauert, bis endlich gelang, die Geltung
der Menschenrechte allgemeın durchzusetzen. Der dofrnenreiche VWeg, der bıs

diesem Zeitpunkt werden mußte, ze1igt sıch VOor allem bei den
yrundlegendsten dieser Rechte, bei dem echt auf Glaubens- und Gew1ssens-
reiheit und bei dem der persönlichen Freiheit.

Wır wIissen, daß Christus als der Gottmensch die ernste und bedingungslose
Forderung gestellt hat (beı ark 16, 16), daß NUur WTr gaubt un sıch
taufen läßt, wird, da{fß WeTr nıcht glaubt, verdammt werden wird.
Trotzdem hat Christus jeden 2ußeren Religionszwang abgelehnt, weıl Gott,
WI1eEe Guardıniı einmal cschr tein gESAZT hat, Ehrfurcht VOT der freien pCI-
sonalen Entscheidung des Menschen hat „Wo ımmer Man euch nıcht auf-
nımmt und aut CUIC Worte nıcht hört, da verlalßt das Haus der die Stadt
und schüttelt den Staub VO'  e} Füßen“, heißt be1 Matth 10, 14 Und
W Paulus iın seinem Briet die Galater, 1:9; den verflucht, der eın anderes
Evangelıum verkündet, me1lnt damıt keineswegs außeren Glaubens-
a  59 der dem SaNzZChH Geist der Lehre Christi widerspricht.

Die Kirchenväter der ersten Jahrhunderte, eın Tertullian, eın Orıigenes,
Cyprian, Laktanz siıch iın der Ablehnung des Glaubenszwanges ein1g
Noch Chrysostomus WAar der Auffassung, daß ınen Häretiker toten auf
Erden einen ıcht wiedergutzumachenden Hader eintühren hieße

Auch 1ler War N der Staat, der die Kirche auf einem unheilvollen Weg
mitriß. Unter Konstantın und seinen Nachfolgern wurde, wWw1€ uns allen be-
annt 1St, das Christentum Z Staatsreligion des römischen Reiches. Da dıe
römischen Imperatoren der altrömischen Lehre VO  e} der Staatsomnıpotenz
testhielten, erschien nunmehr der Häretiker das Christentum als Ver-
brecher den Staat. Häresie wurde daher iın ÖOst- w 1e 1n estrom VO:  =

den weltlichen Gerichten bestraft. In Ostrom soll das Jahr 385 die
Todesstrafe gCH Ketzere1 vollzogen worden se1n. Es Jag nahe, daß auch
die Bischöfe der Kirche sıch des weltlichen Arms des Staates bedienten,

Ketzer vorzugehen, wenn s1e mächtig geworden waren.' 50 forderten
1m Jahre 404 verschiedene Bischöte den Kaiser Honorius oftfen auf, die Stra-
ten se1ines Vaters Theodosius die Häretiker ErTNECUECINMN. Augustinus
hat sich anfangs gewelgert, diesen VWeg mitzugehen. Auf der Donatisten-
synode 1im erstien Jahrzehnt des Jahrhunderts scheint den Mitbischöfen
gelungen se1n, Augustinus umzustimmen. Er trat nunmehr für mäßigen
Zwang ein, lehnte aber die Todesstrafe 1Ab So schreıibt 1im Jahre 408 den
Donatistenbischot Vincentius: „Du me1nst, niemand dürte Gerechtigkeit
CZWUNSCH werden, obwohl du doch lıest, daß der Hausvater den Dienern
gDeSagL hat Alle, die iıhr findet, nötigt hereinzukommen Hoffentlich
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siehst du nunmehr eın, nıcht darauft ankommt, ob eıner e€ZWUNgenN
wird, sondern allein darauf, WOZU gezwungen wird, ob CS nämlich
Gutes oder Böses 1St.  + Und 1in seinen Retractationes heißt CS, daß früher

jeden Religionszwang WAar, weiıl noch ıcht ertahren habe, wel-
cher Schlechtigkeit jene sıch ungestrait hinreißen lıeßen, un: wieviel Z
iıhrer Bekehrung eın umsichtiger Zwang beitragen könnte.

Diese Satze, die das Augustinische „Compelle intrare“ enthalten, die
sicherlich 1n der besten Absicht geschrieben wurden, sind VoNn Jahrhundert

Jahrhundert weıtergetragen worden. Sıe fanden Eıngang 1Ns Decretum
Gratıianl, damıt ins Corpus lurıs Canonıicı. Sıe die Grundlage und
Rechtfertigung für alle spatere Ketzerbestrafung, für die Inquisıition, für die
Versklavung zahlloser Menschen.

Nıchts zeigt deutlicher, da{ß das Christentum Staatsreligion MIt allen ihren
Getahren geworden WAar, daß der Orbis Romanus unı Orbis Christianus sıch
deckten, da{ß Weltreich un:! Weltkirche untrennbar zusammengehörenoll-
ten, als die Tatsache, daß Justinian in seinem odex die Strat- un: Ver-
$ahrensnormen die Ketzer erließ Das christlich gewordene Imperium
Komanum übernahm die Intoleranz des heidnischen, das ine Mifßachtung
seines Staatskults nıcht geduldet hatte. Das absolute Recht der Gewissens-
freiheit wurde nicht anerkannt.

Der tragısche Irrtum Augustins wirkte nach über das Mittelalter, Ja bis
über die Schwelle der euzeıt. Es 1St uns bekannt, daß das mittelalterliche
Imperium auf der Grundlage des römisch-christlichen weıterbaute, da die
Prinzıpien, die diesem zugrunde lagen, übernommen wurden un: weıter
yalten. Die frankischen, die sächsischen, dıe saalıschen, die staufischen Kaıiıser
und ıhre Nachfolger ühlten sich als dıe Lenker des Orbis Christianus. Ihre
Zeitgenossen erkannten diesen Anspruch weıthın Auch die 1m Gratlia-
nıschen Dekret un 1MmM Corpus lurıs Justinians niıedergelegten Rechts-
prinziplen valten weıter. Außer der Aristlichen sollte keine andere Religion
Geltung haben AÄAus dieser ıhrer Stellung wurden dann auch die Folgerungen
SCZOSCH, als siıch VoOor allem seIit dem ME Jahrhundert Abfallbewegungen ZE1S-

Wır erinnern uns der Katharer, VO]  5 denen sıch das Wort Ketzer ableitet,
un: ıhres turchtbaren Schicksals. Im Jahre 1022 sind 1m mittelalterlichen
Abendland ohl die ersten Ketzer 1n Orleans verbrannt worden.

Als Kaiser Friedrich I1 1m 13 Jahrhundert den ersten absoluten Staat
gründen versuchte, erhielt dıe Ketzerverfolgung gewaltigen Auftftrieb. Der
Kaıser versuchte, als der ın der eihe der Imperatoren des mittelalter-
lichen Reiches, das Christentum nach antıkem Vorbild Z vollständigen
Staatsreligion erniedrigen. Der VO Glauben Abgefallene valt demnach
als Staatstfeind un:;: wurde verfolgt. Da die Papste jener Zeit vemäfß der
eigenartıgen geistlich-weltlichen Struktur des Reiches den Anspruch auf die
Miıtgestaltung des Orbis Christianus erhoben, Jag 1n der Konsequenz dieses
Anspruchs, da{f S1e auch die Ketzerverfolgung bejahten. Alexander 111
(479) und Lucıus 111 (1184) torderten zZUu Vorgehen die setzer aut
Innozenz 1LIL rief ZU Kreuzzug SCHCIHL die Albigenser. Unter Gregor I
dem großen Gegner Friedrichs 1 fand Rom die Ketzerverbrennung
26
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s  > und dieser apst War der erste, der päpstliche Inquisitoren ZUr Auftf-
purung der Ketzer er Innozenz erlaubte im Jahre 1252 dıe
Anwendung der Folter durch die weltlichen Gerichte. Die Todesstrafe aller-
dıngs wurde NUr den Unbußitertigen und Rückfälligen vollzogen, War
wurden die Verurteilten VO  $ der Inquisıition den welrtlichen Gerichten m1t
der Bıtte Schonung des Lebens übergeben. Da aber die weltlichen Rıiıchter
der Anklage SCHh Häresiıie und der Exkommunikation verfielen, wenn S1C
dıe Todesurteile ıcht vollstreckten, WAar diese Bıtte nıchts anderes als ine
leere Formel SO turchtbar diese Tatsachen für das christliche Gewi1issen sind,
s1e dürfen in der Geschichte der Menschenrechte der Wahrheıit willen
nıcht verschwiegen werden.

Die großen Theologen des Miıttelalters, ıhnen auch der klar un:
ruhig abwägende Thomas VO:  o Aquın, haben Berufung VOor allem aut
Augustinus die Ketzerbestrafung bejaht Für Thomas lag die Rechtfertigung
der Bestrafung 1n der Vertälschung des Glaubens, der ihm selbstverständ-
ich höchstes Gut WAal. Zwar wufßften auch die Theologen des Miıttelalters,
daß der Glaube grundsätzlıch eın Akt des trejen W ıllens ISt. Glaubenszwang

die, die noch nıemals den christlichen Glauben AaNZCHNOMMIMMNC hatten,
wurde daher VO  3 ihnen abgelehnt. Gegen Sie durfte annn MI1t Gewalrt VOILI-

werden, S1C den cAristlichen Glauben lästerten, oder wenn

$1e die Christen Gewalt übten. Die VO Glauben Abtrünnigen aber,
die Ketzer, nach ıhrer übereinstimmenden Auffassung auch „körper-
lıch zwingen, da{fß s1e erfüllen, E versprochen haben, un« halten, W ds

S1e einmal übernommen haben“
Diese Intoleranz der mittelalterlichen Christenheıit die VOÖ  ; ıhr

abtrünnigen Glieder War 4 US der Zeitanschauung verständlıch,. wenn auch
nıcht billigen Wr für die Anerkennung der grundlegenden Menschen-
rechte nıcht gerade zÜnNst1g. Ebensowen1g die Haltung vegenüber dem Juden-
tum. Das kanonische Judenrecht cah u, e folgende Mafßnahmen VOT: Dıiıe
Werbung für den jüdischen Glauben WAar UNtErSagt; der Talmud Wr VOI-

boten. Am Karfreitag durften die Juden das Haus nıcht verlassen. Sı1e muß-
ten iıne besondere S1C kennzeichnende Tracht LLagenN. Se1it dem Jahr-
hundert wurden die sogenannten Judenpredigten gehalten, denen alle
Juden VO 12 Lebensjahr erscheinen mußten. Zwangsweise Tauten war

allerdings verboten.
Aus dem Grundgedanken der Einheit der qcQhrastlichen Okumene wurde VOIN

manchen mittelalterlichen Theologen auch die Unterwerfung der heidnischen
Staaten un die Herrschatt der Kurie gefordert. Wenn diese Herrschaft
nıcht anerkannt werde, dürte mMan die Heiden mıt Waffengewalt unter-

werfen un ihres Besitzes berauben, lehrte der Kardinal Heinrich VO  ; Ostıa
iın seiner Summa Auch diese Lehre 1St von weittragenden Konsequen-
ZeN SCWESCH., S1e hat insbesondere in der kolonial-ethischen Diskussion des
spanıschen Goldenen Zeitalters ine xroße Rolle gespielt.

Es SC1 1LUFr CZ erwähnt, dafß .diese christliche Intoleranz im Begınn des
kolonialen Zeıtalters, in der spanischen Conquıista, furchtbare Folgen zeıitigte,
VO  3 den obersten geistlichen un!: weltlichen Führern sıcher nıcht gewollt.
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(Vgl Höffner, Christentum un Menschenwürde, Trier Gerade
jener eit erwachsen aber die großen Mahner des cQhristlichen Gewi1ssens, die
nıcht aufhörten, vieler persönlicher UnBbill ıhre warnende Stimme
erheben. Persönlichkeiten w1e Las Casas, Vitor1a, Soto, Cano, Banez und
andere sind SCWESCH, die den Anschauungen einer >  .UuS  IMN Kolonial-
praxıs ihre ethischen Forderungen entwickelten un: die entscheidenden
Grundlagen für die Anerkennung VO:  3 Menschenrecht und Menschenwürde
legten.

Als mit der Reformatıon die Einheit der abéndländischen Christenheit
schlie{fßlich ZESPIFENZET wurde, nahmen sowohl die alte wie die verschiedenen

entstehenden Religionen das echt des Glaubenszwanges für sich ıin
Anspruch, auch 1er wieder un Führung des Staates. Das Bekenntnis des
Fürsten sollte der Einheit und Geschlossenheit des Staatswesens willen
auch das der Untertanen se1n. Dıie Folgen des Satzes: Cu1us reg10, 1US relig10,
sınd uns bekannt Nur ein1ge Beispiele euen herausgegriffen: die Ausweisung
der Salzburger Lurheraner: die Verfolgung der Katholiken 1n England; die
Vertreibung der Hugenotten Aus$s Frankreich.

Es bleibt noch übrig, urz die Entwicklung streifen, sOWeIlt 1E die pCI-
sonalen Rechte gegenüber dem Mitmenschen betreften. Das Junge Christen-
IU brachte 6S zunächst ıcht fertig, die der römischen Sozialordnung —

gehörige Instiıtution der Sklaverei abzuschaften. Wohl wurde S1e gemildert.
So schreibt schon Paulus 1mM Epheserbrief 6, 5 —9 E Sklaven, gehorcht

iırdischen Herren mI1t aufrichtigem Herzen gleich w1ıe Christus. Ihr
wiıßt Ja, eın jeder, C se1 Sklave oder Freier, empfängt für das Gute, das
CUL, VO Herrn seinen Lohn Ihr Herren, handelt ebenso jene un lafßt
das Drohen. Ihr wılt Ja, dafß ihr Herr 1mM Himmel auch der eurige 1St
und daß bei ıhm eın Ansehen der Person iSt. Aus diesen VWorten geht deut-
lich hervor, daß die Sklaverei einen anderen Charakter annehmen konnte
und nach dem Sich-durchsetzen des Christentums auch angenomm hat.
Der Sklave WAar nıcht mehr ıne Sache, mıiIt der nach Belieben verfahren WEI-

den konnte. Er stand M1Lt seinem Herrn ZUSammMmMmM en VOT eben em, bei Dem
eın Ansehen der Person ISt.  < Das Gebot der Nächstenliebe gyalt auch tür das
Verhältnis Herr Knecht

Dıie Kirchenväter haben siıch Gedanken über die Institution der Sklaverei
als solche gemacht Unter dem nachwirkenden Finfluß der Stoa kamen sS1€e
der Überzeugung, da{ß 1mM paradiesischen Urzustand alle Menschen trei g-

seien, daß die Wourzel der Sklaverei in der Sünde liege; eın Gedanke,
der bis iın die spate Scholastik nachwirkt. Auch T'homas VO  e=) Aquın schließt
sıch dieser Lehre Von Aristoteles herkommend, iSst der Auffassung, daß

eine naturrechtlich bedingte Sklavereı gebe. Aus der ausgehenden Antike
wiıird die Sklaverei als Institution 1in das Mittelalter hineingenommen. Sıe
nımmt jer allerdings andere un verschiedene Formen dinglicher un: PeL-
sönlicher Abhängigkeıt Sklaven, Lıten, Halbfreie un auch manche Freie
verschmelzen dem einen Stand der abhängıigen Bauern. Als Träger lebens-
wichtiger Aufgaben wurde dieser Stand als der hörige un: Jeibeigene
1n den Orbis Christianus eingegliedert, allerdings UNLersStier Stelle.
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Wır wissen, dafß ECrSt die Französische Revolution ın unserem ENSCICH
Kulturkreis den entscheidenden Vorstofß auch ZUrr. Befreiung der Hörigen
unternahm, als S1€ dıe alte Feudalordnung sturzte. In Deutschland erfolgte
die Befreiung CTST 1n der ersten Hälfte des Jahrhunderts.

Der VWeg, den WIr bis diıe Schwelle des Jahrhunderts verfolgten, 1Sst,
W as die Anerkennung und Durchsetzung der Menschenrechte betrifit, eın
sehr dunkler SCWESCH. Es zibt allerdings auch, und das mu{fß der Gerechtig-
€e1it wiıllen €s  5 werden, helle Wegstreifen, denen WIr noch nachgehen
mussen, die schließlich ZUuUr Durchsetzung der Menschenrechte führten.
Es sind verschiedene Quellen, deren Strome schließlich Ihrer Anerkennung
hinführten.

Dıie aut der platonischen un: aristotelischen Metaphysik gründende antiık-
klassische Naturrechtslehre 1St eine dieser Quellen. Beide, Plato WwW1e Arısto-
teles, suchten, wenn auch auf verschıiedenen egen, das Wesen der Dıinge
erkennen. Für Plato 1St das W esen grundgelegt in der eWw1g gültigen Idee: tür
Aristoteles 1n der inneren Orm der Dınge, 1mM Sosein. Aus dem W esen des
Menschen und der Dıinge folgt für beide die Forderung der Gerechtigkeit, des
natürlich Gerechten. Indem beide, sowohl der Gründer der Akademıie w 1€e
der Gründer der peripatetischen Schule, den Weg wlesen, auf dem über das
Wesen, hier VOr allem des Menschen, die Forderungen der Gerechtigkeit un:
des Rechts erkennbar wurden, haben s1e die Grundlage auch für die dann
doch spat EISTt erfolgte Erkenntnis der Menschenrechte gelegt. ber Sto2
und römisches echt sind ıhre Gedanken über das Naturrecht iın das Mittel-
alter eingegangen. Dort hat sıch VOT allem Thomas VO  w Aquın mit den Aatur-

rechtlichen Gedanken der großen römischen Rechtsgelehrten Ga1us un
Ulpian auseinandergesetzt. Er hat s1e geläutert und geklärt der Nachwelt
überliefert. Aut ıhm bauen die spanıschen Spätscholastiker auf un ent-

wickeln ihre Thesen SEeESCH Glaubenszwang un: Glaubenskrieg, die
Art un Veıse, iın der schuldlose Menschen versklavt wurden. Insbesondere
Vıtoria un: Suarez haben wichtigste Lehren auf den Gebieten des Natur-
und Völkerrechts entwickelt. Sıe haben über Hugo Grotius Eıngang 1in dıe
moderne Völkerrechtslehre gefunden. Ihre T'hesen über den gerechten Krıeg
1mM Rahmen des 1US gentium haben in weıtem aße dazu beigetragen, daißs
Glaubens- und Gewissenszwang seltener wurden, dafß schließlich auch der
aller Menschenwürde und allem Mer_19chenrecht spottende Satz Cuuus reg10
e1US rel1g10, überwunden, daß ‚Umfang und Art der Sklaverei gemildert
wurden.

Das ine darf jedenfalls gr werden: Im peripatetisch-scholastischen, auf
dem W esen des Seıins un!: in ıhm des Menschen aufbauenden Naturrecht,
ın seiner realistischen Lehre VO Staat und seinen Grenzen sind alle Vor-
aussetzungen tür die Erkenntnis der Menschenrechte gegeben. Nur der Staat
ISt gerecht, entspricht dem Naturrecht, der 1ın se1iner Ordnung bleibt, der se1ine
Aufgabe erfüllt, dem gemeinen Besten des Staatsvolks dienen. Gerechtig-
€eıit bedeutet auch Anerkennung der Personhaftigkeit des Menschen und
seiner sittlichen Würde Was 1€s etztlich -bedgutet‚ wurde allerdings erst
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spat, CISt 1 18 und 19 Jahrhundert bis 1n die zußersten Konsequenzendurchdacht. Der Weg aber diesen Folgerungen WAar gewlesen.
Soweılt ich die Entwicklung übersehe, tührt eın direkter VWeg VO  — den

spanıschen Spätscholastikern der erstien Erklärung der Menschenrechte
1mM Staate Vırginia VO 1776 Es scheinen andere geistige Bewegungen BC-
wesen se1n, die dem Gedanken der Menschenrechte entscheidend Z
Durchbruch verhalfen. Mıt der Reformation WAarl, cbwohl sich zunächst noch
der Satz Cuuus reg10 AUS relig10, durchsetzte, der relig1öse Individualismus
geboren, neben dem geistigen Individualismus schlechthin  ‘9 der mMit der Renaıi1s-
an aufbrach.

Im England Heınrıichs 111 War allerdings die Reformation zunächst
iıne eın machtpolitische Angelegenheit, vor allem außeren Stil des
kaırchlichen Lebens nıcht viel anderte. Gegen die englische, VO Staat ab-
hängige Episkopalkirche sıch eine Rıchtung ZUuUr Wehr, die 1m An-
schluß das ent Calvins ıne retormatorische Reinıigung der Kirche VO!-
Jangte Der 1er sıch anbahnende Puritanısmus torderte die völlige LOS-
trennung der Kırche vom fAAt und die volle Unabhängigkeit jeder Ge-
meinde. Da diese Forderungen VO'  3 den Tudors als Hochverrat angesehenwurden, ließen s1e 1587 mehrere der puriıtaniıschen Führer hinrichten.
Unter dem staatlichen ruck Zing die Bewegung stark zurück. hielten
sıch einıge Reste bis zum Antfang des Jahrhunderts. Um der staatlıchen
Unduldsamkeit entgehen, wanderten Sle AUsSs,. Ihr, der Pılgerväter, Wegführte über Holland nach Amerika. Dort gründeten S1Ee Kolonien, in denen
s1e ihrer Religion leben konnten. In der Verfassung des VO  3 ıhm begründeten
Staates Rhode Island hat der retormatorische Theologe Ooger W ılliams das
Recht der Religionsfreiheit als das vornehmlichste allgemeine Menschenrecht
festgelegt. Dieses ZU. Ausdruck gekommene relig1ös-reformatorische An-
lıegen nach Religionsfreiheit 1St geschichtlich gesehen ine der Hauptursachen
ftür den endgültigen Durchbruch der Idee der Menschenrechte BCWESEN.Aus dem geistigen Individualismus der Renaıissance entwickelte siıch 1m
Verlauf des und 18 Jahrhunderts der aufklärerische Rationalismus MIt
se1ner individualistischen Naturrechtslehre. Sıe steht nıcht mehr 1m Zusam-
menhang mMIıt der großen scholastisch-realistischen Tradition. Sıe 1St eın Ge-
schöpf des Wıderpartners des Realismus, philosophischen Nomuinalismus,der das Gute und damit das Gerechte un das Recht nıcht dem Sein und
Wesen, sondern Aaus dem Wıiıllen schöpft. Aut der Grundlage dieser Willens-
hık ISt der Rationalismus den verschiedensten Aussagen über das Verhält-
N1s VO  3 Individuum und Staat gekommen. Die Rationalisten gehen 1n der
Mehrzahl VO der Annahme eines paradiesischen (Rousseau) oder eiınes ab-
solut wilden und ungebändigten Naturzustandes des Menschen (Hobbes,bellum omnıum CONTIra omnes) und eines diesen Zustand beseitigenden CONTIrAaL
socıal AUuUsS. Während ıne Richtung auf Grund des Gesellschaftsvertrages die
absolute Unterwerfung des Einzelnen den Staat lehrte (Hobbes und
Rousseau), betonten andere (Althusius, Milton und besonders Locke 1im

Jahrhundert) iıcht NUur die Idee der Volkssouveränität, sondern auch den
Gedanken der Freiheit und Gleichheit der Menschen, dasB auf die olks-
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revolution jede Herrschaft, die dem ursprünglichen 7 weck der Staats-
gewalt zuwiderhandelt und die erwähnten natürlichen Rechte miıt Füßen tritt.

Auch dieses Widerstandsrecht hat eine lange Geschichte. Es hat seine rund-
lage sowohl in der cQhristlichen Lehre VO]  3 der Würde un: Hoheit der Per-
0)  o WI1e der germanischen Auffassung ständıscher Freiheit. ber Calvin
un die Monarchomachen 1st die Lehre VO Widerstandsrecht eine
tyrannische Obrigkeıit nach England gedrungen un:‘ 1St Ort von Locke über-

worden.
Da{fß praktisch VOrTr allem ın England seit Jahrhunderten geübt worden

Wal, zeigt die Geschichte der Entwicklung der Freiheit in England. Erwähnt
se1 die Magna Charta Libertatum, die 1215 dem König VO:  S den englischen
Ständen abgerungen wurde; terner die Petition otf Rights VO  a 162/, die
schließlich 1n der Declaration of Rights VO  3 1689 den Ständen MEUC re1-
heiten SCWAaANN, Trotzdem sich hier nıcht echte des Individuums, SOMN-

ern der Stände handelt, die gegenüber der Krone erkämpfit worden sind,
sind auch diese geschichtlichen Ereignisse VO  '3 bewegendem Eindruck auf die
amerikanıschen Sıedlungen N.

sind die verschiedensten Ursachen SEeWESCH s1e konnten 1er NUur

in aller Kurze skizzıert werden die schließlich jener Erklärung der
Rechte VO Virginia (1776) führten, die spater 1n den Amendments —
Bestandteil der Vertfassung der USA wurden. In der berühmten Unabhängig-
keitserklärung der Vereinigten Staaten VO Juli 1776 1St als ine des
Beweises nıcht bedürftige selbstverständliche Wahrheit bezeichnet worden,
da{fß die Menschen mM1t unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind, die sıch
somıiıt nıcht VO: Staat herleiten, sondern die miıt dem Sein des Menschen
gegeben sind, un: die VOTLr allem auch den Staat gelten.

Es sind zuletzt schr handteste wirtschaftliche un nıcht relig1öse Gründe
CWESCH, die dieser Unabhängigkeitserklärung geführt haben Wır CI-

ınnern u1ls Teezoll und Stempelsteuer, den Bostoner Zwischenfall des
Jahres 1773,; als die britischen Teeladungen .ıns Meer gewortien wurden und
amıt die Stunde des amerikanıschen Freiheitskrieges schlug. ber über die-
S  - materiellen Interessen wurden dıe ideellen ıcht vergeSSCH. Dıie Freiheit
der Religion WAarTr immer noch eines der wichtigsten Anlıegen

SO sind die verschiedensten Wege SCWESCIH, die ZUF Virginia-Charter
geführt haben Zunächst und VOL allem die uralte cAristliche Überzeugung VO  3

der Wüuürde und Hoheıt der Person, dann die reformatorische Lehre VO']  a der
Freiheit eines Christenmenschen, der ständische Freiheitsgedanke, die ber-
lieferung VO Widerstandsrecht und die Lehre der Monarchomachen, die
ındividualistische Philosophie der Aufklärung. Gerade die letztere hat be-
wirkt, da{fß die Menschenrechte V  3 Vırginia und der nachfolgenden TYran-
zösıschen Revolution durchaus individualistischen Charakter hatten. Da C  65

auch soz1ale Menschenrechte 1Dt, wurde weıthin nıcht mehr gesehen. Hıer
hat spater die katholische Sozialphilosophie bahnbrechend gewirkt. Erinnert
sSe1 NUur die großen Sozialenzykliken <COS AILL,, Pıus l und Pıus XII

ber die Französische Revolution un ıhre Declarations des droits de
I”homme et du cıtoyen VO  - 1789 haben die individualistischen Menschen-
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rechte Eingang das Verfassungsrechtsleben des Abendlandes gefunden.
Auch hat noch schwere Kämpfe gekostet, bis S1C sich durchsetzten.
Erinnert SC1 iıhr Schicksal der Ägıde Robespierres un des Wohl-
fahrtsausschusses. Die Erklärung von 1793 hat Nn1ie praktische Bedeutung
erlangt Die VO  3 1795 War NUur Jahre Kraftt S1e wurde durch den
Staatsstreich Napoleons 1799 wieder außer Kraft ZESCLZT Nur sechr WEN1S
enthielt die Charte constitutionelle der reSLAUrJeEeFrteEN Bourbonen Von 1814
un ıhre revidierte Fassung VO'  e} 1830 Sowohl der Name Menschenrechte
WIC der Brauch S1C feierlicher Proklamation VOr der eigentlichen Ver-
fassung des Staates verkünden sind damals zunächst nıcht wieder auf-
gelebt Immerhin wurde das Recht der Gleichheit VOTLT dem Gesetz anerkannt,
WIC die Garantıe der persönlichen Freiheit und der freien Religionsausübung
Das echt der freien Meinungsäußerung wurde NUur Rahmen Ge-

anerkannt Vor allem das Lıgentum 1St für unverletzlich erklärt WOTr-

den Ahnlich blieb Frankreich deı Revolution VOo  - 1848 Die volle
Rückkehr A Grundform un dem Grundgedanken der Menschenrechte,
WIC S1C 1789 verkündet wurden, geschah damals nıcht

Auf den Formulierungen der Erklärungen Von 1776 und 1789 beruht
die belgische Verfassung Von 1831 un ıhre Erklärung der Rechte der Bel-
ICI In diesem Sinne verkündete 1849 die Paulskirche die Grundrechte des
deutschen Volkes Langsam wiırd der Katalog der Grundrechte C1M Bestandteil
der me1lsten der Neu entstehenden Verfassungen Für das Deutsche eich
wurden S1C erstmals der Weımarer Verfassunge aufgenommen Zur eit der
Bismarckschen Verfassung WAaircen S1C lediglich den Länderverfassungen
enthalten.

W ıe gefährdet aller Zusicherungen 1 den modernen Staatsverfassun-
SCH die Menschenrechte sınd, hat icht NUur das eutsche Beispiel ZUr Genüge
offenbart. Wır W15SCIH, daß IN1IL NC Federstrich 1933 Deutschland die
wichtigsten Grundrechte außer Kraft ZESELZT wurden.

Dıie modernste eIit bemüht sıch nunmehr, die Menschenrechte auf ber-
nationaler Ebene Zur Geltung bringen. Es sCc1 hingewlesen autf die Be-
mühungen der nach Zusammenbruch des Völkerrechts ohne-
gleichen Schutz der Menschenrechte gelangen ÄAm
10 Dezember 1948 hat die Generalversammlung der Vereıinten Nationen
1116 internationale Erklärung der Menschenrechte proklamıiert. Die An-
nahme der Erklärung erfolgte MI Stiımmen bei Stimmenthaltung
des Ostblocks, Südafrıkas un:! Saudı-Arabiens.

Für die Ablehnung des Ostblocks War mafßgebend die besondere Auf-
fassunz VO W esen der subjektiven öftentlichen Rechte. Individualrechte un:
Sozialrechte sind sow jetischen System untrennbat mıteinander verknüpit
So wurde denn 1inNe Erklärung abgelehnt die die Anerkennung der Indivi-
dualrechte schlechthin orderte Man wollte NUur Erklärung Zustimmen,
die das echt anderem auf Eıgentum, auf Freizügigkeit, Auswanderung,
treie Meinungsäußerung nUur Rahmen der innerstaatlichen Gesetzgebung,

den Grenzen der nationalen Siıcherheit, gemäalß den Interessen der Demo-
kratıie uUuSW kannte Diese Zusätze sollten der Deklaration solche Elastızıtät
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_ verleihen, da{fß S1C m1t der sowjetisc;hen Grundkonzeption  von Staat un
Sozialordnung vereinbar wurde. Dıie Mehrheit der Generalversammlung sah
hierin den Versuch, einzelne Rechte negieren der ıhres Inhalts enNnt-

kleiden.
Südafrika enthielt sıch, weıl die Deklaratıon einem eıl nıcht seiner

Rassengesetzgebung entsprach.
Abgesehen VO.  3 dem Gewicht, das auch der Stimmenthaltung zukommt,

mu{ darauf hingewıiesen werden, da{(ß sıch Jediglich eine Deklaratıon
handelt, einen nach dem gewöhnlichen internationalen Sprach-
gebrauch unverbindlichen Akt Man hat allerdings bei den Verhandlungen
ebhaft den Rechtscharakter der Erklärung gestritten. Der Entwurft eines
Paktes, eınes Vorschlages einem völkerrechtlichen Vertrag, der die
vereinbarenden Staaten positiv-rechtlich gebunden hätte, wurde zurück-
gestellt. ber cselbst WCI11I1 die Deklaration als echte posit1ve Völkerrechts-
quelle angesehen werden könnte, mehr als ıne ZEWISSE moralische Wirkung
käme ihr trotzdem nıcht Denn ware die Instanz, die be1i Verletzung
der Menschenrechte durch einen Staat einschreıten, ıhre Geltung erzwıngen
würde? Dıe Frage der Rechtsfolgen bei ihrer Verletzung 1St aber iıne höchst
problematische. Das erweist auch die iınzwischen abgeschlossene Konvention
des Europarates ber dıe Menschenrechte VO 950 Gemä{fs Abschnitt
dieser Konvention 1St War eın europäischer Gerichtshof für alle Fälle a

ständig, die die Auslegung und Anwendung der Konvention betreffen, jedoch
NUur dann, wenln die beteiligten Staaten oder einer dieser Staaten die Gerichts-
barkeit des Gerichtshofes als obligatorisch anerkannt haben oder wenn diese
Staaten 1mM besonderen Falle der Anrufung des Gerichtes zugestimmt haben
AÄAus dieser Klausel 15t ersichtlıch, wW1e zögernd die Staaten der Moderne autf
Souveränitätsrechte verzichten.

Immerhin sind erhebliche Fortschritte ZUr Sicherung der allzemeinen
Menschenrechte auch auf internationaler Ebene mı1ıt den erwähnten Deklara-
tiıonen bzw Konventionen erzielt worden. Hofifen WIr, daß die Achtung VOL

Menschenrecht und Menschenwürde sıch 1n der ZSaNzZCH Welrt durchsetzt,
daß die Menschheıit einer gesicherten Freiheit 1n ıhren grundlegendsten An

liegen entgegensehen Aann.
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UR

DIE NTIERNATIONAL ECHTSORDNUNG

Von HERMANN MOSLER

en  — WIr die rage stellen, in welcher Weıse die internationale Rechts-
ordnung die Respektierung der Menschenrechte sichern kann, mu{l UVOo
Klarheit arüber herrschen, welcher Beitrag VO:  3 der Jurisprudenz erwartiet
werden darf. Dıiıe Jandläufige Vorstellung überschätzt ihn weıt, ındem S1E
das „ Versagen des Völkerrechts“ tür die Katastrophen unserer Zeit verant-
wortlich macht un VO  3 seiner Erneuerung diıe Sıcherung des Weltfriedens

Auf der andern Seıte begnügt sıch die „reine Rechtslehre“ damıt,
in der Jurisprudenz ein technisches Mittel ZUr Erforschung eınes Ordnungs-
SYSTEMS sehen und jegliches Werturteil AaUuUs ıhr verbannen.

Das sind die beiden Extreme. Der Irrtum derjenigen, die VO'  S der Auf-
stellung VO Rechtsregeln das Wunder der allgemeinen Befriedung erwarten,
1St evıdent. icht die blofße Exıstenz der Rechtsnorm, sondern ihre Befol-
ZSung sichert die Ordnung. Indes 1st auch die Beschränkung des Rechts auf eın
wertfreies System der Beziehungen vVvon Menschen untereinander, zwischen
Menschen und Verbänden, die als juristische Personen abstrahiert Sın  d, un:

Verbänden untereinander nicht möglich. Jede Rechtsregel 1st VO  3 einer
Vorstellung gepragt, die 1ine für erstrebenswert gehaltene Ordnung miıt den
Miıtteln der Rechtsordnung durchsetzen 111 Sıe 1St also VO:'  e} einem subjek-
tıven Urteil abhängig. Ferner 1st s1e selbst nıcht 1Ur ine technische Ormu-
lierung des Gebots oder Verbots, sondern sSie tragt durch ıhr Bestehen dazu
bei, da{ß der gewünschte Zustand erreicht wird. Dıiıe Rechts W1S
1St auch Rechtspolitik*.

Dieses subjektive Moment, das ın der Rechtswissenschaft enthalten ist,
wiırd durch das Ordnungsbild bestimmt, das uns die Theologie un die
Philosophie darbieten. Sıe belehren Uu1ıs über das objektiv Richtige. Die
Rechtswissenschaft also ine Wertlehre OTraus, Sıe bemüht sich um

deren Durchsetzung Verkehr der Menschen und ihrer Verbände. Die
Rıchtigkeit ihrer Erkenntnismethode erwe1lst siıch daran, das erstrebte

soziale Ziel gefördert wird Die Re C  S Z z1e analysiert und Cr-

Zu dieser Frage Verdroß, A $ Völkerredcht, Autfl 1950,
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forscht Gesetzmäßigkeiten; die Jurisprudenz 1 mM ENSCICH Sınne hat
dıe Aufgabe, erforschen,; auf welche Weıse MI1t den Mitteln der echts-
ordnung die VWerte, die von andern Erkenntnisquellen übernommen WT -

den, 1n der Praxıs gesichert werden können.
Die völkerrechtliche Diskussion über die Menschenrechte hat demnach

einerseıits VO  3 dem Bıld der menschlichen Person auszugehen, WI1e die
Offenbarungstheologie un: die christliche Philosophie unls vorstellen. Sıe
MU anderseits das Wesen der internationalen Rechtsordnung 1m CN-
blicklich erreichten Stande ihrer Entwicklung 1m Auge behalten‚realisierbaren Ergebnissen gelangen.

Die Notwendigkeit einer Formulierung der Menschenrechte WTr ein
Zeichen ıhrer Gefährdung. Die ersten Erklärungen Kampfansagen

die Unterdrückung. Sie wurzeln 1n den klassischen Grundideen:
der Gleichheıt, der persönlichen Freiheit, der Freiheit des E1gentums un:
des relig1ösen Bekenntnisses. In den Grundrechtskatalogen der Verfassungen
wurden S1€ weıter entwickelt.

Das spate 18. Jahrhundert hat ZUuU erstenmal den Versuch gemacht, die
VO der Gesellschaftslehre und dem Lebensgefühl der Zeit geforderten rel-
heitsrechte in die positıve staatlıche Rechtsordnung über-
Lragen.

Der Ausgangspunkt 1st das Individuum: die Gesellschaft als (Ganzes tritt
zurück ® Was Ziel des Angriffs 1St der Staat des spaten monarchischen Ab-
solutismus. Der Gedanke des Rechtsschutzes den aaAt Is
15t noch unbekannt. Dıie Sicherung der freien Sphäre des Einzelnen oll in
der Beteiligung des Volkes oder seiner Repräsentanten der Gesetzgebung
estehen. Der Freiheltsstatus WLr noch iıcht ınem Komplex subjektiver
öftentlicher Rechte ausgestaltet, deren Beachtung durch die Behörden VO  3

dem durch ihre Maßnahmen Betroftenen VOTL einem GerichtnwWeTI-

den konnte. Die Freiheitssphäre wurde allen Wesen zugebilligt, dıe
Menschenantlitz LTugen VO'  3 ZEW1sSSEN Diskrimimerungen der Ausländer
se1ı abgesehen aber erhob sich noch keine Forderung nach ınter-
nationalen Garantıen. Das Dogma der Souveränıität mıt der Folge der
Interventionsfreiheit der inneren Angelegenheiten 1e{ß einen solchen Ge-
danken außerhalb des Vorstellungsbereichs leiben. Von einer unmittelbaren
Berechtigung der Individuen un Durchbrechung der staatlichen Personal-
hoheit konnte vollends keıine ede se1n.

1923, ACE qu’1ıl $aut O1r Aans les2 aurıce Haurıo0u, Precis de droit constitutionnel,
>homme de la Revolution, c’est l’affirmation de la primaute de ladeclarations des droits de Dar rappOortconscience humaine, qul implique la fois el la primaute de l’individualisme

des relatıonscollectivisme et celle du ubjectif par rapport l’objectif, Dar cConsequent
es ramenent Cet article de fto1 ans 12socıales Dar rapport au  q institutıions socıales.

soCc1€&te OrSs de la ociete, ı1 de ral qu«c qu1i est humain.,“
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Im l20. Jahrhundert 1St neben das Streben nach Freiheit der Ruftf nach
Sıcherheit en. Er ISt kennzeichnend für dıe Einstellung nıcht 1Ur
der Einzelmenschen ZU Staat, sondern auch der Völker ZUr internationalen
Gemeinschaft yeworden.

Die (D l (D LV 1mM internationalen Bereich soll Schutz VOT

auswärtıger Bedrohung bieten. Ihre Mittel sind selt dem Weltkriegdie unıversale Urganısation der Kriegsverhütung Völkerbund und Ver-
einte atıonen und das Gewebe der Nıchtangrifispakte, durch das dıe
Partner 1in Freundschafts-, Beistands- un! Neutralitätsversprechen hofften,
die Sıcherheit W1€e VWertpapiere in iıhren Regierungsarchiven verwahren
können.

Dem gleichen Bedürfnis entspringt die Forderung ach der Securite
ocıale. Die wirtschaftlichen Güter der Welr sind zwischen den Ländern
ungleich verteilt. Ihre Nutzung 1STt ıcht überall gleichmäßig fortgeschritten.
Im Innern der Staaten sucht IMNa Schutz Krisen, die Arbeits-
Josigkeit, die Not 1m Falle der Arbeitsunfähigkeit.

Die Freiheit des Menschen gyegenüber der staatlıchen Gewalt und die Sıche
Iung einer seiner VWürde gemäßen Lebenshaltung sind das Thema der
Grundrechtskataloge der modernen 5 IA Die Freiheitsrechte
können in UNlSCrer Zeit VO  3 keiner staatlıchen Verfassung mehr
isoliert betrachtet werden. Sie stehen 1m Gesamtzusammenhang der SOZ12-
len Ordnung.

I1

Im ınternatıonalen Recht tauchen diese Fragen sehr 1e] spater
aut Es zab keine völkerrechtliche Fürsorgepflicht eines Staates für einen
andern, Ja nıcht einmal ın Recht der Hılfeleistung, da der Souveränıitäts-
schirm die Vorgänge 1m Innern der Staaten der internationalen Sphäre ENLTL-
ZO8. Es bedurfte der planmäßigen Miıßachtung der Menschenrechte,
iıhren SchutzZ Gegenstand einer internatıionalen Deklaration machen,
die in allgemeingültigen, abstrakten Satzen gefaßt 1St gleich ıhren Vor-
bildern 1n den staatlichen Grundgesetzen VO 18 ahrhundert bıs Z

Gegenwart. Diese Bestrebungen haben ‚ daher erSst im etzten Jahrzehnt
Gestalt anzunehmen begonnen.

Sıe haben die gleichen Wurzeln w 1€e die innastaatli&en Garantıen 1n den
Verfassungen: Das 1ıb t1 11 den Menschen seine Unter-
drückung 1MmM totalen Staat schützen. Das W o 1t OE C ordert einen
Mindeststandard der Lebensführung; klıngt ZUusammen mIt em Motıv
des gesellschaftlichen Gesamtınteresses, das die Herbeiführung
ausgeglichener sozialer Zustände als Voraussetzung des Friedens fordert

Als Zeugni1s dieser Ideolo 1e den der Bezeichnung Fourth Point Program“ bekannten
Plan einer technologischen Hıl eleistung für unentwiıckelte Gebiete, den ıdent TIruman 1N seiıner
Kongre rede VO:) Januar 1949 entwickelte und die gleichen Bemühungen Vereinten Na-
tionen (Fox, President Truman/’s Fourth Point and the Unı:ted Natıons, e  ia „International Con-
cilıation“, Nr. 452)
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Die Formulierung SENES Katalogs oberster, unantastbarer Regeln des Zu-

sammenlebens der Menschen un: ihrer Verbände enthält die C 1 b
stellung eıiner Gesellschaft. Sıe 1St das Zeichen ihrer Homogenıität.
Heute noch sind die sOoOuveranen Staaten die intensivsten menschlichen Or-
gyanısationen, Die Schwierigkeiten, die sıch der Definition der Menschenrechte
be1 der Verfassungsgesetzgebung entgegenstellen, sehen WIr 1n der völker-
rechtlichen Ebene in größerem Maße, als der Konzentrationsgrad der
internationalen Ordnung hınter derjenıgen der Staaten zurückbleibt. Diese
Grundtatsache müssen wır 1mM Auge behalten, wenNnnNn WIr nıcht den Boden

den Füßen verlieren wollen Dıie Völkerrechtsordnung 1St NUur 1nsoweit
ZUr Normierung abstrakter Satze des menschlichen un: zwischenstaatlichen
Gemeinschaftslebens geeignet, als die Durchsetzung dieser Regeln der ber-
ZCUZSUNS der Staaten entspricht und ihre Garantiıe durch intern_ationale Sank-
tionen von den Beteiligten akzeptiert wird.

Im ın 5 1ı Bereich sind die Freiheitsrechte die AN-
ten Grundpflichten und die soz1alen Programme erganzt worden. Eın Blick
ın die Verfassungen der etzten Jahrzehnte lehrt, da{ß die O

nicht in gleichem Umfang ZuUur Formulierung reif 1St WI1Ie die alten Individual-
rechte Die Problematik des Inhalts und Umfangs der Menschenrechte über-
tragt sich auf alle Versuche der Kodifikation 1n der
NUN S, Dıe soz1alen, kulturellen un zivilisatorischen Unterschiede der Miıt-
glieder der Völkerrechtsgemeinschaft sind evident.

Dıie Zzweıte rage, die die polıtischen Gruppen der verfassungberatenden
Parlamente treENNT, ISt die nach dem W esen der Mensch enrechte

ı h Die abendländischen Staaten un! die aus ihrer
TIradıtion hervorgegangenen Länder der Neuen Welt sind auf dem Boden
des Christentums erwachsen. Die Auseinandersetzung vollziehrt sich iın ihrem
Innern zwıschen Christen, Neutralen und Antichristen, also iımmer 7zwischen
Menschen, die durch gleiche Überzeugungen oder aber durch ine Antithetik
iınnerhalb derselben Gedankenwelt miteinander verbunden sind. Die Schwie-
rigkeit, gemeinsam anerkannte VWerte formulieren, ist bekannt. Die
internationale Gemeinschaft 1St der Idee nach universal. Sıe muß
also die politischen Weltbilder verschiedener historischer Entwicklung und
verschiedener metaphysischer Rechtfertigung in einer Rechtsordnung koord:i:--
nıeren. Dıie Chance der Anerkennung eines gemeinsamen Urgrunds des Rechts
1sSt also noch vie]l schwächer.

Bevor die Vereinten Natıionen den Versuch einer internatiofialen Erklä-
Iung der Menschenrechte machten, veranstalteten S1E ine Umirage bei einer
Anzahl ührender Persönlichkeiten des polıtischen und geistigen Lebens
Dıie Antworten sind bezeichnend tür die beiden Fragen, ob INa  - über die
Individualrechte hinaus eın Gesamtbild der menschlichen Ordnung an-
tieren könne und ob ıne internationale Erklärung oder Vereinbarung
dem Ursprung des echts Stellung nehmen solle

Sıehe
UNESCO. Les dro1ts de I’homme Problk  emes, ‘_7\1€3 aSpeECTS. Textes Or1g1inaux publi&s par

SCO avec un Introduction de Jacques Marıtain.
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Eınige repräsentatıve Äußerungen sejen herausgegriffen:
Gandhı schrıieb Julian Huzley, den Generaldirektor der UNESCO
SE habe VO  w} meıner Mutter, dıe nicht lesen un reiben konnte, aber

VWeisheit besals, gelernt, dafß Nur die Rechte Wert sind, erworben un be-
diesem tun-wahrt werden, dıe die Pilichterfüllung verleiht.

damentalen Grundsatz 1St wahrscheinlich ziemlıch leicht, die Pflichten
VO  a} Männern un: Frauen Z definiıeren und jedes Recht miıt einer ENISPCE-
chenden Pfliıcht verbinden, dıe ertüllt se1in mußß.“

außerte dem Zzweıten Fragenkreis, die De-
klarationen der natürlichen un! unveräußerlichen Rechte 1m Sınne der ran-
zösıschen Revolution se1en VO philosophischen und historischen Standpunkt
unhaltbar. Er schlug VOT, die alte Basıs verlassen un:! nıcht mehr unıver-
selle Menschenrechte aufzustellen; sondern höchstens Rechte, die für die
Menschen einer bestimmten Epoche anerkannt seiıen.

Ja meınte, Ma  $ könne einer gemeinsamen grund-
sätzlichen Ideologie tür die Praxıs gelangen, jedoch eın eitles Bemühen,
eıne vyemeinsame rationale Rechtfertigung suchen

i1L

Die gegenwärtigen Bemühungen Kollektiverklärungen un -verein-
barungen gehen VO  3 der Tatsache aus, daß der Schutz des Indiyiduums
durch die Völkergemeinschaft oftenbar ungenügend ist. 1bt überhaupt
völkerrechtlich relevante Rechte un korrespondierende Pflichten der Einzel-
person?

ach der Souveränitätslehre der etzten Jahrhunderte 1St die innerstaat-
iıche Sphäre der ntervention VO  ; außen ENTZOYCN. Das Eintreten für die
Menschenrechte remder Staatsangehöriger, se1 durch einen einzelnen Staat:
se1 durch eın Mächtekollektiv, ware ine verbotene Einmischung 1ın 1e
inneren Angelegenheiten BCWESCH. Trotzdem kennt dıe Völkerrechtsgeschichte
zahlreiche iInterventionen AUS Gründen der Menschlichkeit, VOrLr allem von

seiten der europäıschen Großmächte der christlichen Untertanen
der Ptorte auf dem Balkan, 1N der Levante un: 1n Armeniıuen Sıe konnten
11UTr als Verletzung des jedem Staate vegenüber allen anderen zustehenden
Rechts auf Achtung der Unabhängigkeit aufgefaßt werden. Hätte mMan S1e
rechtfertigen wollen, hätte INa  ( die Respektierung Zewisser Mindestrechte
der Individuen für ine Rechtspdflicht der Staaten halten mussen, deren Er-

„Maıs Q 3}  ] s’agıt, u contraıre, de l’ideologie pratı fondamentale er des princ1ıpes
”actions tondamentaux implicitement aujour ul, Petat vital sinon J’etat formule,
pPar la conscience des peuples ibres, ı1 LrOUVE qu/’ıls constituent ZrosSo modo U de residu
COMIMUN, UL de COININUMNEC lo1 NO} ecrite, ı point de OMNVEISHENC! pratique des ideologies
theor1iques et des tradıti1ons spirituelles les plus dıfferentes” (a

Ver , Ade Aıs 75446 fz. ; A n ya  N  FE  X SA  Oppenheim-Lauterpacht, International Law, Vol. I6
7th ed., 279
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tüllung VO ungeschriebenen gcäneinen Völkerrecht gefordert worden SA<  ware
und deren Durchsetzung gegenüber dem das echt brechenden Staat jedem
anderen Mitglied der Völkerrechtsgemeinschaft zugestanden hätte. Es iSst
nıcht hne Reız, daran erinnern, dafß ın der zweıten Hälfte des Jahr-
hunderts 1Ur noch 1n€ einzıge Stimme xab, die Aus dem Geıiste der Verant-
wortlichkeit nicht 1LL1Ur der Einzelmenschen tür den Nächsten, sondern auch
der staatlich organısıerten Völker füreinander das Interventionsverbot AUS-

drücklich verurteilte. Es War aps 1US I der 1mM Syllabus EeErTOLUM VO'  w}

1864 den Satz verwart: „Proclamandum EST et observandum princıp1um
cquod OCant de 110  3 interventu

IBIG tradıitionelle, als klassısch bezeichnete nschauung mußte auf Grund
des Souveränitätsdogmas die Menschenrechte als Angelegenheıit innerhalb der
„Competence exclusive“ der einzelnen Staaten ansehen. Sıe konnten allen-
falls dıe Lehre einer schwachen Minderheit be1 planmäßigen bru-
talen Übertretungen der allgemeın anerkannten Grundsätze der Humanıtät
ZUS der innerstaatlıchen Sphäre in diejenige der Staatengemeinschaft gehoben
werden. In einıgen Abkommen versuchte 114  — einzelne Menschenrechte
durch vertragliıche Biındungen schützen. 50 geschah beı der Emanzıpie-
Iunz der Balkanstaaten, denen dıe Achtung geWwisser Mindestgrundsätze als
Voraussetzung ıhrer Anerkennung als Mitglieder der Völkerrechtsgemein-
schaft aut dem Berliner Kongrelß auferlegt wurde

Dieser Vorgang wiederholte sich ın Üahnlicher Weiıse in den Parıser Friedens-
vertragen VO 10 Februar 1947 gegenüber Italien un! den Satelliten der
Achsenmächte!®, Dıe Minderheitenschutzverträge, die dıe Hauptmächte nach
dem Weltkrieg miıt den OSEt- un: südosteuropäischen Ländern abschlossen,
oingen einen Schritt weıter. Gegen die Übertretung der Schutzverpflichtungen
WAar 1i1ne Petitionsmöglichkeit den Völkerbund gegeben. Aber auch hıer

alle Rechte und Pflichten 1LUr 7wischen den Vertragsparteien begründet,
also den Staaten. Ihre Fortdauer Wr VO  e} dem Bestand des Vertrages ab-
hängig.

Dıie Forderung nach Anerkennung der Rechtsstellung des Einzelmenschen
1m Völkerrecht iSt aber ımmer lauter erhoben worden. In das Schema der
alleinigen Rechtsfähigkeit der Staaten und der VO  a ihnen abgeleiteten

Syllabus complectens praec1puos 1105 LI4de aetatıs eTrrOTES quı 1n Allocutionibus COI1-

sistorialibus, ın Encyclicıs alıisque aDOSTOlicıs Lıiıtteris SS ADAN! IL (Pos 62); der Kontext
iSt der Allokution „NOovos s ante“ VO:  3 1860 entnehmen zınger U, Um T Enchiridion
Symbolorum, Definitionum el Declaratıonum, 21—37, Freiburg 1937, No 1762

Berliner Vertrag VO! 13 1878, Art ecn Montenegro), 35 (betr. Serbien) und
(Rumänien). Au für die Türkeı und Bulgarıen derartıge Bestimmungen vorgesehen
(Staatsarchiv, Bd DE

15 Rumänıen (Art. S Abs 1), Bulgarien Art. 28 UngarnVerträge MITt Italıen Art.
„Italıen (Rumänıien, Bulgarıen, Ungarn, Finnland) so1l alle NOL-(Art un! Finnland AT 6)

en Personen italienischer (rumänischer, bulgarischer,wendigen Maßfßnahmen ergreifen, des Geschlechtes, der Sprache und derungarischer, finnischer) Hoheıt ohne Unterschied der Rasse,
Relıgion den Genuß der Menschenrechte und Grundtreiheiten einschliefßlich der Freiheit der Me1-
nungsäußerung, der Presse und Veröffentlichung, der Religionsausübung, der politischen Meınung

der öftentlichen Versammlung sichern“ (Treatie otf DPeace wıth al Bulgarıa, Hungary,
Roumanıa and Finland, English Version, Dept. ot State Bulletin, Publication Die
Generalvyersammlung der Vereinten Natıonen hat iıch MIiIt den Klagen der Westmächte die
Verletzung dieser Bestimmungen durch Bulgarıen, Rumänien uUun! Ungarn befafßt (1949) und eın
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs ber ıe Auslegung der Verträge eingeholt (Gutachten
VO:! 1950, Recueıl des arrets CI(F. de la Cour Internationale de Justice, 1950, 34, fT.)
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Rechtssubjekte!! paßt s1C ıcht hinein. Man mMu also die Grundlagen der
Völkerrechtsordnung überprüfen, wWeNn inan dem Indiyiduum ıne
darin anwelsen 1l

Stätte

Die Rechtsfähigkeit des Einzelnen kann LLUT darauf gegründet werden, daß
der Mensch, weijl Person ST eın Grundrecht auft Anerkennung als
Rechtspersönlichkeit in allen Sphären der Rechtsordnung besitzt. Das
menschliche Grundrecht, Träger der Rechtsfähigkeit se1in, 1St dem
18 Jahrhundert noch nicht bewußt geworden. Coing hat aut Grund
historischer Untersuchungen die These vorgetragen, ErSsSt die lo Ü hı
des deali SINMUS habe den Begriff der Rechtsperson und die Lehre VO  e den
Menschenrechten miteinander verbunden, indem S1e die Personwürde dem
kantischen Urrecht der Freiheit abgeleitet habe1?® Vom Standpunkt der
realıstıschen Naturrechtslehre 1St der ensch unabhängig
jeder positivrechtlichen Anerkennung Subjekt der Rechtsordnung. Daraus
ergibt siıch die Forderung den Gesetzgeber, dieser Eigenschaft des Men-
schen Rechnung tragen.

Dıe Kataloge der Menschenrechte bringen diese WI1e auch immer
begründete Auffassung um Ausdruck. Die Freiheit ware ohne Wert, wenn
sS1e nıcht die Fähigkeit 1n sıch schlösse, Rechtsgenosse seın 13 Es heißt da-
her sowohl 1n der Menschenrechtsdeklaration als auch 1n dem Entwurf einer
Menschenrechtskonvention:

„Chacun droit la reconnaılssance COUS lıeux de personnalıte
« 1juridique.

Die Anerkennung der Rechtsfähigkeit bezieht sıch WAar unmittelbar 1Ur

aut die innerstaatliche Sphäre. Der Mensch besitzt S1C ohne Rücksicht
autf seine Staatsangehörigkeit 1n allen Ländern, die siıch völkerrechtlich
diesen Satz binden. Damıt 1st aber indırekt die Überzeugung ZzZu Ausdruck
gebracht, da{fß der Mensch kraft seiner personalen Würde in allen Sphären
der Rechtsordnung, also auch der a den Anspruch
erheben kann, 1ın seinen mM1t seiınem Menschentum verknüpften Rechten 1C-

spektiert werden. Fur das Völkerrecht ergeben sich daraus folgende Kon-
SCEQUECNZECN: Die internationale Rechtsordnung hat WAar iıhrem W esen nach
dern Verkehr der höchstpotenzierten Machtverbände, h der Staaten Zu

Gegenstand. Die Forderung, den Einzelmenschen ZU Völkerrechtssubjekt
erheben, 1St falsch gestellt, falls s1e den souveranen Staaten un:! den von

Über die Arten der Völkerrechtssubjekte Verdroß, Völkerrecht, an O! 75 E
Gu yvenheim, Lehrbuch des Völkerrechts, 1, 1948, 161 ff. ; Mosiler, Die völkerrechtliche
Wır ung bundesstaatlicher Verfassungen (1950), 1n „Festschrift Thoma“, 132

o1ng, Der Rechtsbegriff der menschlichen Person und die Theorien der Menschenrechte, iın
„Deutsche Landesreferate ZU) Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung 1n London
herausgegeben VO! Ernst Wolft. Sonderveröffentlichung der Zeitschrift für ausländisches und inter-
natıonales Privatrecht 1950, 191—205

Maurice Haurıou, O 9 92 Ce pouvoir de faire TOUT qu1 S  est pas efendu par
la lo1 S  est pas seulement le pOuVOILF d’accomplir des faits, c’est 2USS1 celu; d’accomplir des
juridiques. La liberte humaıne n’aurait Pas de sens S1 elle n’etait pas generatrıice de droit.“

14 Art. er Il Dezember VO:!  3 der Generalversammlung proklamierten Erklärung
der Menschenrechte; Art. des vorläufigen Textss des erstien internationalen Paktes ber die Men-
schenrechte un! iıhre Anwendung. Sie auch den Anhang ZU)! Statut der niederländisch-ıindonesischen
Unıijon O: I7T, 2 1949, 1n dem die 1n Art. des Statuts anerkannten Grundrechte und „freiheiten
ım einzelnen definiert werden: OT indiyıdu EeSsSLT TEeECONNU INM]! la personnalite juridique.“

den Bericht un! die Texte 1n Zeitschrift für ausländ. öft Recht und Völkerrecht, Bd. A, 454.)
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ıhnen abhängigen Staatenverbindungen, bundesstaatlichen Gliedverbänden
und völkerrechtstähigen Institutionen das Indiyiduum als Völker-
rechtssubjekt hinzufügen ıll Das Völkerrecht 1st, wI1e jede Sphäre der (’e-
samtrechtsordnung, der Menschen wiıllen enstanden und dient iıhrer Ent-
faltung 1: Es darf also die mIiıt dem VW esen des Menschen verbundene Rechts-
stellung der Eınzelperson nıcht lgnorleren. Der FEinzelne besitzt demnach,
csotern seine Menschenrechte 1in Betracht kommen, Rechtsfähigkeit auch 1n der
Völkerrechtsordnung, obwohl s1e die typische Verkehrsweise der Staaten ISt.
Diese Rechtsstellung ist nicht aus dem Wi;illen der Staaten abgeleitet. Darüber
hinaus 1St eıne rechtspolitische Aufgabe, die menschenrechtliche Stellung
in zwischenstaatlichen Deklarationen und Konventionen anzuerkennen,
durch Definitionen näher umschreiben un durch Vertahren internat10-
naler Instanzen sıchern. Derartige Abkommen haben 7zwıschen-

Aı D Sıe schützen die Menschenrechte durch AAaL-
ıche Verpflichtungen, die der Disposition der Partner unterliegen.

Das Institut de Droit International, die angesehenste wissenschaftlıche (se-
sellschaft des Völkerrechts, hat auf seiner Lausanner Tagung 1im Jahre 1947
1Ne sorgfältig abgewogene Erklärung über die Grundrechte des Menschen
als Ausgangspunkt eines Neuaufbaus des Völkerrechts vertaßt. Es heißt dort
Ü, Dıie Anerkennung un die Achtung der Rechte, welche mıit der mensch-
liıchen Person verbunden sind, ISt. die Grundlage jeder tunktionellen Auf-
fassung von der Gewalt einer Gewalt, die ihre Rechtfertigung AUS der
Fähigkeit schöpft, die individuellen und sozı1alen Ziele der menschlichen
Person verwirklichen !®.

Aus der Erkenntnis, daß das Völkerrecht durch Regelung des internat1io-
nalen Lebens mittelbar die Entfaltung der menschlichen Person fördert, CI-

/1bt siıch die Forderung, durch organisatorische und technische
Mıttel den Schutz der Menschenrechte durchzusetzen. Nach dem jeweiligen
Konzentrationsgrad, den die Völkergemeinschaft 1im Laute der Geschichte
erreicht, können WIr dre1 Stuten der Sıcherung der Menschenrechte er-
scheiden:

Die vertragliche Verpflichtung VO Staaten iın einem
völkerrechtlichen Abkommen, ZEW1SSE Individual- oder Gruppenrechte
respektieren, die den Menschenrechten gerechnet werden.

ber diese Vereinbarung hinaus die Verpflichtung in ınem völker-
rechtlichen Vertrag, dem Einzelnen das ch des ku
internationale MSI AN Z gewähren, WE 1n seinen Menschen-
rechten beeinträchtigt wird.

Dıe selbständige Rekursmöglichkeit des Eınzelnen eıne
In Verletzungen der Menschenrechte.

Enzyklika 1us? , „Mit brennender Sorge” (1937) „Die Gemeinschaft 1St VO' Schöpfer
ewollt als Mittel ZurfXr vollen Entfaltung der individuellen und soz.ialen Anlagen, die der Einzel«-
mensch, gebend un! nehmend, seinem und er andern Wo 2US'  tTeC hat. Auch jene umfas-
senderen und SÖheren VWerte, die nıcht vonm Einzelnen, sondern L1LULI VO' CI Gemeinschaft verwirk-
ıcht werden können, siınd vom Schöpter etzten Endes des Menschen halber gewollt, seiner natur-
lichen un bernatürlichen Entfaltung Vollendung.“ cta Apostolicae Sedis, Commentarium
Officiale, Annus ET Series 11 Vol I 160.

165 Friedenswarte 194/, 315

Wimmer, enschenrecht:
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In der 7zweıten und dritten Stufe wird der Einzelne auch den e1ge-
HCN Staat geschützt. Wır haben sicherlich die Stufe erreıicht. Datür
ZCUSCH die gENANNLEN Abkommen. Der Umfang der Rechte, deren (7e=
währung die Staaten sıch verpflichten, iSst allerdings heftig umstrıtten, w1€e
WI1r 2A2US dem Vertragsentwurf der Vereıiınten Natıonen und dem den
Auspizıen des Europarats abgeschlossenen Abkommen sehen.

In der zweıten Stute wird ‚War eın individueller Rekurs gewährt. Dıieser
steht dem Kläger aber SA  — lange un 1n dem aße Z als die 7wiıischen-
staatliche Vereinbarung esteht. iıne solche Instanz ein internationales
Gericht hatte Australien 1im Antfang der Beratungen der Menschenrechts-
kommıissıon der Vereinten Natıonen gefordert, dann aber seinen Antrag
zurückgezogen, als sıch dıe Annahme als aussichtslos herausstellte 1 Dıe
Europakonvention sieht einen Gerichtshof VOIL, bindet aber seine Errichtung

erschwerte Ratifikationsbestimmungen un x1bt NUr den Vertragsstaaten
und der Europäischen Menschenrechtskommissı1on, nıcht aber den betroftenen
Einzelnen das Recht, das Gericht MIt ınem Fall befassen.

Die rtte Stufe, die Periode des Rekurses des Einzelnen, unabhängıg
VO  - der vertraglichen Zustimmung, wird CKSE dann erreicht werden, WwWeEeLN

das Völkerrecht seinen Charakter geändert haben un! ZU Weltstaats-
recht geworden sein wırd. Unter dieser Voraussetzung wuürde die inter-
nationale Rechtsordnung F AT supranationalen Civıtas maxıma geworden se1n.

Wenn WIr den gegenwärtigen Entwicklungsstand des Völkerrechts 1n diese
Skala einordnen wollen, mussen WIr ıh in dem Übergang VO  ; der ersten
Z 7zweıten Stufe suchen. Ob die drıtte, die überstaatliche, jemals Wirk-
lichkeit werden wird, 1St ıcht vorauszusehen. möchte aber auf einen Vor-
Sdl15 dieser Art hıinweılsen, der sich P Zt 1n einem begrenzten, aber wiıch-
tigen Teıilbereich der Völkerrechtsgemeinschaft, 1mM kontinentalen W est-
CUTFODA, vollzieht: Der Schumanplan errichtet für eıinen Wıiırtschaftszweig,
die Montanindustrien, iıne staatsähnliche Organıisatıon, indem ıne
supranationale Behörde und eın Gericht schafft, VOFTr dem die Wirtschafts-
unternehmungen der Kohle- un Eisenindustrie hne Zwischenschaltung
iıhrer Regierungen klagen können. Hıer handelt sıch WAar nıcht die
Sicherung der Menschenrechte, aber das interessiert ın Nserem Zusammen-
hang das Experiment der Einordnung VO Staaten 1n 1ne über-
staatlıche Gemeinschaft.

Die Bestrebungen der etzten Jahre nach internationaler Sicherung der
Menschenrechte gehen auf die Siegerkoalition des zweıten Weltkrieges zurück.
Zu egınn des Jahres 1941 proklamıierte Roosevelt seine berühmten 1er
Freiheiten. Dıie Fr;iheiten der Rede, der Meinungsäußerung, des relig1ösenBe-

17 Commissıion des droits de >’homme. Sıxıeme Sessi10n. Observatıons des Gouvernements COIMN-

Cernant le projet de Pacte International elatıtf AauU. droits de ?homme et A2U' INESUICS de m1se
11. Australie. Doc. E/CN. 4/353/Add. 10
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kenntnisses sind alte ıberale Gedanken. In der Freiheit VO  > Not und der
Freiheit VO]  . Furcht kommt das Sıcherheitsbestreben des durch eıne falsche
politische und sozıale Ordnung bedrohten modernen Menschen ZzUuU Aus-
druck 1}

Dıe Organısatıon der Vereinten Natıonen verkündete auf der Konferenz
VO San Francısco als ihr Ziel, die internationale Zusammenarbeit durch
Lösung internationaler Probleme wirtschaftlichen, sozlalen, kulturellen oder
humanıtären Charakters un durch Förderung und Unterstutzung der
Ltung VOTLr den Menschenrechten un den Grundfreiheiten tür alle, ohne Unter-
<chied der KRasse, des Geschlechts, der Sprache oder des Glaubens, verwirk-
lichen 1

Dıie VO) Wirtschafts- und Sozialrat eingesetzte Kommissıon für Menschen-
rechte arbeitete den Entwurf einer internationalen Deklaration aus, der von

der Vollversammlung 1N Parıs 1948 aNSCHOMMCN wurde Z Dıiıe
Deklaration enthält Fundamentalsätze, die die spezijellen echte durchdringen,
WwI1Ie Ba das Gleichheitsrecht (Art un das bereıits erwähnteecht auf An-
erkennung der Rechtspersönlichkeit (Art 6 Dıiesen Artıkeln verwandt sind
die Anwendungsregeln das Aaus dem Gleichheitssatz fließende Verbot der
Unterscheidungen nach Rasse, Farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, polı-
tischer Überzeugung, Vermögen USW., ferner das Verbot, sıch auf die
Menschenrechte berufen, s1ie diıe Ziele der Vereinten Natıonen

benutzen (Art Z 29, Abs 3) Der Kern der Deklaration 1St ine Anzahl
VO!  3 Freiheitsrechten, denen sıch die Vereinten Natıonen bekennen; auch
die wirtschafttlichen und sozialen echte sind ausführlich geregelt. Das echt
auf soz1ale Sicherheıit, das mMa  5 als allzemeines echt auf Fürsorge auffassen
könnte, 1St allerdings durch einen Hınweils auf die Berücksichtigung der
Organısation und der Hilfsquellen jedes Landes eingeschränkt (Art 22) Es
tolgten dıe Rechte auf Arbeıt (Art 25 auf gerechten Lohn, aut utz
Arbeitslosigkeıt, aut Bildung VO'  3 Syndıkaten, auf ein ausreichendes Lebens-
nıyveau (Art 24) Im kulturellen Bereich wırd eın echt auf Bıldung und aut
Teilnahme Kulturleben der Gemeinschaft statulert. Endlich wird ganz
allzemeın der Anspruch auf ine sozıale un: internationale Ordnung VOI-

kündet, iın der die Rechte un Freiheiten, die 1n der Deklaratıon kodifiziert
sind, voll verwirklicht werden können (Art. 28)

Es ıst evıdent, da iıcht alle diese Versprechungen als subjektive echte
gegenüber der Gemeinschaft 1n dem Sınne verstehen sind, daß ihre Er-
füllung VO' Staate verlangt werden ann. Die Sozialartikel gewähren
ıhrer sorgfältig durchdachten Fassung großenteils nıcht Rechte, die die Miıt-
glieder der Vereinten Nationen ıhren Staatsangehörigen als eigene, VOL den
nationalen Gerichten erzwingbare Ansprüche zubilligen. Das zeigte sıch, als

Rede VO! 1941
Art. dD n A A B d >0 Text der Erklärung der Menschenrechte (englisch mi1t deutscher Übersetzung) ın „Friedens-

Stil schweig, O5 -warte“ 1949, 395 Azu orientierende Autsätze VO:  —
der Rechte des Inl  Z  z 9  ividuums und das Ver-heim , Die Arbeiten der Vereinten Natıionen Zur Frag

Z 1949, 180; Friesenhahn, Diebrechen der Genocide, 1n „AfrF!  1V des Völkerrechts
Recht, Staat, Wirtschaft“, Bd. HB 1950, 61,internationale Deklaration der Menschenrechte, 1in

und die Ort angegebenen Literaturhinweise.
4%
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die Menschenrechtskommission der siıch bemühte, einen internationalen
Vertrag ZUr Garantıe der Menschenrechte auszuarbeıten, durch den die Staa-
ten nıcht NUur einer gemeinsamen Erklärung zustımmen, sondern konkrete
völkerrechtliche Verbindlichkeiten übernehmen sollten. Die Fantare wurde
dabe; ZUr Schamade.

Man hat innerhalb der Vereinten Natıonen die rage aufgeworfen,
welchen Rechtscharakter die Deklaration habe Aut der eınen Seite dient s1e
der Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen. Andererseıits 1St die
Organısatıon iıcht befugt, 1n Angelegenheiten ıntervenıleren, die iıhrem
Wesen nach Z nationalen Zuständigkeit eines Staates gehören, oder VO  3 den
Mitgliedern fordern, dafß S1e solche Angelegenheiten der Regelung auf
Grund der Satzung unterwerten. Dıie Maßßnahmen des Sicherheitsrats bei
Friedensbedrohungen, Friedensbrüchen und Angriffshandlungen collen aller-
dings dadurch ıcht gehindert werden E Die Menschenrechte sind nach der
So:  tch klassischen Auffassung des Völkerrechts „innere Angelegen-
heiten“ der Staaten, weil S1E das der Intervention von „ußen ENLZOgCNE Ver-
häaltnis des Einzelnen dem Staate betreffen, dessen Angehöriger ISt.
Auch die Konferenz VO  w} San Francısco hat grundsätzlich diesen Standpunkt
verfiretien; s1e hat aber dennoch den Schutz des Friedens als ein höheres Gut
angesehen und für den Fall; da{fß „domestic affairs“, also auch die Unter-
drückung der Menschenrechte, den zwischenstaatlichen Frieden gefährden, die
Zuständigkeit des Sicherheitsrats nıcht eingeschränkt. Der letzte kommen-

der Satzung, Hans Kelsen, dessen Werk nach der Erklärung der
Menschenrechte erschienen 1St, steht ebenfalls aut dem Standpunkt, daß die
Frage nach WwWI1e VOr ZUuU Zuständigkeitsbereich der einzelnen Mitgliedsstaaten
gehört. Rechtliche Verbindlichkeiten über die Satzung hınaus können
schreibt NUur durch ihre Erganzung oder durch ine Konvention be-
gründet werden, die den Auspizıen der Vereinten Natıonen abge-
schlossen un VO den Mitgliedern ratıfiıziert wırd e Allerdings aßt die
Möglichkeit offen, dafß der Siıcherheitsrat nach seinem Ermessen bestimmt,
Wailn die Unterdrückung VO  3 Menschenrechten 1n einem Mitgliedsstaat eine
Friedensbedrohung darstellt un auf diese Weise die innere Angelegenheit
einer die Gesamtheıit der Vereinten Natıonen angehenden macht. Eın solches
Vertahren komme aber einer völligen Aufhebung des Interventionsverbots
gleich Z vertritt 1n seinem Buche „International Law
and Human Rights“ die Ansıcht, daß die Zuständigkeit der Vereinten
Nationen hinsichtlich der Menschenrechte un: Grundfreiheiten nıcht EeNTt-

scheidend, Ja nıcht einmal wesentlich durch die Satzung gehindert sS@1  124 Ab-
gesehen VvVon der zweıfelsfreien Befugnis Z.U) Eınsatz VO  3 Zwangsmitteln bei
Friedensbedrohungen weIlst auf die Möglichkeit VO  3 Empfehlungen hın,
die die Organe der Vereinten Nationen Sicherheitsrat un: General-

21 Art. 2n Y  8 der Satzung ın Verbindung Mi1t Kap V I1 Ärt 29
Kelsen, Ihe Law af the United Natıons, London 1950, 29

©,:
Aa Lauterpacht, International Law and Human Rights, 1950, 219, 216, ders.

bereits vorher he International Protection of Human Rights“ 1n „Recueıl des CCOUurs de ”’Academie
Internationale de 1a Haye®, Bd. 1 KK 1), 1—1083, besonders 28, fi7 54
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versammlung nach der Satzung erteilen können, ON intervention1i-
etischen Mitteln greiren.

Die Deklaratıon vermehrt also die Verpflichtungen der Mitglieder nıcht.
Ihre Annahme durch die Generalversammlung der Vereinten Natıonen
zeigt, da{fß die Menschenrechte 1n der Formuli:erung, die Ss1e 1N der Deklara-
tıon gefunden haben, Kulturbesitz der zivilısierten Menschheit sind. 1)Jas
Bekenntnis ıhrer Verwirklichung 1n der eigenen Praxıs 1st allen Staaten gC-
meınsam, die sich durch ıhre Zustimmung in der Generalversammlung ıhr
bekannt haben zo Man würde trotzdem weIit gehen, wenn 99013  » die Dekla-
ratıon als eine authentische Auslegung der Menschenrechte und Grundtreıi-
heiten ansehen wollte, deren Schutz nach Art der Satzung ein Ziel der
Vereinten Nationen 1St Sıcherheitsrat und Vollversammlung haben aller-
dings Ma{(stäbe der Orientierung erhalten, nach denen s1e sıch bei der Aus-
übung iıhrer Funktion der Friedenswahrung richten können. Sıe sind aber
NUur die Bestimmungen der Satzung gebunden, dıe ihnen keine Beschrän-
kung hinsichtlich der Interpretation des Begriffs der „Menschenrechte und
Grundfreiheiten“ auferlegt. Verbindliche Regeln bedürten einer Satzungs-
erganzung. Dıie Bedeutung der Deklaration lıegt VOTr allem in dem Versuch,
menschenrechtliche Grundsätze formulieren, die infolge ıhrer Anerken-
nung durch die überwältigende Mehrheit der Rechtsgenossen der Völker-
rechtsordnung gyeeignet sınd, Bestandteil der allzemeinen Regeln des Völker-
rechts werden A

Diese Entwicklung steht allerdings erst ın ihren Anfängen. iıcht alle der
1ın der Deklaratıon enthaltenen Prinzipien sind in gleicher Weiıse Ausdruck
einer aligemeinen Rechtsüberzeugung. Auch dıe allgemeın anerkannten
Grundsätze können 2um ın der präzısen Ausgestaltung, die S1ie 1in der De-
klaratiıon gefunden haben, als Normen des gemeinsamen Völkerrechts be-
zeichnet werden. Daß die der Deklaratıion beteilıgten Staaten nıcht be-
reıit I, Verpflichtungen 1m gleichen Umtang einzugehen, wurde be1 den
Versuchen, eine Konvention über die Anerkennung und den Schutz der
Menschenrechte abzuschließen, offenkundıg.

25 Fuür dıe Deklaratıon stimmten der 48 ve' Staaten, die sechs Delegationen des Ost-
Gegenstimmen wurden chtblocks, Südatrıkas un Saudi-Arabiıens enthielten sich der Stimme,

abg;:flgeqbeg. and International Law, ınBlaıine oan, Human Rights, the United atıons
„What has been one ın„Nord—;.sk GK tor International Ret“, Bd 1950,
dominant teature ot ctheemphasızıng human rights and fundamental reedom L5

Charter of the 15 zıve the imprimatur ot the international Communıty those rights 4A5

international law.
SOC1NIS protezione internazıonale de1 dirıtt1 dell?uOMO, ın „Rıvista dı studi inte'rnazfo-

nalı“, 1949, M V „Die Rechtsnatur des Dokumentes, das diıe Erklärung der Menschenrechte
enthält, 1ST .die einer von der Vollversammlung 80l die Mitglieder der gerichteten Empfehlung,
sıch ın ıhren Beziehungen den Individuen einheitlich ach den darın proklamierten Grundsätzen

richten. Sıe 1St ıhrem Wesen nach moralischen Charakters“ (S 572
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Dıie Ve C der Menschenrechtskommission der sind
bisher noch iıcht abgeschlossen. Dıe be]i der Ausarbeitung der Deklaration
aufgetretenen Schwierigkeiten häuften sich, als s1e€ konkreten Verpflich-

erhoben werden sollten. Bereıits die Deklaration stellt eın Kompromiß
verschiedener Anschauungen dar Mochten manche Staaten, Vor allem die der
okzidentalen Kultur ternstehenden, Aaus Gründen der diplomatischen Zweck-
mäßıgkeit tür die mehr oder weniger unverbindliche Deklaration gestimmt
haben, mußte sıch bei der Vertragsformulierung zeigen, wıieweılt die
Menschenrechte Gemeingut der VWeltzivilisation sind Z W ıe bei den ınner-
staatlichen Verfassungswerken, machte INa  } U  - 1n der völkerrechtlichen
Ebene in noch 1e] höherem Grade die Erfahrung, da{fß die soz1ıale Ordnung
1n schr 1e] geringerem aße reit ZUT Definition 1St als der Katalog der
Freiheitsrechte El

Die soz1alen Grundrechte wurden nach längerer Diskussion voriäufig nıcht
in den Paktentwurf aufgenommen, Der Wirtschafts- und Sozialrat stellte ın
seiner Sommersitzung 1950 fest, da{ der Kommissionsvorschlag NUur den
ersten einer Reihe internationaler Menschenrechtspakte betreffe, und bat die
1M Herbst stattindende Vollversammlung eEiNe Direktive, ob soz1ıale un
kulturelle Rechte einbezogen werden collten. Die Vollversammlung bejahte
die rage E Der Entwurf des ersten Paktes, der noch 1M Beratungsstadıium
steht, enthält 1n großen ügen folgende Grundsätze 3}  ° Das Leben wird Hd-
rantiert miıt den Ausnahmen der gerichtlichen Verurteilung, der Notwehr und
der durch die UN-Satzung gestatteticn Zwangsmaßnahmen (Art 3) Dıie
Folter und Tausamc, unmenschliche un degradierende Strafen un Metho-
den sind verboten, ebenso die Sklaverei un der Sklavenhandel 1in jeder orm
(Art 4, 5 W illkürliche Verhaftung un: Zurückhaltung sind untersagt. Was
Verbot der Freiheitsberaubung 1St aber durch eınen recht allgemeinen Ge-
setzesvorbehalt eingeschränkt AT 3} Dıiıe Freizügigkeit wırd für alle, die

azu Messino 5J., La Dichiarazione Internazionale dei Dırıtti dell’Uomo, 1n Aa
Cıivyıltäa cattolica“, 100. ahrg., 80—92 ders., Dırıttı dell’Uomo e’1’Ordina-

internazionale
1949, q 5B

un La Persona Umana ?Ordine Inter-
nazıona (a ( 11I, 493—504).

Vegl. auch den Begınn der Verhandlungen ber eine Menschenrechtskonvention 1m Rahmen des
FEKuroparats. Bericht des (franz.) Abgeordneten Teıtgen 1m Auftrage der Kommissıon für Jurist1-
sche un administrative Fragen die Beratende Versammlung 1n der Sıtzung VO' 1949

R Commıissıion a estime unanımement quc seuls pouvalent Stre gyarantıs, ans le present, les
droits essentiels e les lıbertes fondamentales qul SONT, aujourd’hui, detfinis consacres, apres unc

longue experience, DPai LOUS les regimes democratiques.
Ces droits er Ces ibertes constituent le denominateur COMMMUN de 105 instituti1ons polıtiques, la

premiere CONquete de 1a democratie, mMa1s aussıi la condition de SO) tonctionnement. C’est
ils doivent faire l’objet de 1a garantıe collective.“ (Assembl;  K consultative du Conseıl de ”’Europ:  S,
Premiere Session Ordinaire, Documents de seance, Doc. VT 198

U.N.-Bulletin,. A No 1: VO: 1951, (betr. Vollversammlung); Doc.
E/1826 (betr. Resolutionen des Wıiırtsch.- U, Sozijalrats VO 1950

50 Die VO!] Verfasser benutzte Fassung des „Premier Pacte international relatıf au droits de
lI’homme des MECSUTICS de mi1ise C2uvre“ 1sSt 1n dem Bericht der Menschenrechtskommission der
VO! 1950 den Wirtschafts- und Sozialrat enthalten Doc. E/1681 4/507]

1950 Commissıon des Droits de ’Homme Rapport de la Sixieme Session, Mars—19 Maı 1950
ber den Zt (November neuestien Stand intormieren die Berichte er die un! Session
der Menschenrechtskommission (Aprıl/Mai 1951 un April/Junı (U.N Doc. E/1992
4/640] un E/2256 /669])

„S1 est POUTr des motits et conformement 1a procedure qQuc«c 1a lo1 O1t prevoiır.
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sıch legal auf dem Gebiet eines Staates aufhalten, geschützt (Art 8) Eıne
internationale Freizügigkeit z1Dt also ıcht Es folgen das 1US standı in
1ud1ic1ı0 MIt gyewissen Verfahrensgarantıien (Art 10) und das Rückwirkungs-
verbot (Art 11) 3 Das echt autf Gedanken-, Gewissens- und Religions-
fraiheit sOWl1e auf Freiheit der Meinung und der Meinungsäußerung (Art
13, 14) 1St. mMIt Gesetzesvorbehalten versehen . Dıie Versammlungs-
Vereinigungsfreiheit 1St ebenfalls durch Gesetzesvorbehalte eingeschränkt
(Art. L3 16) Fur alle Einzelgrundrechte gilt das Prinzıp der Gleichheit VOLr

dem Gesetz ohne Diskriminierungen (Art 17)
Zum ersten ale wird der spater 1n der Konvention des Europarats

wiederholte Versuch yemacht, ıne internationale Nstanz Z Gewährlei-
der Durchführung des Abkommens schaften. Es handelt sich 1Ur

einen sehr unvollkommenen Anfang. Der Gedanke der Notwendigkeit eines
internationalen Rechtsschutzes wird aber icht mehr AUS der Völkerrechts-
ordnung verbannen se1in. Der Entwurt plant eın Menschenrechtskomitee
VO  - sıeben Mitgliedern, dessen Wahl Aaus einer VO den Vertragsstaaten auf-
gestellten Liste erfolgt. Dıie Staaten können die Aufmerksamkeit eines —-

deren Staates auf i1ne Verletzung der 1mMm Pakt garantierten Rechte lenken.
Dıieser letztere MUuU sıch binnen drei onaten außern. Wenn nach insgesamt
sechs OoOnaten nach der Beschwerde keine Regelung getrofien ist, ann das
Komuitee angerufen werden. Es stellt Tatsachen fest un bietet den beteiligten
Staaten seine Dienste Es fertigt einen Bericht Al in dem CS, falls die
Bemühungen eine gütliche Einigung erfolglos geblieben sind, seine Stel-
Jungnahme Ausdruck bringt Von einem internationalen Gerichtshof
für Menschenrechte, bei dem die betroffenen Einzelpersonen iıhre Klagen ‚—

dbringen können, 1St in  3 also noch sehr weıit entfern

VI

Auft einem Teilgebiet der menschenrechtlichen Probleme haben die Be-

strebungen der Vereinten atıonen bereits ZU Abschlufß eines Abkommens
geführt. Das die Ausrottung nationaler, ethnischer, rassı-
scher oder religıöser Gruppen, soll durch dieses Abkommen verhütet werden.
Die vertragschließenden Staaten verpflichten sıch ZuUur Bestrafung dieses Ver-
brechens 3i Der Tatbestand umfaßt Tötung VO Gruppenangehörigen, kör-
perliche und geistige Verletzungen, Geburtenverhinderung, Kinderverschle_p-

Miırt der die Kriegsverbrecherprozesse anknüpfenden Einschränkung: „Rıen ans le present
artıcle s’Oppose jugement COn amnatıon de COUTt indivyidu raıson ?actes qu1,
OmMent OUu ıls sONTt At. COomm1s, etalent DOUT criminels d’apres les principes de droit generale-
ment connus.“” der Moral und der
Grundrechte un -freiheıten anderer (Gesetzesvorbehalt Zzu Art. 13Zugunsten der Sicherheit, der Ordnung, der öffentlichen Gesundheit,

84 Art. Punishment of che Crime of Genocide, angenOMME€: 1n derConvention the Prevention
1948, iın Kraft se1t dem 12. 1951 Text (englisch und deutsch)Vollversammlung (englisch) 1n „American Journal of International

1 „Friedenswarte“” 1949, 49 Jahrg., 144,
Law“, XLV, 1951, Suppl.
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Pung und Herbeiführung von Lebensbedingungen, dle auf Vernichtung ab-
zielen 39 egen die Verletzung des Abkommens können die UOrgane der
Vereinten Natıonen angerufen werden. Streitigkeiten über die Auslegungentscheidet auf Antrag eines beteiligten Staates der Internationale Gerichts-
hof im Haag

Dieses Abkommen zeigt die Problematik aller völkerrechtlichen Ab-
machungen über den Schutz der Menschenrechte 1m gegenwärtigen Entwick-
Jungsstand der Völkerrechtsordnung. Man 1St gene1gt, dıe Einschaltung ınter-
natiıonaler Instanzen bei der Verletzung der Konvention für ine große Kon-
Zessi10N halten. Be1 näherer Prüfung mu IMNa  - jedoch erkennen, daß die
verfahrensmäßige Neuerung mIt einer Verengung des Anwendungsbereichsdes Abkommens erkauft worden 1St. Die Straftaten, dı das Abkommen be-
kämpfen will, siınd als Delıkte des gemeınen Strafrechts überall verboten.
Weil S1e nıcht VO  - Einzelpersonen, sondern VO  3 Staaten begangen wurden
und sıch nıcht SCH einzelne Menschen, sondern diffamierte Gruppen
richteten, wurde 1mM Zusammenhang mıt den ersten Kriegsverbrecherprozessender Vorschlag gemacht, S1C als einen Sondertatbestand herauszuheben S Dıe
Handlung der Staaten selbst, die unfier den heutigen Verhältnissen allein 1M-
stande sınd, Bevölkerungsgruppen aUSZUFOLTICNH, wırd durch die Sanktion
ıcht ertaßt. Die Staaten verpflichten sıch, die Ausrottungsverbrechen VCI -

tolgen, die innerhalb ihrer Hoheitsbereiche begangen werden. Bei der Dis-
kussion die Ratiıfizierung durch die Vereinigten Staaten wurde dieser
Mangel besonders herausgestellt. In den Verhandlungen des zuständigen
Subkomitees des Senatsausschusses für Auswärtige Angelegenheiten Z1iNng eın
Gutachter weıt SAgCH: 1e€ Konvention über das Genocidium, die dem
Senat vorgelegt Ist, bietet 21n hervorragendes Beispiel eines internationalen
Abkommens, über das die Oftentlichkeit falsch intormiert worden 1St und
jetzt noch talsch informiert wird. In der gegenwärtigen Definition des (GsenoO-
cidiums findet die Konvention keine Anwendung auf Massentötung und Ver-
nıchtung VO  $ Völkern durch totalıtiäre Regierungen, sondern beruhigt solche
Regierungen, iındem S1C iıhnen ermöglicht, tortzufahren. 3

Dıiıe Konklusion, da{ß der Vertrag „eIn S1e2 Rußfßlands 1mM Kalten Krieg  <
SC1 ISt allerdings sicherlich übertrieben. Auch äßt sıch die Ablehnung der
Ratıfıkation nıcht alleın damıt rechtfertigen, daß das erstrebte Zıel nıcht vol]l
erreicht sel. Die Hauptargumente der Gegner der Ratifikation, VOr allem der

Art. Kl AÄusrottung 1m Sınne dieses Abkommens 15St jede der folgenden Handlungen, sotern S1e
oder teilweise vernıchten:
ın der Absıcht begangen wird, eine natıonale, ethnische, rassısche oder relıgöse Gruppe als solche Sallz

a) Tötung VO  — Gruppenmitgliıedern;
schwere Verletzungen der körperlichen oder geistigen Unversehrtheit V O Gruppenmitglıedern;C) vorsätzliche Herbeiführung VO) Lebensbedingungen *ür die Gruppe, die auf ıhre gänzliche derteilweise physische Vernichtung abzielen;
Verhängung VOoN Madisregeln Zur Verhinderung VO: pru1:ten innerhalb der Gruppe;e) zwangsweilse UÜberführung VO Kındern der Gruppe eine andere Gruppe.Bıs Ende Maı 1952 hatten Staaten Ratifikations- oder Beitrittsinstrumente hinterlegt.57 Lemkın, ÄAxıs Rule 1ın Occupied Europe, 1944

WD C Prof. der Georgetown University ın Washington, und Hauptschriftleiterdes „ÄAmerıcan ournal of International Law (Vıtal peeches of the Day, Bd. AVI Aprıl 1950,444) Das Gegenargument des Dekans der Rechtsfakultät der Catholic Unıversity of Ämerıica,
rOWNN, I1} habe durch die Konvention nach einem weıteren Krieg eine RechtsgrundAburteilung von Genocidiumsverbrechern, nımmMt sıch dürftig ( O 439 \age ZULC
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Ameriıcan Bar Assocıation, sind verfassungsrechtlicher und politischer Art
Immerhin 1St der Hınweıis wichtig, VOr dem Optimısmus WaIincCll, da{fß

derzeıitigen Stande des Völkerrechts dıe Menschenrechte durch inter-
natıonale Abkommen einen Ühnlich wirksamen Schutz genießen könnten WI1e
durch die Gerichte un! Verwaltungen der demokratisch regierten Staaten o

Müssen WI1r angesichts dieses Bildes der internationalen Entwicklung pess1-
mistisch sein?

Die Deklaration 1St eın zahlreichen Schwierigkeiten entstandenes
Kompromiß. Die Herkunft der Menschenrechte Von Gott 1St nıcht erwähnt.
Da keine einheıitliche Weltmeinung 71bt, die S1C tür höhere Gerechtigkeits-
OTMMMCI hält schreıibt Mes Sın 1n einer Aufsatzreihe in der Civıilta
cattolica besteht die Getahr ıhrer Umgehung, indem 19908  ; sS1e subjektiv
interpretiert. Trotzdem 1Dt auch Z da{ß den Bemühungen der Vereinten
Natıonen das Verdienst zukommt, die menschliche Person in die Sphäre des
internationalen Rechts gehoben haben Eın anderer Beobachter, der dıe
Durchsetzung der Menschenrechte m1t den Mitteln völkerrechtlicher Erkliä-
NSCH und Abkommen sehr zurückhaltend beurteilt, schreibt:

„Unsere Schlußiolgerung ware höchst trostlos, wenn WIr nıcht die
Fähigkeit moralischer Ideale glaubten, die Realitäten auch der egoistischen

c 4!Politik überwinden.
Die internationale Sıcherung der Menschenrechte un ıhr Rechtsschutz

Vor übernationalen Instanzen sind revolutionäre Gedanken. S1e werden, wie
alle mwälzenden Antriebe Geschichte, iıcht mehr AausSs der Ort-
entwicklung des Völkerrechts verbannen se1in. Die Erfahrungen der
Menschheit 1n den etzten Jahrzehnten un: 1n der Gegenwart haben allzgemein
die Überzeugung reiten lassen, dafß auch ınnerstaatliche organge die Völker-
rechtsgemeinschaft angehen, wenn die Würde des Menschen MmMIt Füßen g-
freten wird. Die Mittel der Rechtsordnung reichen P Zt noch nıcht dUu>,
die Garantıe der Menschenrechte w 1e auch immer IL1A:  - c1e 1m einzelnen ab-
SrENZCNH mMag wirksam durchzusetzen. In den durch die Erinnerung dıe
gemeinsam cQhristlich-abendländische Tradition verbundenen Regionen wırd

eher einem eftektiven Schutz gelangen als 1n der gesamten Welt Die
Konvention des Europarats 1St darum die bisher konkreteste internationale
Abmachung über Menschenrechte.

Wır wollen nıcht VCTrBESSCH, dafß die Möglichkeıit, durch Proklamationen
und Vereinbarungen die Zukunit gestalten, begrenzt sind. Die Siıcherung
der Menschenrechte liegt etztlich allein in der Überzeugung vVon der Gel-
LUNg des natürlichen Sıttengesetzes und 1n dem Willen, achten.

3D  30 Vgl auch die skeptische Beurteilung VO Verdroß, ©- 475
Batrtaglıas a protezıone internazıonale de1 diritti dell’uomo, ın „Rıviısta dı stud1!

politıicı internazlıonalı“, ahrg., 1950, 233 ff 245



DIE KONVEN TIO ZU WAHRUNG DE  Z
NSCHENRECHTE UN GRUNDFREIHEITEN

UN DIE UR:  CH NEUORDNUNG

Von MÜHLENHOVER

Al nach dem Inferno des Z7zweıten Weltkrieges verantwortungsbewußte
Menschen 1n Kuropa daran singen, die Möglichkeiten Z.U) Neuautbau einer
politischen Ordnung dieses Raumes prüfen, WTr ohl be1 allen mehr oder
weniıger stark die Erkenntnis ausgepragt, daß die Grundlage jeder politischen
Konzeption eın geist1ges Metanoeıite se1ın musse. In der 'Tat schıen auch der
Zeitpunkt ZUur gemeiınsamen Besinnung günstiger denn Je se1in:! während
die einen,; aufgeschreckt AUuUs den nebelhaften Iräumen VO  3 der politischen
Sendung der Rasse Boden lagen, ühlten sıch dıe andern der usweg-
losigkeit ihres bisherigen nationalistischen Staatsdenkens überführt. Nur
ıne eın A Anstrengung aller Kräftte konnte ZUS diesem Zusammen-
br herausführen.

Wo aber lagen die geistigen VWerte, deren Wiederentdeckung nıcht Nur CI-

strebt, sondern auch realisiert werden könnte? Man beschwor die gemeinsame
abendländische Geschichte, beriet sıch auf die gemeınsame europäische Kultur
und suchte schließlich, auch diese Werte noch relativierend, seıne Zuflucht 1n
der Verbundenheit der Völker durch die „westliche Gesittung“. W as InNnan

aber dabei übersah, War die Tatsache, daß diese gemeinsame Geschichte un
Kultur autf der Idee des göttlichen Ordo beruhte, die allein jene wunderbare
Einheit VO Weltordnung un Sıttengesetz schaften konnte, einer Idee, die
heute hoffnungslos verschüttet ISt.

So gesehen, 1St also die Suche nach dem gemeinsamen Erbe europäischer
Tradition, das 114  - anknüpfen könnte, eher dem Buddeln der Goldgräber
als der Freilegung eines echten Fundes vergleichbar. Ja, klingt geradezu
paradox, wenn in  S} das Einende 1n der Vielfalt der Erscheinungen sucht, die
nach dem „Verlust der Mıtte“ VO  e der Kultur ZUr Zivailısation herab-
gesunken 1St.

Die angedeutete Problematik wiırd besonders klar bei dem Versuch, die
als die „unverzichtbaren Werte“ der europäischen

Kultur aufzuzeigen und S1e Zur ideologischen Grundlage einer politischen
Neuorientierung der europäischen Völker machen. Soweıt 18803  } sıch dabeı
auf die Geschichte der Menschenrechte beruft, wird ine solche These gerade
Aaus der Geschichte widerlegt. Zwar 1St die Geschichte der Menschenrechte auch
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die „Geschichte der menschlichen Freiheit“. ber gerade 11 der Bezogen-
eıit dieser Tatsachen zueinander 1St iıhr VWert relativiert. Denn das Verhältnıis
des Menschen Staat andert sıch in jeder geschichtlichen Epoche ebenso,
WI1e überhaupt 1n jedem Staatswesen einer eigenen Ausrichtung unterliegt.
Daher 1St der Begriff der menschlichen Freiheit in gleichem Maßse einem viel-
fachen Wandel unterlegen Ww1€ die Begründung des Rechts auf Freiheit.

tellte sıch die Frage nach einem subjektiven echt auf Freiheit 1n der
Rechtsordnung der antıken Welt un des frühen christlichen Mittelalters
deswillen nıcht, weil dem Verantwortungsbewußstsein des Herrschers
gegenüber dem Beherrschten als ımmanent erschien, CWAaANN S1e erst miıt
Thomas VO quın eiınen Ansatzpunkt, denn Thomas verband das be-
reits VO'  ; S t1 theologisch begründete echt auf Widerstand mIit
der göttlichem echt abgeleiteten Forderung auf Schutz des Lebens, der
Freiheit un: des Eigentums. Im Kampf der italienischen Städte ihre Yrel-
heit fanden Marsıiılius VO Padua un Bartolus in diesem Recht, das
s1e aber beide nıcht Aaus dem 1US divinum ableiteten, eine starke Stutze. Nach
Rückschlägen 1mM 15 Jahrhundert, die miıt dem Namen achı | 1ı ihren
bedeutendsten Vertreter haben un:! die auch Luther aut ihrer Seite schen,
wurde während der Hugenottenkämpfe ın der Forderung auf einen STAaats-

freien Bereich der Untertanen das subjektive echt des Individuums aut rel-
eıt wieder leidenschaftlich betont, ohne da{fß aber selbst iıne verfassungs-
mäafßıge Garantıe erlangen konnte. Diese tür den Gehalt des Rechts bedeut-
sSamste Ausgestaltung velang erst über England un die nordamerikanıiıschen
Staaten. In der calvinistischen Vorstellung eines Bundes der Gemeinschaft
der Gläubigen mIit Gott erschienen näamli;ch die Freiheitsrechte ZUS dem Gesell-
schaftsvertrag abgeleitet: Die Konsequenz Wr ihre verfassungsmäßige Ver-
ankerung als politische Rechte der „Declaratıon of Rights“ (1688) Zugleich
wurden 1n der naturrechtlichen Lehre VO  e Locke Leben, Freiheit und 1gen-
IU  3 als natürliche Eigenschaften des Menschen und damıt als Menschenrechte
angesehen: Sıe sind durch Vertrag dem Staat überantwortet. ließlich
wurden 1n den berühmten Menschenrechtskatalogen der nordamerikanischen
Staaten nıcht NUr 1mM Schutz VOr willkürlicher Verhaftung, Schutz VOTLr 11l-
kürlicher Besteuerung, 1ın der ede- un Pressefreiheıit, 1n der Vereıins-, Ver-
sammlungs-, Auswanderungs- un Religionsfreiheit diese Rechte konkreti-
sıert, sondern s1e wurden und darın lıegt ein bedeutsamer Fortschritt, der
außerhalb des europädischen Kontinents Vor sıch 1St auch als über-
staatliches echt anerkannt. Sıe sind der Abänderung durch den Gesetzgeber

un binden den Rıchter auch gegenüber dem 1bweichenden pOS1-
tıven Recht Die Französische Revolution verkündete nNneu diese, 1in ıhrem
rechtlichen Gehalt wıe 1ın ıhrer philosophischen Begründung (Vernunftrechte)
durch die englischen und amerikanıschen Finflüsse gewandelten Menschen-
rechte un: baute S1e 1ın das staatliche Verfassungsrecht e1in. Von dieser Aus-

vangsstellung her gewinnen die Menschenrechte als Grundrechte einen ENT-

scheidenden Einfluß auf das Verfassungsrecht der europäischen Staaten,
jedoch ıcht hne eıne in den nachfolgenden französischen Verfassungen
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tage tretende wesentliche innere Strukturwandlung, W1e€e Z 1n der Charté
Ludwigs XVIIL. von 1814,; die 2US königlicher unbeschränkter Machtvoll-
kommenheit die Grundrechte verleıiht und in der Charte VOoO 1590, die den
Gedanken ıhrer überstaatlichen Geltung bereits wıieder völlig aufgegeben hat.
Diese Wandlung kommt nıcht zuletzt in den Grundrechten der Frankfurter
Nationalversammlung Z Ausdruck, die, WeEeNN auch 1Ur durch verfassungs-anderndes Gesetz, abänderbar siınd un ıne überstaatliche Geltung nıcht _
erkennen. Ihr Ausgangspunkt 1St die Idee einer staatstfreıen Sphäre für das
Individuum, die in Abwehr den restaurlerten Absolutismus gefordertwurde. Weıter innerlich ausgehöhlt erscheinen s1e in den wıchtigsten Be-
stımmungen der preußischen Verfassung VO  3 1850 1Ur noch als bloße » SC-setzeskräftige Bestimmungen“, deren Abänderung also durch einfaches Gesetz
möglıch ISt, dann ın der Verfassungsurkunde des Deutschen Reıchs VO!]  3
1871 überhaupt nıcht mehr aufgenommen werden. Die Weıimarer Ver-
fassung hat War 1ın der Gegenüberstellung von „Grundrechten und Grund-
pflichten der Deutschen“ einen Ausgangspunkt finden versucht,
indem der vewaltigen wirtschaftlichen un: soz1ıalen Umwälzung des etzten
Jahrhunderts Rechnung werden sollte ohne daß IMnNan sıch aber mMit
den Konsequenzen auseinandergesetzt hätte, die sich gerade 1mM Hınblick auf
diese Entwicklung für die Grundrechte selbst ergeben muften

Diese notwendig auf die Herausstellung einiger, mIır wesentlich erscheinen-
der Faktoren beschränkte UÜbersicht ze1gt, da{fß die Menschenrechte weder
ausgesprochen europäısches Kulturgut darstellen, noch daß S1€e festen
Bestand der Rechtsordnungen der europäischen Staaten gehören. Ja 1St

zweıfelhaft, ob eigentlich miıt Recht die überkommenen Grund-
rechte als klassische Rechte bezeichnen annn

Hat sıch somıt der geschichtliche Ausgangspunkt tür die ideologısche Ver-
ankerung der europäaıschen Neuordnung 1n den Menschenrechten als zweıtel-
haft erwliesen, erhebt sich weıter die Frage, wieweit die Menschenrechte
selbst heute überhaupt den Boden für 1ne europäische Neuordnung abgebenkönnen Diese Frage wırd einmal hinsichtlich der 1ın der Menschenrechts-
konvention des Europarats nıedergelegten Rechts- und Verfahrensnormen
vestellt werden müussen, S1e wırd sıch ZU anderen a„uch mit den Problemen
auseinanderzusetzen haben, welchen INan bisher ın Straßburg AZUS dem Wege

ISt.
Den konkreten Anlaß Z Abschlufß einer Konventilon der Menschen-

rechte hatte die Erkenntnis vegeben, sıch alle bısherigen Sıcherungendie Bedrohung der menschlichen Freiheit in der Vergangenheit als —
zulänglich erwıesen haben Soweıit der Schutz der Rechte der Einzelperson

Aus der za Lıit. er die Gesch der Grundrechte: Planitz, Zur Ideengesch. der Grundr.,ın Nipperdey, Grundr. H 597 ff.; dort auch eingehd. Lit.-Ang
Im übrigen sind die Grundrechte der Weıimarer Verfassung „nie ZU: wirklichen Rechtserlebnisdes deutschen Volkes geworden“ Thıeme, Die Europ. Konv. ZU Schutz der Menschenr. (Rechtund Freıheıt, 195 9

5 ber den Zusammenhang MIt der Gesamtsıtuation vel. Schlochauer, Europ. Frag \
völkerrecht! Bedeutung Arch Völkerrechts I11 O50Hıerzu csehr autfschlußreich der erl Teitgens VOrTr der eratenden Versammlung des Europa-Tats Conseıl de !”’Europe, Ass Cons., 5ess., Comptes Rendus IT, 1949, 404
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dem Staat überantwortet WAafr, 1St notwendig unvolikommen geblieben,
weıl selbst der beste Verfassungsschutz nıcht ausreicht, die ungleich VCI-

teilten Krätfte der acht auf die Dauer in der aage halten. Soweıt S1e
einer übernationalen Rechtsordnung als zugehörig erachtet wurden, hat, ab-
gesehen VO  3 geringen AÄAnsäatzen bisher jede konkrete Möglichkeit einem
wirksamen Schutz gefehlt

Nachdem also die innerstaatlıchen CGarantıen VeErSagt hatten, wurde die
rage AUS der Ebene der nationalen Staats- und Verfassungsrechte auf die
Ebene des Völkerrechts verlagert. Dort eifizten nach dem zweıten Weltkrieg
die Bemühungen Weisunggebend 1SEt dıe Satzung der Vereıinten Nationen,
die sich ın ıhrer Präambel ausdrücklich zZzu „Glauben die grundlegenden
Menschenrechte“ bekennt, VOT allem aber die fejerliche >  > m  ( 10
Menschenrechte“ VO)] 1948, die für die Mitgliedstaaten als
Richtschnur ıhres Handelns dienen soll, ohne allerdings selbst 1ne völker-
rechtliche Verpflichtung der Staaten T: Innehaltung dieser Richtlinien ab-
geben können

In Anlehnung die Deklaration haben die Mitgliedstaaten des EKuropa-
LATS da 1950 die „Konvention der Menschenrechte und

e Cc abgeschlossen Sie enthält folgende geschützte
Rechte das auf Leben und folgerichtig das Verbot der Folter und der
Verhängung VO  3 unmenschlichen der erniedrigenden Strafen das Verbot
der Sklavereı, der Zwangs- un! Pflichtarbeit das echt auf Freiheit und
Sıcherheit, konkretisiert dem Verbot der willkürlichen Verhafttung un
Ausweısung und in dem Anspruch des Festgenommenen auf Unterrichtung
über den Grund der Festnahme, aut Vorführung VOT einen Rıchter, aut Ab-
urteilung oder Freilassung iınnerhalb AaNSECEMESSCHNCI Frist, auf ein aft-
prüfungsverfahren un auf Schadensersatz N rechtswidrıiger. Festnahme

den Anspruch auf Rechtsschutz VOTLT unabhängigen Gerichten das Verbot
rückwirkender Strafgesetze das eccht auf Achtung des Prıvat- und
Familienlebens, der VWohnung und des Brieftverkehrs das echt auf Ge-
danken-, Gewissens- un Religionsfreiheit und der treien Informatıion, das
Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsrecht, das echt auf Heıirat
und Familiengründung und nıcht Zzuletzt den Grundsatz der Gleichheit aller
VOT dem Gesetz. Zur Durchsetzung dieser Rechte hat jedermann das Recht
auf Anrufung der nationalen Gerichte. Schließlich wollen die Sıgnatarstaaten
ın einem Zusatzprotokoll /AUG Menschenrechtskonvention?®? noch das 1gen-

die Intervention der Großmächte bei der Türke der Versagung des Rechts der
freien Religionsausübung, die Grundrechtsklauseln 1n den verschiedenen Minderheiten-
vertraägen und neuerdings 1n den Friedensverträgen nach 1947 ber die Bemühungen der Völker-
echtsiehre vgl VO allem Lauterpacht, An International Bill ot the Riıghts of an 1945

Ausdrücklich lJeugnet Thoma (Nı perdey, Grundr. K 49), da{fßs der Weımarer Staat
völkerrechtlich verpflichtet sel, die Grundre der Reichsverfassung ıcht ANZULTLASTEN.

i ıcht ganz unbestritten;: vgl ZuUuUr Kontroverse Stillschweig in Friedenswarte, 1949, 8
Lauterpacht, International Law and Human Rıghts, 408 .5 Friesenhahn, Dıe internationale
Deklaration der Menschenrechte (Recht, Staat, Wirtschaft 1950 61

Diıe Konv. trıtt gemäfß Art 66, nach Hinterlegung VO. Ratifikationsurkunden In Krait.
Bisher (Stand 1952 haben Großbritannien, Norwegen und Schweden ratıfiziert. Auch 1
Bundestag dürfte das Zustimmungsgesetz, das bereits die Ausschüsse durchlauten hat, bald ZuUuUr An-
nahme kommen. OE die Vorgeschichte der KONYV. vgl Brügel, Die Konvention des Europarats
er die Menschenrechte (Europa-Archiv 19516 3615

9 p;uiiber siehe 58%—
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tumsrecht, das echt auf Erziehung un das echt aut treie und geheime
Wahlen als Menschenrechte anerkennen.

Wenn die Konvention nach VOTANSCHANSCHNCH langen Diskussionen ein
ystem möglıchst PCNAUCK Begriffsbestimmungen der einzelnen echte VOILI-
wendet und sıch nicht, wıe 1n Anlehnung dıie Deklaration VO  S 1948 die
Empfehlung der Beratenden Versammlung vorsah 1| auf die Verkündung
allgemeiner Programmsätze beschränkt, erscheint diese Methode auf den
erstien Blick als eın Fortschritt:

Der bisherige Grundsatz, „dafß eın Staat seıne eigenen Angehörigen nach
seinem rTrmessen behandeln kann  < 1 besonders krafß 1n der russıschen
fassung, da{fß die Menschenrechte überhaupt MNUur 1 Rahmen des souveranen
Staates einen Sınn hätten!?, wırd eindeutig durchbrochen un: einer
grundsätzlichen Angelegenheit des Völkerrechts erklärt“ 18 Die sanktıiıonier-
ten Grundrechte siınd iıcht bloße Rıchtlinien für die innerstaatliche Gesetz-
gebung un Verwaltung, sind Rechtssätze, die subjektive Rechte VO  _

NAau abgegrenztem Umfange testlegen un:! SOMIt nıcht beliebig nach dem
Wıillen der Vertragspartner ausgelegt werden können. Die Definitionen der
einzelnen Rechte stellen das axımum einer möglichen Übereinstimmung der
innerstaatlichen Rechtstatbestände dar: zugleich sind s1e quantıtativ un!
qualitativ das Mınımum menschlicher Freiheit, dessen Achtung zugesichert
und gewährleistet ISt, wobei jedem einzelnen Staat unbenommen bleibt,
selbst 1n seiner innerstaatlichen Rechtsprechung darüber hinausgehende
echte geben un eventuell auch gewährleisten 1

Diese, gegenüber dem bisherigen Rechtszustand unbestreitbaren OFrt-
schritte dürfen aber nıcht darüber hinwegtäuschen, da{ß die einzelnen Rechte
selbst vie]l weniıger enthalten, als s1€e€ besagen. Der Grund dafür lıegt
darın, daß die völkerrechtliche Anerkennung der Menschenrechte notwendig
die Souveränıiıtät der einzelnen Staaten berührt, un ZWar sowohl 1m Hın-
blick aut Inhalt un Abgrenzung jeder einzelnen Norm des materiellen
Rechts, W1€e insbesondere, woraut WIr spater noch zurückkommen, aber auch
1M Hiınblick auf die Durchsetzbarkeit des dem Finzelnen erwachsenden An-
spruches aut Schutz. eht 1114  - davon aus, da{ß das Völkerrecht LUr das Ver-
halten der selbständigen Rechtsgemeinschaften und S mit unmittel-
bar der Staatengemeinschaft unterstellter Menschen regeln will, während die
Regelung der Rechtsstellung der meılısten Menschen dem Einzelstaat über-
lassen ist mu{fß das Bestreben jedes Staates darauf abzıelen, das völker-
rechtlich geschützte Einzelgrundrecht möglıchst wenig effektiv werden
lassen. Spielte also schon der SOgeNANNTE Gesetzesvorbehalt in den rund-
rechtsartikeln der Verfassungen vieler Einzelstaaten ine große Rolle, ISt

Abgedruckt ın Europa-Archiv 1950, 2801 Dazu terner Brügel, Die Straßburger Vor-
schläge ZUr Sıcherung der Menschenrechte (Europa-Archiv 1950, 2794

11 Verdross, 2 1950), 447
1° Stillschweig

Verdross
Tatsächlich sınd Z.U' Beispiel die G;undrgdite des Bonner Grundgesetzes 1n verschiedener Hın-

sicht breiter und 1n der Wırkung auch intensi1ver.
15 Verdross, O., und Auf den Streit ber das Verhältnis der Souveränität ZU!

Völkerrecht ann 1er ıcht eingegangen werden.
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nıcht verwunderlich, dafß auch die Konvention 1ın tast allen Bestimmungen
materijellen Inhalts VO  - ıhm Gebrauch macht. Als Beispiel mMag Artikel 10
der Konvention herausgegriffen werden: Dort wiıird das Recht auf freie
Meinungsäußerung un auf Freiheit der Information 1n der Weise einge-
schränkt, da{ß$ jedem Staat überlassen bleibt, Rundfunk-, Lichtspiel- un!
Fernsehunternehmen einem Genehmigungsverfahren unterwerten. Dar-
ber hinaus kann dieses Freiheitsrecht des Art. bestimmten „LFormvor-
schriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworten
werden, W1e sı1e V innerstaatlichen (Gesetz vorgeschrieben und 1n einer
demokratischen Gesellschaft 1m Interesse der nationalen Sicherheit, der terriı-
torıalen Unversehrtheit oder der öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhal-
tung der Ordnung un der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesund-
heit un! der Moral; des Schutzes des Rutes oder der Rechte anderer,

die Verbreitung VO  g vertraulichen Nachrichten verhindern oder das
Ansehen und die Unparteilichkeit der Rechtssprechung gewährleisten,
unentbehrlich sind“. Es bedart also ohl 2Um einer besonderen juristischen
Dialektik, ungefähr jeden Tatbestand eıne dieser Ausnahmen
bringen. Hierbei dürfte unerheblich se1n, daß nıcht alle Grundrechtsartike!
der Konvention in gleicher Weise weitgehende Vorbehalte Zugunsten der
innerstaatlichen Gesetzgebung un Verwaltung enthalten 1

W)as Entscheidende 1St vielmehr, daß j1er ein wesentlicher Bereich des
materiellen Rechts ausgeklammert und wieder der alleinıgen Zuständigkeit
des nationalen echts der einzelnen Staaten überantwortet wırd!7. Berück-
sichtigt 1119  w weiter, daß ngl Falle iınes Krieges oder eines anderen öffent-
lichen, das Leben eines Volkes bedrohenden Notstandes“ die Grundrechte mi1t
Ausnahme der Bestimmungen über den Schutz des Lebens®®, des Verbots der
Folter, der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung, des Verbots der
Sklavereı oder Leibeigenschaft un! des Verbots rückwirkender Strafen,
vorübergehend außer Kraft ZESELZL werden können (Art. 5 wiıird der
relatıv schwache Inhalt der gewährleisteten Rechte evident. Schließlich wirkt
das 1n der Konventıion der geltenden innerstaatlichen Gesetz-
gebung vorgesehene echt eines Staates, bei der Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde Vorbehalte bestimmten Inhalts
erklären A CAATC. 64), 1ın der gleichen abschwächenden Richtung.

problematischer als diese materiell-rechtlichen Beschränkungen der
einzelnen Grundrechte sind aber die Bestimmungen, die sıch mıiıt dem ch u

der subjektiven Rechte efassen:
Die Konvention schützt das Individuum unberechtigte E-_ingriffe auf

So versucht umgekehrt Art. durch eın 5System Vo Einzelbestimmungen jede willkür-
ıche Freiheitsentziehung verhindern un! leichzeitig unsien des Indivi uUuums, dessen Freiheit
in Gefahr 1St, Schutzklauseln einzubauen. nliches gilt Art der KONV., Ungeachtet dessen
bleibt aber die Grundtendenz weitgehenden Gesetzesvorbehalten bestimmen

Damıit wırd keineswegs die rechtspolitische wıe vielleicht auch rechtstechnische Notwendigkeit
eines Gesetzesvorbehalts sıch geleugnet; NUuUr ollten die Vorbehalte auf das unbedingt Not-
wendige beschränkt leiben.

Au er bei Todeställen, die auf regelmäßige Kriegshandlungen zurückzuführen sind Art.
„Soweıt eın dieser Zeıt in seinem Gebiet geltendes Gesetz nıcht MITt der betr. Vorschrift

bereinstimmt. Vorbehalte allgemeıner Art sind ıcht zulässiıg.
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Zwel verschiedenen Ebenen, der iınnerstaatlichen und der 7zwischenstaatlichen
Rechtsordnung. WÄährend jene einen Anspruch des Eın-
7zelnen auf Schutz gegenüber der Verletzung der der Konvention M
sicherten Rechte und Freiheiten kennt“, sewährt diese dem Individuum
grundsätzlich NUur einen Anspruch, indem nach Erschöpfung
der innerstaatlıchen Rechtsinstanzen der Staat VOr den hiıerfür vorgesehenen
zwischenstaatlichen Instanzen die Verletzung der Grundrechte und
Freiheiten Beschwerde ,  heben ann.,.

SOweılt die iınnerstaatlıiıche Ebene 1n Betracht kommt, 1St der Rechtsschutz
des Einzelnen größer als bısher:;: denn Mit dem Inkrafttreten ®1 der Kon-
vention werden für jeden Stadt, der dieselbe ratıfiziert hat, die ın ihr eNt-
haltenen Normen ın innerstaatliches eccht transformiert. Während aber das
übrige innerstaatliche echt 1im allgemeinen bestimmten Voraus=
setzungen durch einen innerstaatlichen Akt des Gesetzgebers aufgehoben
werden ann selbst die verfassungsmäßige Garantıe der Grundrechte ıst,
wI1Ie die Geschichte eze1igt hat, problematischer Natur ** erhalten dıe
Menschenrechte durch die Konventijon ine qualifizierte Sanktion: als Völker-
vertragsrecht würde ihre Aufhebung eın törmlıiıches un schwier1iges Kun-
digungsverfahren voraussetzen, als partielles Völkergewohnheitsrecht als
solches mussen die 1n der Konvention nıedergelegten materiellen Normen
angesprochen werden können sS1e überhaupt nıcht einseit1g durch einen
Staat aufgehoben werden.

Auf der zwıischenstaatlichen Ebene sınd drei UOrgane mıiıt den Schutzauf-
vaben betraut: die „Europäische Kommissıon tfür Menschenrechte“, der „Eu-
ropäısche Gerichtshof tür Menschenrechte“ und schließlich das institutionelle
Urgan des Europarats, der „Miınisterausschufßs“. Das Verfahren VOor der
Ko m 1 S !l beschränkt sich auf die kontradıktorische Prüfung und Unter-
suchung des ihr vorgelegten Falles einer angeblichen Verletzung der Konven-
tıon durch einen Sıgnatarstaat, auf einen Meinungsaustausch mi1t den Streit-
teiılen un: auf den Versuch eiınes freundschaftlichen Ausgleichs auf der Grund-
lage der Achtung der Menschenrechte. Dıie Kommissıon hat also NUr Unter-
suchungs- und Vermittlungsfunktionen, aber keine Entscheidungsbefugnis.
Falls iıne Vermittlung scheitert, Jegt die Kommissı:on dem 11 C d
s ch einen Bericht evtl. mMI1t ihr zee1gnet erscheinenden Empfehlungen
VOT Z Sotern nicht innerhalb VOoO  3 Peı Onaten der Europäische Gerichtshot
mMI1t der Frage betaßt wırd S hat der Miınisterausschufß über die behauptete
Verletzung der Konvention entscheiden und bejahendentalls diejenigen

Art der KONY. g1ibt jedem das Recht einer wirksamen Beschwerde Il Verletzung der
Menschenrechte bei einer nationalen nNnstanz und egt damıiıt dem Staat die AL auf, durch seine

tellen
innerstaatl. Verfahrensordnung ENTISPF, Gerichtsinstanzen einzurichten nd ZUuUr Verfügung

21 Nach der Ratihikation durch Staaten Art 66, 11)
29  29 Wenn das Grundgesetz auch verbietet, da{fß „ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt An

tastet“* wiıird Art. 19 Abs GG), ann es doch selbst außer Kraft YESECLZT werden Dn 146 G),
womıt auch die Grundrechtsartikel ıhre Gültigkeit verlieren.

In dem Bericht MU: die Kommissıion ZUr Frrage Stellung nehmen, ob der betreftende Staat ihrer
Auffassun nach se1ne Verpflichtungen aus er Konvention verletzt hat (Art Z

24 Er AaAl außer der Kommissıon VO dem Staat angerufen werden, dem der Verletzte
ehört, oder den sich die Beschwerde richtet, der VOo dem die Kommission M1t dem Fall

be a{fßt worden 1STt (Art
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Ma{fßnahmen festzusetzen und evtl. ergreifen, die ZUE Bereinigung der
Sache ertorderlich sind,

Zieht einer der Beteiligten VOTr, nıcht die Entscheidung einer politischen Z
sondern die einer gerichtlichen Nstan7z herbeizuführen, MU: den Eu-

he ch S ho anrutfenZ der tür alle die Auslegung un:;
Anwendung der Konvention betrefftenden Fragen zuständig 1St ä Er annn
I1LUTLr VO  3 der Kommission und VO  5 den Vertragsstaaten angerufen werden
(Art. 48) Erklärt der Gerichtshof die Entscheidung der die Maßnahme des
Gerichts (oder der Verwaltungsbehörde) eines Sıgnatarstaates als 1m Wider-
spruch ZUr Konvention stehend un die Gesetze des betreffenden
Staates 1Ur iıne unvollkommene VWiedergutmachung tür die Folgen der Ent-
scheidung, hat der Gerichtshof gegebenentalls eEINE gerechte Entschädigung
der verletzten Parte1ı zuzubilligen.

Der zwischenstaatliche Rechtsschutz, den das Individuum die Ver-
letzung seiner Freiheit gyenieist, 1St, wıe WIr SAagteN, NUur ein indirekter un:
1NsoOweit eın höchst relativer. Denn der Staat entscheidet, ob ıne Ver-
letzung als gegeben ansıecht un die 7zwischenstaatlichen Urgane anrufen wıll
oder nicht; wer aber wollte leugnen, dafß tür die Erhebung einer Staaten-
beschwerde die Frage der politischen pportunität häufig entscheidender
se1in wiırd als das Vorliegen objektiver Tatsachen?

Diueser Erkenntnis hat INa  3 sıch ın Straßburg iıcht ganz verschlossen.
Die Konvention sieht daher auch die Fı f ch r d be] der Kom:-
M1SSION VOrTr (Art 25) Voraussetzung dafür 1St, die innerstaatlichen
Rechtsmittelverfahren erschöpft sind und abgesehen VO  S weıteren for-
mellen Bedingungen da{ß die Beschwerde mIit den Bestimmungen der Kon-
vention vereinbar und nıcht offensichtlich unbegründet oder nıcht als Miıfis-
brauch des Beschwerderechts anzusehen 1St. Das weıtere Vertahren entspricht
den oben entwickelten Grundsätzen über die Staatenbeschwerde. Aut diesem
VWege könnte also auch eine Einzelbeschwerde Gegenstand einer gerichtlichen
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs werden, allerdings MIt der
wesentlichen Einschränkung, da{fß der Einzelne selbst nıemals den Gerichts-
hof anruten annn (Art 44)

Der Fortschritt liegt darın, daß 1er der unmittelbare Anspruch des Eın-
zelnen auf Schutz seiner Grundrechte AaUS der Ebene des innerstaatlichen
Rechts 1n die Ebene des üi'berstaatlichen Rechts hineinragt, ındem das Indivi-
uum sıch selbst beschwerdeführend eın überstaatliches Organ wenden
ann. Diese Tatsache darf anderseits nıcht darüber hinwegtäuschen, daß
praktisch eın solcher Anspruch Nur schwer realısıerbar seın wird: einmal 1St
die Zuständigkeit der Kommissıon auf dem Gebiet der Einzelbeschwerde
nıcht 1PSO Jure gegeben, vielmehr einer Fakultativklausel unterworfen: der

25 Als solche ist eindeutig der Ministerausschuß, dem mtliche Außenminister der Europarats-
taaten angehören,

Be1 Streitigkeiten er die Auslegung und Anwendung der Konvention S1N! die Sıgnatar-
TLaaten verpflichtet, ausschließlich das ın der KOnvY. VOL esehene Verfahren DA Beilegun A Z
wenden Art. 62) Die Anrufung des UNO-VWVeltgerichtsho ware also 1NsOWwelt aUuUSpCS lossen.

27 Kritische Bemerkungen der Institution eines Europäischen Gerichtshots beı Brügel, O;
798/99

5 immer, Men:  enre!
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durch die Bé$chwerde betroftene Mitgliedstäat muß durch ine besondere
ratinıkationsbedürftige Erklärung ausdrücklich re Zuständigkeit auft dem
Gebiet der Einzelbeschwerde anerkannt haben Zum anderen mussen über-
haupt insgesamt mindestens sechs Mitgliedstaaten durch derartige FErklärun-
gCH gebunden se1n “®. Dıiese Einschränkungen zeigen die starke Skepsis der
Staaten gegenüber allen Ansätzen, welche die Souveränität des Einzelstaates
ZUZUNSICH einer europäischen Integration einschränken soll In der Tat 1St
nıcht verkennen, daß mit der Einzelbeschwerde sıch Möglichkeiten auf-
tunN, deren Tragweıte noch nıcht übersehen ST Dieselbe Zurückhaltung,
welche dıe Konvention gegenüber der Zuständigkeit der Kommission auf
dem Gebiet der Einzelbeschwerde den Tag EPeTEN laßt, zeigt S1€E schlecht-
hıin bei dem Organ des Europäischen Gerichtshofs, dessen Rechtsprechung
ebenfalls iıne ratifikationsbedüritige Fakultatiyklausel gebunden 1St un:
dessen Einrichtung (erste der Mitglieder) davon abhängt, daß acht
Staaten seine Gerichtsbarkeit für alle Angelegenheiten, die sıch autf die
Auslegung und Anwendung dieser Konvention beziehen, als obligatorisch
anerkannt haben (Art 56 Abs Lın erb 111,. Art 46) Auch das wird eın
Gradmesser dafür se1n, wieweit die Europaratsmitglieder sıch den verkün-
deten Zielen einer europäischen Konföderation in der Praxıs bekennen

Werten WI1r 19888  a noch einen Blick auf diejenigen Grundrechte, welche 1n
der Konvention keine Verankerung gefunden haben . Das SN zunächst
drei Rechte, deren Aufnahme die Beratende Versammlung gewünscht hatte,
die aber von dem Ministerausschufß wıeder gestrichen und N  ur

Beratung durch die Juristischen Sachverständigen der Regierungen zurück-
gestellt worden waren“?: Eıgentum, Erzıechung und politische Te1-
heit. VWer die Jangen Diskussionen über diese dre1ı Grundrechte verfolgt hat,
wırd ıcht umhınkönnen, eines festzustellen: Das Rechtsbewulßfstsein der
europäischen Völker hat ın einer Reihe VO  e} Kernfragen bereits einen
erschütternden rad der Verschiedenheit iın den Auffassungen erreicht, daß
INa sıch 1ın manchen Punkten eher über das Trennende ein1ıg Werden

sıch sechs Staaten azu bereit finden werden, äßt sıch 1mM Augenblick noch schwer ber-
cehen. Immerhiın haben Vo den reı Staaten, die bisher ratıfiziert haben, ein Staat (Schweden) die
Anerkennung der Kommissıon aut dem Gebiet der Einzelbeschwerde ratıfiziert. Der Bundestag wırd
voraussichtlich ebenfalls die Bundesregierung ermächtigen, eiıne Anerkennungserklärung abzugeben.

Es MUu: Z2UuUS der ntwicklung, der Europarat D  n hat, ernstlich bezweitelt
werden, ob ın absehbarer Zeit die ertorderliche Anzahl VO: Erklärungen abgegeben wird,
überhaupt den Gerichtshof existent werden lassen. Anderseits haben bereıits weıtere, on

Europarat ausgearbeitete Konventionsentwürte ONV ber die enseitige Behandlung der Staats-
angehörigen KONVY. ber die internationale Kontrolle der Kartel e) den Europäischen Gerichtshot
für Menschenrechte (wenigstens hilfsweise) als gerichtliche nNnstanz ZUFr Entscheidung VOo Streitig-
keiten 1U5 diesen Konventionen vorgesehen. Neuerdings 1St die Frage auf Grund einer Empfehlung
der Berat. Vers. des Europarats etr. die triedliche Beilegung VO. Streitigkeiten zwischen den Miıt-
gliedern des Rats ı1n eın aktuelles Stadıum €en. Aut die Kontroversen, die ın diesem Zu-
sammenhang der möglichen Kollision MITL der Rechtsprechung anderer internationaler
Gerichtsorgane, ıcht zuletzt MI1Tt derjenigen des Internationalen Gerichtshofs, entstanden ISt und
deren Bedeutung ıcht hoch eingeschätzt werden kann, braucht 1er nıcht ei]ngegangenwerden.

Thieme €ı OS 10) ber_nängel;, daß weder Asylrecht noch Freizügigkeitsrecht 1N die
KONV. Aufnahme gefunden haben; Rahmen unseIes I hemas 1St eın näheres Eingehen auf diese

interessante Frage ıcht angebracht.
31 Gelegentlich der Unterzeichnung.der KOnY. 1 11 50 1n Rom
32 Die Sachverständigen ha inzwischen darüber eın Zusatzprotokoll Zur KONV. ausgeai*beitet‚

VO': dem angeNOMM: werden kann, a demnächst VO: den Regjierungen der Mitgliedstaaten
unterzeichnet wırd (Stand 52)
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können scheint als über das Einende. Wenn D VOo  - den einen dem Eigen-tumsrecht die Qualität als Menschenrecht überhaupt abgesprochen wird, kann
N ıcht wundernehmen, dafß andere ein völkerrechtliches Verbot der entschä-
digungslosen Enteignung, das jede Eıgentumsgarantie CIrSst sinnvoall machen
kann, ebenso Jeugnen wWw1e erst recht viele sıch nıcht einmal mehr ZU Grund-
sa2tiz der ANSCMESSCNCH Entschädigungspflicht gegenüber dem Enteigneten be-
kennen. AÄhnliches g1ilt VO  3 dem echt auf Erziehung und dem echt autf
politische Freiheit, das weder das allgemeine noch das yleiche Wahlrecht
verankert sieht. UÜbrig leiben Kompromifformeln, deren ausgehöhlter In-
halt nıcht viel mehr als bloße Programmsätze darstellt S

In den Erörterungen über die Konvention hat nıcht zuletzt die Forderung
nach einer wırksamen Garantie der wırtschaftlichen un sozıalen

WI1Ie das echt auf Arbeıit, auf ausreichende Arbeits- und
Lebensbedingungen, auf ınen freien Arbeitsplatz, auf soz1ale Sıcherheit, auf
ANSZSCMCSSENEC Wohnung auf einen ANSCHMICSSCNCNH Lebensstandard USW, 1n  a
olle gespielt. Sıe entzündete sıch VOTr allem der rage des Eigentums-
rechts, dem IL VO  m} verschiedener Seite die Qualität eınes klassischen Grund-
rechts aDsprach und das ILan Hınweis auf den Strukturwandel, den
durch die Verlagerung des Akzents aut dıe ıhm immanente soz1ıale Funktion
in den letzten Jahrzehnten e  MMI hat, die Kategorie der Soz1al-
rechte rechnen wollte, während die Veriechter der klassischen Grundrechte

als „prolongement de Ia personnalıte humaiıine“ verteidigten o} hne der
Forderung nach einer Garantıe der soßg'  ICN Sozialrechte die Berechtigung
absprechen Z wollen, darf anderseıts nıcht übersehen werden, Jler eın
wesentlıcher Wandel 1m Ausgangspunkt der Fragestellung ZzZutlage trıtt: wäh-
rend die klassischen Rechte die „Freiheit VO Staat“ beinhalten, wird mIt
den sozıalen und wirtschaftlichen Grundrechten die „Freıiheıit durch den
Staat“ gefordert. Man hat ohl m1t echt darın einen W andel Bild VO
Menschen selbst erblicken wollen, indem die Stelle des eigenverantwort-
lichen un: seiner Freiheit bewußten Menschen der NECUEC Typ des Versorgungs-
menschen geLreteN se1, der VO  e Staat un Gesellschaft Arbeit, Ruhe, Jück
und soz1iale Sıcherheit ordere und damıt naturgemäfß als Bürger unfähig
werde, un der unsicheren un unbequemen Ordnung 1n Freiheit leben
und auch dann sein echt wahren, WeNn die Versuchung auftritt, diese
unbequeme Ordnung ın Freiheit mMiIt einer bequemen Betehlsordnung VOLr-

tauschen, die gleichzeitig soziale Sıcherheit verheißt“ Jl Kann man Jeugnen,
daß mIit der Forderung nach den soz1alen Grundrechten, Mag s1e auch 1n
Straßburg zunächst vergeblich BCWESCH se1n, die klassıschen Grundrechte in
ihrer Exıistenz edroht sind? Man sollte auch das nıcht übersehen, wenn

;rnstLich den Neubau EKuropas herangehen wiıll.
Die Vorschläge der Regierungssachverständi den re1ı fraglichen Rechten konnten noch

ıcht abgedruckt werden, da s1e noch nıcht endgü t1g mı1t den Regierungen abgestimmt S1N
34 Damıt weıcht das Zusatzprotokoll aı VO der Linie der Konvention 4b, die bewußt das

Prinzip BENAUECT Definitionen verfolgt bloße Programmsätze lehnt.  135 Dazu Brügel, Europa-Archiv 1950, S. 2796—2798 ; ders. ebendort, 1951, 616/17.
Auft diese bedeutsame Froblematik hat, sSOWeIlt ich sehe, erstmalıg Partsch hingewiesen(Recht und Freiheit, 1951, 82) ber den Stand der Diskussion ber gleichen Fragen beı

den Vereinten Nationen vgl Saba, Die wirtschaftl., sozı.alen u, kulturellen Rechte im künt-
tigen Pakt ber die Menschenrechte Ourna. du Droit Internat. 1951, Nr. 2 464
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KOMPROMIS

Von HERMANN MOSLER

Al Herbst 1948 der Parlamentarische Rat das Verfassungswerk für die
deutsche Bundesrepublik beriet wollte der Präambel teierlicher orm
Z.U)! Ausdruck bringen welchem Ursprung die konstiturerende Gewalrt des
deutschen Volkes NISEAMM ! Auf die VO  e cAristlichen Vertretern geforderte
Anrufung Gottes als der Quelle allen echts konnte siıch die Versammlune
icht CINISCH Um Kompromifß zwischen den großen Parteıen
gelangen, die 1LUFr SCMECINSAM die erforderliche Mehrheit be1 der Abstimmunez
besaßen, wurde während der Beratungen vorgeschlagen MNa  a solle dıe NECUS
deutsche Staatlichkeit nach dem Zusammenbruch MI dem Vertrauen auf
Gott und die siıttlichen Kräfte der Natıon begınnen Eın führender lıberale:r
Abgeordneter erzählte damals, habe sıch diese Formulierung 2US-

gesprochen, weiıl 11124a  - spater spotten könne der liebe Gott Stamme VO
der CDU die sittlichen Kräfte der Natıon aber VO  - den Sozialdemokraten

In dieser Episode lıegt die Problematik aller demokratischen Verfassungen
des Abendlandes der Gegenwart beschlossen S1e haben die Aufgabe,
Bekenner Gottes als des Schöpfers, Lenkers unı Rıchters, Anhänger
durch AQhristlich humanıitäre Tradition bestimmten Ethik relig1ös un; ethısch
ındifierente Massen un: atheistische Minderheiten gesellschaftlichen
Ordnung usammenzuschließen.

Der Ausgleich widerstreitender Interessen War VO'  3 jeher Gegenstand der
Rechtsetzung. Dıie Verhandlung ber entgegenstehende Zielsetzungen un!
die Bereitschaft ZUuU Verzicht gehörten ZU W esen der Politik Es 1ST
indes al Kennzeichen NSCTCS Standorts der abendländischen Ge1lstes-
geschichte daß die Anerkennung des höchsten W esens egen-
stand des Verfassungskompromisses geworden 15 Die endgül-
LIgE Fassung des Grundgesetzes vermeidet <sowohl den Uulls heute 1aıVvV ersche1-
nenden Optimısmus der Aufklärung, dıe auf den Menschen vertraute, als auch
das cQristliche Vertrauen auf (Gott S1e verzichtet autf 11 klare Aussage über
die oberste Quelle der sozialen Ordnung un: erklärt diessen das
deutsche olk habe sıch Bewußtsein SCLIIGT: Verantwortung VOr Gott un
den Menschen dieses Grundgesetz gyegeben !

Dıiıe Präambel des Grundgesetzes autet 1 dem jer interessierenden Teil
„Im Bewußtsein sei1inNner Verantwortung VOLr Gott nd den Menschen, VO dem W ;illen beseelt,

nationale und staatliche Einheit wahren unı als gleichberechtigtes Glied ı vereınten Europa
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Von christlicher, besonders VO  S: katholischer Seıite ISt oft bedauert worden,
daß der pOuUVvOIlr constituant des deutschen Volkes nıcht auf ein Bekenntnis

Gott gegründet worden 1St. Man annn siıch ındes iragen, ob ıne solche
Geste der Sache des Christentums dienlich SCWESCIL ware. Der Gott, auf
dessen Ex1istenz sıch die Abgeordneten hätten einigen können, ware  Da nıcht
der Gott Abrahams, Isaaks und Jakobs DSCWCSCH, VO dem WI1r geschaffen
sind un dessen Gerechtigkeit WIr üurchten. Der Name Gottes ware eine
Sammelbezeichnung für die Vielzahl VO  a Vorstellungen CWESCH, die sıch
die dem Verfassungswerk Beteiligten un die hinter iıhnen stehenden
Menschen VO einem höchsten W esen machen. Er ware also, fürchte ich,
ine Fassade SCWESCH, die u11ls den Blick auf das Chaos 1im Innern des Hauses
ErSPart un: ine freundliche ILllusion erZeuUgt hätte. Aut dem deutschen
Katholikentag nach dem Kriege sprach I1vo Zeiger mIiIt echt die ernst:
Wahrheıit Aus, da{fß WIr in Deutschland auch 1mM katholischen Gebiet in der
Dıiaspora leben Es 15t ehrlicher und der Erhaltung der Wachsamkeit utz-
liıcher, ımmer WIr können, dieser Tatsache 11Ns Auge sehen un s1e
iıcht verschleiern.

Dıie Probe aufs Exempel sind dıe Menschenrechte. Auch s1€ S1IN! Gegenstand
des Kompromisses geworden un spiegeln die verschiedenen Auffassungen
ber die für gerecht gehaltene Ordnung der deutschen Gesellschaft un! der
Beziehung des Individuums Z Staat wiıider. Die ersten Erklärungen der
Menschen- und Bürgerrechte 1n den Verfassungen der nordamerikanischen
Unıon un ıhrer Teilstaaten SOWI1e urz darauf 1in der französıschen Erklä-
rung VO.  a 1789 CcHh  Cn dem einheitlichen Lebensgefühl des spaten
18 Jahrhunderts Die amerikanısche Unabhängigkeitserklärung? o1bt VvONn
dieser Selbstsicherheit in der bekannten Formel Zeugnis, die Generationen
VO Menschen zZzu Glaubenssatz geworden iISt: Wır halten diese VWahrheiten
tür 1n sıch einleuchtend, da{fß alle Menschen gleich geschaften sınd, daß s$1e
durch ihren Schöpfter mit Zew1ssen unveräußerlichen Rechten begabt sind
und da{fß diesen Leben, Freiheit un das Streben nach Jück gehören.

Die Revolution in FErankreich konnte schreibt eın Kommentator der
gegenwärtigen französischen Vertfassung rückblickend auf die Ursprünge der
Demokratie M1It großer Spontaneıität und Schnelligkeit Zu einem Katalog
der Grundrechte gelangen, gyleich als ob die Formulierungen, die durch die
Reflexion des Jahrhunderts vorbereıtetN, 1LUF hervorgesprudelt ce1en
Die Wurzeln sind vielfaltig: die amerikanischen Vorbilder, Rousseau, das
Christentum, das Naturrecht in seıner 1 Jahrhundert erreichten Ent-
wicklungsstufe rationalistischer Entartung. Was Lebensgefühl der eıt brachte

dem etaatlıchen Leben tür eınedem Frieden der Welt dienen, hat das eutsche olk
Übergangszeit C1NC eue Ordnung geben, kratt seiner verfassunggebenden Gewalt dieses Grund-
ZESELZ der Bundesrepublik Deutschland beschlossen:

vom Jahre 177
Vedel, G 9 1776  Manuel elementaire de Droit constitutionnel, Parıs 1949, 179
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ll dıese verschiedenen Komponenten auf einen Generalnenner. Es ermOg-
lıchte die Reduzierung der Vorstellungen VO]  5 einer Reform der Gesellschaft
auf wenige einprägsame Formeln, tür die Menschen bereit 3 autf die
Barrikaden gehen,

Dıiese Formulierung der Menschenrechte un ihre Nachfolger 1
Jahrhundert gvehen VO Indivyviduum AaUuUSs un: verdichten sich eıner als

klassisch bezeichneten Lıiste VO Freiheitsrechten des Einzelnen, die sich
den Staat, C  Q  c das als ungerecht empfundene gesellschaftliche acht-
gefüge, richten: Persönliche Freiheıit, Eigentumsfreiheit, Glaubens- un:! Be-
kenntnisfreiheit, Freiheit der Meıinung, der Meinungsäußerung un: der
Meinungsübermittlung, Vereins- und Versammlungsfreiheit, Gewerbefreiheit,
Freizügigkeit und, alle anderen Rechte durchdringend, das Gleichheitsdogma.
S1e sind individualistisch gedacht. Sıe sichern dem Eınzelnen die Mög-
iıchkeit der Entfaltung in einer Sphäre, die der Ööftfentlichen Gewalt
schlossen bleibt Sıe gehen VO  3 der optimistischen Vorstellung Adus, daß der
Einzelne, dem Zugrift des staatlichen Machtapparates > die der
menschlichen Würde gemäße Lebensform erreichen werde. Das Bewulßstsein,
daß die „Natura un omnıum homınum est 1ISt noch iıcht verloren. Dıe
Freiheitsrechte, die in jener eıit den Begriff der Menschenrechte fast ganz AaU>S-

füllen, siınd deshalb iıcht auf das Staatsvolk beschränkt, dessen gesellschaft-
ıche Ordnung iın der Vertassung iıhre höchste vesetzliche Normierung erhält.
WAar kennt die Erklärung der französischen Konstituante VO  3 1789 Rechte
des Bürgers, die sS$1e ohne scharte Trennung neben diejenıgen des Men-
schen stellt, und auch der Grundrechtsabschnitt der preußischen Verfassung
VO  w 1850 spricht Von den „Rechten der Preußen Damıt 1St aber keine
nationalistische Verengung gemeılnt; die e Per 1St die
Quelle dieser ın den Vertassungen gyarantıerten subjektiven Rechte, nıcht
die Staatsangehörigkeit. WAar kann das Gesetz die Ausländer
wIissen Begrenzungen ihrer Entfaltungsmöglichkeit Gunsten der Eın-
heimischen unterwerfen, 1n der Freizügigkeit, der Versammlungs- und
Vereinsfreiheit, doch 1St die Gleichstellung 1n den Freiheitsrechten beim
Schweigen des Gesetzgebers die Regel*

I1

In verschiedener i nciche wurde die Ungebrochenheit dieser eudämon1-
stischen Konzeption 1m Lauftfe des Jahrhunderts beeinträchtigt, se1t
dem ersten eltkrieg un ın evıdenter VWeise in UNscren Tagen einem A<  ganz-

Anschütz, G., Die Verfassungsurkunde für den DEn Staat VO: 31 Januar 1850,
1, Berlin OM2 ff 103 Hauri10u, M., Precis de Droit Constitutionnel, Paris 19252

”» . les libertes individuelles partıennent, princ1ipe, CLOUL Ätre humain, l’exclusion VnlAant des droits polıtıques. Les ONT 1a Jouissance des droits 21020 politiques 2USS1 bıen que les
hommes, les etrangers Aaussı bıen Qqu«c les Nnati1OnauX, EL möme NAalls5 distinguer celon qu’ils SsSONtTt NO
admıs etablıir leur domicile France. DECUT SC faire, cependant, Qu«c l’exercıice du droit so1t
reglemente Ius severement POUr l’etranger Qu«C POUTr le natıona

Die bel ische Verfassung VO  - 1851 überschreibt ihren Grundrechtsteil „Des Bel 055 et de leurs
droits“, s1€e aber VOIL, da{f Ausländer, die sıch auf belgischem Gebiet efinden, 1n ISR Person un
ıhrem Vermög_en geschützt werden, abgesehen VO den gesetzlich festgelegten Ausnahmen.
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lichen Wandel unterworfen werden. De zroße Revolution 1n Frankreich
und die VO  e} ıhrem Elan getragenen Bewegungen in den andern Ländern des
europäischen Festlandes wandten sich SEepCH den Staat der absoluten
Monarchie, deren acht prinzipiell, WeNn auch nicht technisch, unbegrenzt
WAlL, Dıie Sicherung der Menschenrechte wurde durch die Beteiligung des
Volkes oder se1iner gewählten KRepräsentanten der Gesetzgebung erstrebt.
Der optimistischen Legende VO  3 der Entfaltung des VO  - staatlıcher Inter-
vention trejen Individuums wurde die andere hinzugefügt, da{ß die gewählte
Legislativkörperschaft das objektiv richtige echt setizen werde. Der Monarch
Vl Gottes Gnaden wurde durch das Volk un: die miıt ihm ıdenti-
fizierte Versammlung seiner Vertreter ersetzt Wie der Monarch der Barock-
ZzZeit von siıch agch konnte, se€1 selbst der Staat, hieß Ende der
Entwicklung ZUr parlamentarischen Demokratie: „Der Staat sind WI1r. Die
Macht der abstrakten Größe A Staate aber blieb die gleiche un! vervoll-
kommnete sich mit der fortschreitenden Technisierung; s1e stand nunmehr ZUr.

Disposition der Parlamente. Bereıits 1m Zeitalter der konstitutionellen, das
heißt durch iıne Charte beschränkten Monarchie zeigt sich, daß eine Vertas-
SUuNgS, die den Anspruch erhebt, ine oberste positivrechtliche Regelung des
soz1alen Lebens eines Volkes se1n, die Freiheitsrechte nıcht für sıch leıin,
<ondern NUur 1ın Verbindung mMI1t den korrespondierenden lıchte CN-
über der Gesellschaft betrachten ann Das csehen WI1r VOT allem be1 den Ver-
tassungen europädischer Nationalstaaten des Jahrhunderts, die die allge-
meıne Wehrpflicht testsetzen und sSlie systematisch dem Grundrechtsteil der
Verfassung eingliedern®. Den Rechten trıtt ein sıch mehr und mehr VO1-

größernder Katalog VO  (n Pflichten gegenüber. Die FEreiheitsrechte wachsen A2US

einer Kampfansage den Staat 1 Laufe einer mehr als hundert-
jJaährıgen Entwicklung in eine Gesamtregelung des Lebens der staatlıch OT  —
nısıerten Menschen ın der Gesellschatt 31neln.

Dies 1St dıe Entwicklung auf dem europäischen Kontinent un: VOTL allem 1n
Deutschland. Die Rechtsdenken und VOr allem Staatsgefühl der rom1-
schen Antike Orj]entierten Völker neigen ZUr abstrakten Betrachtung gvesell-
q—5hafrtlicher Tatbestände. 1 Der kontinentaleuropäische Sınn für Systematik
hat nicht NUur die Kodifikation der Privatrechtsgesetzgebung bewirkt, sondern
auch die Zusammenfassung der ZEeEsaAMTLEN Ordnung innerhalb des politischen
GemeıiLnwesens, 1mM Staat, durch ıne geschriebene Konstitution. Dıie Ver-
fassung ist srundsätzlich lückenlos, sie kann, WENN ein Fall eintritt, der
ıcht ausdrücklich vorgesehen 1St; durch die Auslegung 4US$S dem Geist des
Ganzen ausgefüllt werden. Sıe xibt also autf alle Fragen 1ne Antwort. SO —_

klärt sich das Streben, die Freiheitsrechte und in zunehmendem aße dı
ihnen entsprechenden Pflichten in möglichst SCNAUCH Definitionen festzulegen.
Das einheitliche Lebensgefühl, das ihrer 1ege stand, hat 1m Jahr-
hundert noch fortbestanden. Dies erwıes sıch dann, WE ausnahmsweise
ıne verfassungsrechtliche Verankerung der Freiheitsrechte tehlte und ıhr
Schutz ın der Praxıs dCJ täglıchen Lebens allein auf Normen der einfachen

Die Verfassungen Preußens VO| 41 1850, Art. (Preuß. Ges,-Sammlung 1850, 17)
und Spanıens VO: 30. 1876, Art (Pos_a.da, Spanisches Staatsrecht, übıngen 1_914, 234)
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Gesetze un deren Durchführung 1n Verwaltung un Rechtsprechung be-
ruhte. So WAar in der dritten tranzösischen Republik die Deklaration VO  3
1789 nıcht Bestandteil der obersten Organıisationsgesetze, deren Gesamtheit
die Verfassung ausmachte.

In dem Maße ın dem die Industrialisierung, die Vermehrung der Bevölke-
rung, die Verknappung derLebensguter un die Ungleichheit ihrer Verteilungzunahmen, wurden die Freiheitsrechte und Ansprüche auf soz1ale Leistungenden Staat erganzt un MIt diesen nter der Bezeichnung „Grundrechte“
zusammengefaßt, andererseits wurden S1C Gunsten der Grundpflichten be-
schränkt. Im Jahrhundert LOAT die gesellschaftliche Ordnung noch derart
als festgefügte Gewalt dem Einzelnen yegenüber, dafß die Grundpflichten 1Ur
gelegentlich die Systematık der lıberalen Grundrechtskataloge storten. Man
wurde sıch noch nıcht bewußt, daß ın den Grundpilichten die Kräfte Zu
Ausdruck kamen, die die Freiheit des Einzelnen VO Staate 1n der Folgezeitbedrohen sollten und die keine Gesetzgebung durch das olk un seine
Parlamente einen hinreichenden Schutz bieten vermochte.

Seit dem ersten Weltkrieg 1St der Wandel evıdent, da{fß ıhn £<€1n Ver-
fassungsgesetzgeber mehr 1gnorieren kann In der W eımarer Verfassungwurde der Versuch gyemacht, soz1ale Grundrechte formulieren. Das

un das NeUEeE Jahrhundert strıtten miıteinander. Zur Synthese War die
eit noch nıcht reit. Es Zing einerse1its die Wahrung der prıvaten Sphäre,andererseits ıhre Begrenzung Gunsten derjenigen, die durch die Aus
übung der Freiheit 1m Laufe e1ines Jahrhunderts benachteiligt worden arcn.
So wurden Schutz un: gleichzeitig Begrenzung des Eigentums definiert.
Neben den lıberalen Freiheitsrechten wurden dem Einzelnen subjektiveRechte aut Leistungen verliehen, die der Staat ıhn erbringen hatte.
Dıiıe Konzeption VO  3 1789 W.AdrTr damıit 1n ıhrer dynamischen UnbedingtheitzerstOrt. Die Ausgestaltung der soz1alen Prinzipien WAar ın der Weimarer
Verfassung Je nach dem Gegenstand verschieden. Das echt auf Arbeit WwWar
nıcht als subjektives Indıvidualrecht, sondern 1U  — als Programm für den
Gesetzgeber formuliert. Das yleiche 1St VO.  — der Arbeitslosenfürsorge n.Eın allgemeines Recht auf Unterhalrt bei Bedürftigkeit kennt INan 1n Weımar
nıcht, auch nıcht das echt auf soz1ale Sıcherheit, das be; den Diskussionen

eine internationale Menschenrechtscharta eInNneE Rolle spielt. So hat Inan
den zweıten Hauptteıl der Weıimarer Verfassung, der die Überschrift
„Grundrechte un: Grundpflichten der Deutschen“ Lrug, WCRCN se1ines Kom-
promißcharakters und seiner Unklarheiten als interfraktionelles Parteıi-

bespötteln können. Es gelang der TsSten deutschen Republik noch
nıcht, ıne Wirtschaftsverfassung aufzustellen und S1e ZUuU Bestandteil der
politischen Gesamtordnung machen.

Hauptteıil der Weimarer Reichsverfassung VO: 11 1919; die 1ın den Jahren 946/47 EeNTt-standenen Verfassungen der Länder Ba Bayern, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Baden, W ürttemberg-Hohenzollern Y Die deutschen Verfassungen, Essen un!die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 950 (GVOBL Nordrhein-Westfalen1950, 12773 die Präambel der franz!  ischen Verfassung VO' AT IA 946 (über ıhren RechtscharakterVedel, 326; Text, ds. 586); die iıtalıenısche Verfassung VO! D 1947 vglFalconi, v’ Costituzione della Repubblica Italıana, Sec Edizione, 949); die jJapanische Ver-fassung VO: 1947 Departement of State Publication
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SO 1st die Weıimarer Vertfassung ein Dokument, das VO.  5 der Unaus-

geglichenheit der Anschauungen VO Wesen des Menschen und VO  e} den
Aufgaben des GemeiLnwesens dem Zeitpunkt Zeugnis ablegt, 1n dem das
Jahrhundert des lıberalen Individualismus in der Katastrophe des ersten
Weltkrieges tödlich getroffen, 1ber noch nıcht völlig überwunden WAar. Selt-
dem das olk selbst ZUuU Staat geworden WAarL, hätte einer KOon-
zeption VO Wesen un den Aufgaben des Staates edurftft. Es Jag e1in g-
wısser Widersinn darın, durch Grundrechte in den Verfassungen die In
dividuen Vor der Staatsgewalt schützen, der S1e selbst teilhatten. Die
Frage nach den höchsten VWerten, dıe jede menschliche Gemeinschaft g..
bunden ISt, konnte nıcht mehr, der Legende des emokratischen Parlamen-
tarısmus zufolge, MIt dem Hınweis auf die Unfehlbarkeit des Volkes un
seiner Abgeordneten beantwortet werden. Die Gleichung: echt 1St das VOoO
Parlament beschlossene Gesetz, die die Vertreter eıner posıtivistischen Rechts-
wissenschaft aufgestellt hatten, Sing nıcht mehr auf Die Ansıchten VO
Zweck und der Begrenzung des Staates klaftten weIit auseinander. Der
Staatszweck, auf den sıch die Volksvertreter hätten ein1ıgen können, ENTZOY
sıch 1n der Übergangszeit der geistigen Krise der Definition. Der Katalog der
Grundrechte und Grundpflichten regelte also 1ne Vielzahl gesellschaft-
licher Tatbestände, teıls 1n allgemeiner Übereinstimmung MIt einem fort-
bestehenden liberalen Lebensgefühl, teıls als Kompromufß zwıschen verschie-
denen Antagonıismen. Vom Pathos den Tyrannen, das der sroßen
Revolution des ahrhunderts innewohnte, 1St. 1n den Formulierungen
der Juristen nıcht mehr viel spuren.

In den beiden führenden angelsächsischen Ländern ann die Entwicklung
nıcht, W1€e auf dem Kontinent, den Vertassungsurkunden abgelesen werden:
Die Unabhängigkeitserklärung der USA richtete sıch die mi1t der Gewalrt
des Multterlandes identifizierte Herrschaft des britischen Könıigs un speiste
sıch also mutatıs mutandıs Aaus denselben Quellen WwW1e die urz daraut
tolgende kontinentale Revolution. Dıie verfassunggebende Versammlung VO  [

Philadelphia Wr jedoch 1n der Normierung der Menschenrechte zurück--
haltend. Diese sind vielmehr erst 1n der Verfassungsergänzung VO  ‘ 1791 1n
knappen Formulierungen enthalten. S1ıe xipfeln 1n dem ekannten Satz, da{ß
nıemand se1ines Lebenss, der Freiheit und des Eıgentums „Without due PFrOCCSS
of law  CC beraubt werden dürte Jahre spater wurde der xleiche Schutz auch
für die Einzelstaaten der Unıion 1mM Rahmen der ıhnen zustehenden Oompe-
LeENZEN vorgeschrieben Es war die Aufgabe der Gerichte, dieser allgemeinen
Rıchtlinie jeweıils 1 Einzelfall der Anwendung verhelfen, die der
Ausgleich der öffentlichen Uun: privaten Interessen in jeder Stufe der politı-
schen un wirtschaftlichen Entwicklung erforderte. Es 1St ihnen, insbesondere
dem Obersten Bundesgerichtshof, gelungen, 1n der Rechtsprechung den Kon-
takt Z dem allgemeinen Lebensgefühl des amerikanischen Volkes und seinen
Vorstellungen VO  — iıner freiheitlichen Gesellschaftsordnung nıcht VOI-
lieren. Dıie einzige lebensgefährliche Erschütterung, die die Union erlebt

7 und Amendment ZUr Vertfassung der Vereinigten Staaten VO  3 Amerika.,
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der Bürgerkrieg Wr keine soziale Revolution kontinentalen Sinne
SO sind die Zusatzartikel VO  3 1791 un: 1568 auch heute noch die allgemein
bejahte Verfassungsnorm Ihre unNnprazıisc Fassung gESTALLEL CS daß die Ge:-
richte S1C gegebenentalls auch den wirtschaftlichen VWandlungen anpassch Es
1ST selbstverständlich dafß einzelnen heftige Auseinandersetzungen geführt
werden ber die tatsächliche Gleichbehandlung der KRassen und die
Auslegung des Verfassungsartikels, der das Verhältnis VO  b Kiırche und Staat
betrifit® e Verfassung als solche 15 ındes nıcht Streıit

Das englısche olk hatte das Jück nach den Kämpien des 1 Jahr-
hunderts keine Revolution mehr erleben Die Habeas-Corpus-Akte
1St Verfassungsgesetz, könnte aber VO  ; jedem Parlament abgeändert
werden ID &ibt bei dem Fehlen M geschriebenen Verfassungsurkunde
keine über dem Gesetz stehende Norm Die Abneigung der Engländer ZuUur
abstrakten Regelung gesellschaftlicher Tatbestände DIO futuro hat nıcht NUur
die Aufstellung juristisch durchdachter Grundrechtskataloge verhindert s$1e

hat auch TTT Folge daß bıs ZU. heutigen Tage C111 lückenloser gerichtlicher
oder verwaltungsgerichtlicher Schutz iıcht besteht? Die gesellschaftliche
Ordnung hat sıch bıs die JUNgSsLE Zeıit als genügend gefestigt erwIiesen daß
Bedrückungen der Freiheit als rechtswidrig empfunden werden Die soz1ale
Revolution ohne außeren Umsturz, die sıch ZUr eıit England vollzieht,
wiırft die rage auf, ob das englische olk NEUECN gesellschaftlichen Leit-
bildern gelangen wird.

Die auf dem Kontinent beliebte Kodifikation der Grundrechte hat den
Vorzug, die Krıiısen oftenbar machen S1e dient NC} Bilde des BC-
richtlichen Vertahrens sprechen, als Tatbestandsaufnahme Ihr Nachteil
1ST Kompromißtormulierung verschiedener wiıiderstreitender An-
sichten dazu tührt den Partnern ıhre Gegensätze allen Konsequenzen be-
wuflt machen und dadurch das Kompromi(ß erschweren VW ıe dem auch
sC1 die kontinentale Entwicklung hat sich WEN1LSCI kontinulerlich vollzogen
als die angelsächsische Jede Erschütterung bedurfte theoretischen AÄAus-
drucks CIMr abstrakten Formel

111

Als nach dem Zusammenbruch der staatlichen Organısatıon Deutschland
un nach der Zwischenperiode der Ausübung aller Staatsgewalt durch dıe
Besatzungsmächte dem deutschen Volke zunächst den Ländern und dann

westdeutschen Bund meStTatt: wurde, sıch CISCNC Verfassungen
geben, standen die Parlamente, die d1ie Entwürfe auistellten, OT: der Frage,
ob Sie das Verhältnis des Einzelnen Z un: 1011 Staat wieder
Katalog oberster Grundsätze zusammenftassen collten Konnten die Indivi-
dualrechte und das politisch-soziale Programm derart Worte ZCHOSSICH

Zusatzartikel von 1791
ISL VOT kurzem 1ST WwWEN1SSTENS C1N6 weitgehendc staatlıche Haftung tür Schäden eingeführt

worden, deren Zufügung den staatlıchen Organen zugerechnet ırd (Crown Proceedings Act 1947)
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werden, daß das Volk darın den Ausdruck einer gerechten Ordnung SAner
staatliıchen Gemeinschaft erblickte? Konnten die 1n dem „weiten Haupftteıil
der Weıiımarer Verfassung enthaltenen Unzulänglichkeiten überwunden WEeEI-
den oder War die Zerstörung der Gemeinsamkeiten 1im Volke während der
drei Jahrzehnte, die- dazwischenlagen, noch weıter fortgeschrıitten?

In einem Punkt hob sıch die Lage der Verfassungsgesetzgeber 1m Bund
un in den Ländern VO  3 derjenıgen der Weımarer Nationalversammlung
günst1g ab Es aD wieder eın schtes lıberales Freiheitspathos in Deutschland,
auf das sıch nach dem menschenunwürdıgen nationalsozialistischen System
das olk Christen, Liberale un Sozialisten einıgen konnten. Die Zeit
der Unterdrückung hatte den alten klassıschen Freiheitsrechten wieder
Glanz verliehen. Es hatte wieder 1Ne staatlıche acht gegeben, die nıcht MIt
dem Staatsvolk iıdentifiziert werden xonnte, deren Übermacht sich der Eın-
zelne, der nicht bereıt WarL. sich ZUr herrschenden Gruppe bekennen, schutz-
los gegenübersah. Der Gegensatz Individuum öffentliche Gewalt War

wıeder 1ın seiner alten Schärfe sichtbar geworden. Der Ruf nach der Freiheit
hatte also wieder echten revolutionären Klang

Der Sehnsucht nach ihrer Verwirklichung standen aber Kräfte e  >
die die Vertfassungsgarantie VO:  an Freiheitsrechten als leere Deklamation C1T-

scheinen lassen konnten. Die Vertreibung der Ostdeutschen hatte nıcht 1LLUL

das Rechtsgefühl als solches getroffen, sondern auch Zustände 1in Deutschland
gyeschaffen, die die praktische Durchsetzung VO  3 manchem der altesten und
festesten Satze auf VOTFrerst ıcht 1absehbare eıit 1n das eich der Iräume VOIr-

wı]esen. Die Freizügigkeit un die Wohnungsfreiheit wurden O8 ausdrück-
lich 1 Grundgesetz eingeschränkt !®. Für die Flüchtlinge Aaus der Ostzone gilt
eın besonderes Gesetz über die Notaufnahme 1}. Die Anwesenheit fremder
Truppen ın Deutschland hinderte iınen VO  ; deutschen Gerichten nachprüf-
baren Rechtsschutz Freiheitsbeschränkungen aut allıierte Anordnung.
Diese offenkundigen Tatsachen trugen dazu bei, dem Volke den Glauben
die Durchsetzbarkeit verfassungsrechtlicher Grundsätze erschweren!®.
Trotzdem entschlo{fß INa sich bereıits 1ın den 1 Wınter 946/47 CErSgans CNCIL
Verfassungen der süddeutschen Länder ZUr ausführlichen Regelung der
Grundrechte un bezog das gESaAMTE soz1ıale Leben e1In. Man wollte dadurch
ZU. Ausdruck bringen, daß diese Grundsätze Z notwendigen Bestand-
te1l] des Gemeinschaftslebens gehörten un da{fß inNa  ® jede Ordnung als
vollkommen empfinde, die nıcht die Annäherung der Wirklichkeit das
Ideal 1n dem aße durchsetzt, in dem 1€Ss überhaupt 1m Z Jahrhundert

den deutschen Verhältnissen möglich 1St Dıie Verfassungsgesetzgeber
ühlten also ebenso W 1E die französıische Konstituante Von 1789, als SiE

Artıkel D I9 ı A Abs
11 Bundesgesetz er die Notaufnahme VOoNn Deutschen ın das Bundesgebiet V O] 1950

1950, 367)
Im Besatzungsstatut VO: i A 1949 ($ verbürgen sıch die Besatzungsbehörden dafür, daß

alle Besatzungsdienststellen die Grundrechte jedes Staatsbürgers auf- Schutz willkürliche Ver-
haftung, Haussuchung oder Beschlagnahme, auf anwalrtliche Vertretung, auf Haftentlassung DCHCHIL
Sicherheitsleistung, wenn die stände es rechtfertigen, auf Verkehr 30881 den Angehörigen und auf
eine unparteische und unverzügliche Gerichtsverhandlung achten werden (Sammelbiatt 1951, 283)
Fur dıe Eeit VOrT Erlaß des Besatzungsstatuts Pa rtsch in AOEdO 1945, 71 Yn DS
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verkündete: „ JT’oute sOCIEtEe, dans laquelle la gyarantıe des droıts n’est Pas
assuree na point de constıtution“ 1:

Von dieser Überzeugung ließen sıch alle Mitglieder des Parlamen-
tarıschen Rates mMIiIt Ausnahme der Kommunisten leiten, als S1e das Grund-
RSESCIZ schuten Es estand unbestrittene Übereinstimmung, dafß LLLE  } eutsch-
and wieder einem Rechtsstaat machen musse. Die klassıschen Freiheits-
rechte wurden in die Verfassung aufgenommen, wobei 114  - dıe Formulie-
rungecn gegenüber Weımar verbessern versuchte.

„Rechtsstaat“ 1St zunächst ein tormaler Begrifft. Er besagt, da{fß 1mM Staats-
leben alles nach den Gesetzen un den ungeschrıebenen Rechtsnormen zugeht.
Dıiıese Definition genugt, solange das Verhältnis ZU echt unproblema-
tisch ISEt. Deshalb konnte Franz Schnabel SCNH, die Verwirklichung
des Rechtsstaates se1 die oroße historische Leistung des Liberalismus 1m
19 Jahrhundert gewesen ** Die Entartung des Rechtsstaates in einer Epoche,
1n der das echt 1 Sınne einer gerechten Ordnung mi1t dem un Miıt-
wıirkung der Volksvertretung zustandegekommenen Gesetz gleichgestellt
wurde, tührte nach WE1 Weltkatastrophen der allgemeinen Erkenntnis ım
Bewußftsein der Menschen, daß der Begrift des echts einer wertphilosophi-
schen Ausfüllung bedürfe.

In den Verhandlungen des Parlamentarischen Rates kamen drei Motive
ZUT Geltung: das christlich-naturrechtliche, das sozialıistische und das ıberale.
Diese Rıichtungen bezeichnen verschiedene Ausgangspunkte, ohne unbedingt
iın allen Fragen gegensätzlichen Ergebnissen gelangen. Die sozialıstische
Komponente betont die Pflichten gegenüber der Gemeinschaft durch FEın-
schränkung der und für sıch bejahten Freiheitsrechte des Indiıyiduums: <1e
ordert die Autnahme eınes sozı1alen Programms den Staatszweck un be-
rührt dadurch indırekt das lıberale Dogma der freien Entfaltung des Indıvi-
duums; denn Z1Dt keine soz1ale Sicherheit ohne Freiheitsbeschränkung. Die
christlich-naturrechtliche Auffassung begrenzt die Staatsgewalt durch oberste,
nicht VO Menschen stammende Persönlichkeitsrechte. Sie annn Je nach der
historischen Sıtuation i1ne ıberale oder sozjalıistische Akzentulerung haben

Dıie Streitpunkte, die 1mM Wege des Verfassungskompromisses der Eın-
gang meıner Ausführungen geschilderten Art geschlichtet werden mußten, be-
traten hauptsächlich WwWwe1 Fragen, 1n denen ‚us dem Naturrecht abgeleitete
Sitze der menschlichen Dıisposıtion unabdingbare Grenzen zıiehen: das Eıgen-
LEUMS- und das Erzıehungsrecht. Es zeigte sıch, dafß dıe Eıgentumsgarantie nıcht
mehr 1in einer detaillierten Formel gefalt werden kann, Ja daß 1nNne wairk-
same Garantıe durch jurıstische Miıttel nıcht möglıich 1ST. Der Erklärung des
Grundgesetzes, da{ß das Eıgentum gewährleistet werde, folgt sotort der
weıtere Satz, daß ha ch des Eigentums durch die Ge-

bestimmt werden 1 Es ISt bezeichnend, da{ß das echt auf Eigentum
be1 allen ıcht dem Kommunıismus vertallenen Völkern anerkannt wırd und
da{fß 1n unbedingter, lapıdarer Orm 1n die Deklaration der Menschenrechte

Art. der Declaration des droits de 1I’homme er du C1tO
14 Schna Fr Deuts Geschichte 1mM 19, Jahrhundert, : Auflage 1949, 104
15 Art. 14, Abs. I ebenso schon Art. 199: Abs der Weımarer Verfassung.
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der Vereinten Natıiıonen aufgenommen worden 1St. Als 1aber die Vereinten
Natıonen un spater die Beratende Versammlung des Europarates den Ver-
such machten, Aaus der Deklaration diejen1gen Bestimmungen herauszusuchen,

deren Durchführung die Staaten gewillt N, sıch vertraglich VCIL-

pflichten, mufite mMan den Eigentumsartikel wen1gstens iın den ersten Ent-
würfen weglassen. Nıcht NUur die Grenze des Eıgentums, sondern auch sein
Inhalt ISt der Gesetzgebung 'unterworten. Jedoch hat in  . in 7weEel1-
tacher Hınsıicht den Versuch gemacht, dem Gesetzgeber Schranken
CcN: Für Enteignungen mu{fß ine Entschädigung gewährt werden, die un

gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten
bestimmen ISt. Ferner 1St nicht möglich, das Eigentumsrecht als solches der-
Aart beschränken, daß praktisch völlıg ausgehöhlt wird 1' Keın Grund-
recht darf in seinem W esen angeLAaStEL werden. Die Spanne, die dem Gesetz-
geber verbleibt, LSt aber srofß SCHNUS, Streitiragen Anlaß geben, be1
denen die christliche Soziallehre erührt 1STt.

Das Erziehungsrecht der Eltern un die Rechte der Kirche als einer gOtt-
lıchen Institution sind iıcht in dem Umfang berücksichtigt worden, den christ-
ıche Abgeordnete gefordert hatten. Hıer erhebt sıch besonders die Frage, 1N-
W1eWelt Christen und Nıchtchristen ın einer demokratischen Verfassung 1n der
Lage sind, einen Frieden des ausgleichenden Kompromisses und der aktiven
Zusammenarbeit schließen oder NUr einen Wafenstillstand. Wır stehen
nıcht Nur ın Deutschland VOr der Tatsache, daß WIr in einem Staatswesen mit
Menschen zusammenleben, die nıcht uUunNsCIrer Überzeugung sind. Die VO  — der
demokratischen Staatsform hervorgebrachten un: geschützten Institutionen

Volksvertretung, parlamentarische Regierungskontrolle, rechtsstaatliche
Verwaltung und unabhängige Gerichte haben gezeigt, daß S1€ relatıv
besten gee1gnet siınd, die Freiheit des Menschen als einer sittlichen Persönlich-
eIt. erhalten. S1e biıeten dem Menschen des Jahrhunderts das hıc et.

LUIL1LC erreichbare Höchstma{fß Chancen, seine gottgegebene Willensfreiheit
NUutZCNH, sein ew1ges eıl fördern. In diesem Sınne haben die Ideen,

die 1m Interesse des Christentums das Bekennen ZUuUr Demokratie forderten,
sıch als richtig erwıesen, nachdem mıt der Verurteilung des Sıllon 1n Frank-
reich VOTr 4.(0 Jahren die renzen aufgewiesen 1, jense1ts derer dıie Iden-
tifizierung des Katholizismus mM1t einer estimmten Staatstorm unmöglıch ist.
Dıie Zulässigkeit des echten Kompromisses esteht ıcht der verfassungs-
rechtlichen Verankerung VO  - Regeln, die dem VO Lehramt der Kirche VOT-

andlich interpretierten Sıttengesetz widersprechen.
Die Rechtsordnung regelt das außere Verhalten der Menschen 1im Verkeh  X  -

miteinander und ıhr Verhältnis ZUT Gemeinschaft. Auft dem Boden der philo-
sophischen Rechtslehre, die der Christ vertritt,; weıl der Natur die
Offenbarung (Gottes lumıne ratiıonis humanae erkennt, annn kein VO'!

natürlichen Sıttengesetz losgelöstes echt geben. Die menschlichen Gesetz-
geber sind aber NUur durch wen1ge, MI1t der Vernunft conclusiıonem Aaus der
lex naturalıs ableitbare Satze ın eindeutig bestimmbarer Weise gebunden.

Art.
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Das Naturrecht übt gegenüber der Masse des pOostLven Rechtes LUr 1i1NCc
Kontrolltunktion AaUus Innerhalb dieser Grenzen 1S5T der Raum für das Kom:-
promıi(ß Es annn also Frieden, icht 1Ur A Waftenruhe zwıschen
katholischen un andersdenkenden Politikern gyeben, die Rahmen
Staatsverfassung Grundrechte tormulieren. Eın usammenwirken MM1t-
einander Z  — KRettung der menschlichen Freiheit iISTE möglich

Der derzeitige Dekan der Juristenfakultät Freiburg der Schweiz, W il-
helm 5 ald schreibt diesem Problem:

i1ne relig1öse Erklärung der Freiheitsrechte ann 1CnN Einfluß auf die
rechtliche Siıcherung des Menschen Gesamtbewußltsein der Völker NnUur C1r-
7zıielen WENN SIC sich Gespräch MTL Andersdenkenden auf dem alleemein
menschlichen Erkenntnisgrund halt. Die typisch kontessionel]l glaubensmäßig
begründeten Erkenntnisse sollten außerhalb allgemeinen Diskussion
über die Freiheitsrechte bleiben. Es wird damıt keineswegs dem einzelnen der
Verzicht auf den persönlichen Glauben OeMUTtEet ; - Das Menschenrecht
Gewissensfreiheit behält Geltung Wohl aber wird VO kontfessionell
Gebundenen der menschliche Großmut Erwartet Gespräch über die rel-
heitsrechte sıch der Gedankenfolge der menschlichen Vernuntft aNnzuDaSsSSCH

In den riften VO  3 Oswald VO ell Breunıing klingt 1Ne ÜAhn-
iıche Auffassung WCNN VO SS objektiven Staat spricht *® Die mensch-
iıche Gesellschaft der Raum und E1It verlaufende, verbindlich VOIL-

gegebene Handlungszusammenhang der Menschen Z.Ur Verwirklichung der
cbjektiven Kulturwerte. Solange WILr menschlichen Erkenntnisvermögen
ıcht grundsätzlich ıS werden wollen INnUSsSeN WILr ell--Breuning
daran festhalten, dafß dem Menschen grundsätzlich un darum auch g-
sellschaftlichen, öftentlichen und staatlıchen Leben möglıch ıIST, wahre VWerte
un! Scheinwerte unterscheıiden. Auch be]i tiefgreiftenden weltanschaulichen
Gegensätzen Alßt sıch C1iMhN ansehnlicher BSEMCINSAMEF, Bestand echten Wer-

teststellen.
Diese Betrachtung yeht VO  $ optimistischen Beurteilung der vernunfit-

gemäßen menschlichen Einsichtsfähigkeit AUS,. Dıie Gruppen des emokra-
tischen Staatswesens, die die Gesellschaft Lragcen, bejahen AaUus verschiedenen
Ootıven un IMN1T verschiedener Begründung dieselben Werte SO schr die
Rangskala der Werte, die jede VO  3 iıhnen nach ıhrem CISCHCH Biılde Vo  s} gesell-
chattlıcher Ordnung besitzt, VO  3 derjenıgen der anderen abweichen mag Sıe
treften sıch ı VWerten, die allen SECEMECINSAM sind. Jede ruppe kann ı dem
Kompromifß das die Sıcherung dieser VWerte Z Verfassungsgesetz der
staatlich geiormten Gesellschaft erhebt,; L1LLUTLr NC eıl ihrer Zıele verwirk-
liıchen Sıe verzichtet nıcht autf die Durchsetzung der übrigen, aber S1e akzep-

das Kompromifß weıl ihren ugen NCn echten Wert MI den
Mitteln der Rechtsordnung sichert

17 Oswald Die Frei:heitsrechte religiös metaphysischer Sicht, 9l „Die Freiheit des Bur-
gEeIs cchweizerischen Recht estgabe ZUr Hundertjahrfeier der Bundesverfassung Herausgegeben
VO:  »3 den Juristischen Fakultäten der schweıizerischen Fakultäten 19 bis 36 37/3

Beıitrage W örterbuch der Politik ett Zur christlichen Staatslehre Freiburg 1 Br
19458
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Das Kompromiß besteht also nıcht in der Preisgabe VO.  e} Werten nes

Vorteıls willen Die Schnittpunkte der Wertskalen der verschiedenen Grup-
PCH werden aufgesucht, die gemeinsamen Werte definiert und Ver-
fassungsschutz gestellt.

Die Notwendigkeıt eınes solchen Verfahrens 1St eın Zeichen der Krise ‚—

Gesellschaft. ber ze1gt den eiNZ1g gangbaren VWeg des Zusammen-
lebens weltanschaulich getrennter Gruppen in einem modernen Staat. Dıe
„objektiven“ Werte sind sicherlich 1Ur ein. Teil des Gesamtgebäudes der
christlichen Gesellschaftslehre. Sıe sind auch keın unabänderliches Gefüge
VO'  w Werten, die überall und allen Zeıten 1ın gleichem Umfang bejaht
werden. Mır dieser Einschränkung aßt siıch der Begriff des ‘ „objektiven“
Staates als des GemeLhnnwesens akzeptieren, dem die von den verschiedenen
weltanschaulichen Richtungen übereinstimnmend bejahten VWerte ausreichen,

der r publica einen dauernden alt gyeben.

Das Grundgesetz har sich icht VOoO  e Gott als dem Urgrund alles Geschafte-
abgeleıtet. Es baut aber auf dem gemeinsamen Glauben die Würde der

menschlichen Person auf Im ersten Artikel heißt „Die Würde des Men-
schen ISt unantastbar. Sie 1St achten un schützen, 1St Verpflichtung aller
staatliıchen Gewalt  C Daraus folgt das echt aut freıe Entfaltung der PersOn-
uchkeit: die klassischen Menschenrechte des Grundrechtskatalogs sind nıchts
anderes, als die Anwendung der allgemeinen Persönlichkeitsrechte auf die
einzelnen Aufßerungen der menschlichen Freiheıt. Die Würde des Menschen
1Sst aAlso der objektive Nert£; auf den INa  r sich geein1igt hat

Als Christen wissen WIr, da{fß diese Lösung unvollkommen SE Sie annn der
Ausdruck der Wahrheit se1n, da{ß der Mensch ın seiner Würde achten iSt,
weıl eine unsterbliche ele besitzt. Sıe ann aber auch ZUuUr Verschleierung
des Irtums VO  $ der menschlichen Autonomie dienen. Es handelt sıch also
1ne Kompromißformel, in die der Christ seinen Glaubenswert hineinlegen
kann ohne dafß dem Andersdenkenden verwehrt ist, sıch nıcht ZUE christ-

3

lichen Wahrheit bekennen.
Dıie Vertrage der christlichen Staaten des Abendlandes, 7zwischen denen siıch

das Völkerrecht bildete, wurden bis in nıcht allzuferne Vergangenheit ım
Namen der einen und unteilbaren Dreieinigkeit abgeschlossen un: stellten
dadurch die staatlıche Verpflichtung un die Anrufung Gottes 1m Sınne der
christlichen Offenbarung. In den Abkommen, denen das osmanıiısche eıich
beteiligt war, wählte Man dessen die Eingangsformel „Im Namen des
allmächtigen Gottes“® un überließ jedem Partner, die Vorstellung VO  (

Gott seiner eigenen Religion entnehmen. Auf diese Weıse konnte die
abendländische Völkergemeinschaft über ihren ursprünglichen Bereich hınaus
ausgedehnt werden. Es dauerte lange, hıs sich die Notwendigkeıt einer 11-
seitig verbindlichen Ordnung, die auch Nichtchristen umfaßte, durchsetzte.
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Dıie ér sten Kapıtulationen der französischen Könige Mut den Osmanısı  en
Sultanen wurden als Verrat der Sache des Christentums aufgefaßt. In der
Mıtte des Jahrhunderts War die internatıionale Verflechtung stark
worden, da{ß INa  z} die Türkei ausdrücklich 1n das europäisch-abendländische
Konzert aufnahm.

Wır stehen autf den innerstaatlichen Bereıich übertragen ın einer Ühn-
lıchen Entwicklung. Das Verfassungskompromiß zwischen den verschiedenen
Rıchtungen innerhalb der Schranken des Sıttengesetzes 1St 1n den Demokra-
tien des Jahrhunderts der einzıge Weg, die Entfaltung des Menschen
durch die Miıttel der Rechtsordnung siıchern.

Dıie Grundrechte der Bonner Vertfassung stellen den gemeinsamen Nenner
dar, auf den sich das Wertbewußtsein der Deutschen noch bringen aßt Ihr
liberales Pathos entspricht der C e1 Überzeugung. Die streitigen
Punkte, insbesondere die kulturellen Fragen un die Probleme der Sozial-
und Wirtschaftsordnung, sınd 1Ur angedeutet, aber iıcht 1m einzelnen g-
regelt worden. Man hat s1e teilweise den Verfassungen der Länder, teilweise
der Entwicklung der Bundesgesetzgebung überlassen.

Zu einer authentischen Definition des modernen Staates un seiner Zwecke
1St also Onnn ebensowenig W1€ Weımar gelangt. Die elt 1St für eine solche
Selbsterkenntnis immer noch nıcht reif. Das gemeiınsame Wertmaxımum aller
Deutschen begreift zweifellos die alten Freiheitsrechte 1n sich: umfta{flt
ferner das Bewußtsein A} der Notwendigkeit einer stärkeren Begrenzung
der Individualrechte, als s1e die ıberale Bewegung des Jahrhunderts
erkannte. Die Akzente sind VO  -} dem liberalen auf den soz1alen Rechtsstaat
verschoben.

Die Menschenrechte können 1im 20 Jahrhundert nıcht mehr für sıch allein
gesehen werden. Dıie subjektiven Rechte den Staat erzeugen zunächst
die entsprechenden Grund p I9 Auch diese Antithese folgt noch der
Denkweise des durch die yroße Revolution eingeleiteten VErgaNgENECN Jahr-
hunderts. Der 1LCUEC Versuch ıner Kodifikation, die dem VW esen der modernen
Gesellschaft gemäls 1St, wıird VO  3 dem VWert, der Verfassungsgarantie
vestellt werden söll; ausgehen müssen, also VO Eıgentum, der Familie, der
Selbstverwaltung berutflicher und kommunaler Verbände, un dann
Rahmen der Institution die Stellung des Einzelnen ın seinen Rechten un
Pflichten bestimmen mussen.

Dıie liıberalen Rechte, die Gemeingut der abendländischen Völker geworden
sind, werden auch diesem Gesamtbild der gesellschaftlichen Ordnung
ıhren Platz behalten.

Die Liberale Gegensätzlichkeit „Einzelner Staat“ 1St VO  ] Hause
nıcht der Ansatzpunkt der christlichen Staatsıiıdee. Die Übermacht des moder-
NCM Staates un der Mangel einer menschenwürdigen, der Heıilsbestimmung
des Menschen gerecht werdenden Ordnung hat die Christen die Seite derer
LreLeN lassen, die die . öftentliche Gewalt ZUr Erhaltung ihrer Freiheit be-
schränken wollen.

Maurice Hauriou hat die Bedeutung der rechtlich geformten objektiven
Ordnung 1m Verhältnis den subjektiven Antrıeben Freiheit un Macht iın
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der kurzen Forme]l umschrieben „L’ordre n est une lımıte le droit est
une lımıte 19 Das echt die sozialen Gewalten C1IN, aber schaftt

S1C nıcht Dıie Rechtsordnung kann der VO  _ der Einheit des Glaubens abge-
fallenen modernen Gesellschaft nıcht die SCMEINSAMEC metaphysische Orijen-
LIerUuUNgG zurückgeben

urch rechtstechnische Mıttel alleın Verfassungsgarantie, umtassende
Verwaltungsgerichtsbarkeit und gvesetzmäisıg handelnde Behörden ßr
sıch dieses Ziel ıcht erreichen. S1e sind aber Cin wichtiges Miıttel, das unserer

Dıisposıtion steht, Bereiche des Verkehrs IN1E dem Nebenmenschen und
MM1L der estaatlichen Gewalt ı der untfer der Erbsünde eidenden Welt die Ver-
wirklichung der göttlichen Erlösung Öördern

Die Durchsetzung der Grundrechte, die SCS Verfassung ernNeut prokla-
hat 1STt der eIit des Übergangs und der Unsicherheit der WI1r

leben ständig bedroht und 1Ur un vollkommen erreichbar Wır 1L1USSCIL hoffen,
daß dieser Zustand nicht Jange SeCNUS anhält urn die Skepsis die Wıirk-
samkeıt VO  - Verfassungssätzen, der 1119  > häufig Deutschland begegnet,
S StE1S  9 daß die Überzeugung VO Wert der Menschenrechte als
unverzichtbaren Bestandteils der gesellschaftlıchen Ordnung verloren geht.
Dıie Getahr entsteht au dem Bedürfnis nach Sicherheit, das ı hoffnungslosen
Massen das Streben nach Freiheit ersticken ann hne C1M Mindestmafßß
soz1aler Sıcherheit gedeiht die Freiheit allerdings nıcht Der moderne Staat
MU: also bestrebt SCIN, SIC gewähren, Zut CT VETMAS Aber sofort CI-

hebt siıch Einwand Die Freiheit wird durch die Ausweıtung der Aaat-
lichen Fürsorgeaufgaben bedroht Auch das Zuvael soz1ıaler Sicherheit
ann dem eıl des Menschen entgegenwirken, weiıl SIC ıhm die Verantwor-
CunNg für sıch selbst abnimmt Die Grenze 1ST Nachkriegsdeutschland mMI1
seiNen unausgeglichenen Verhältnissen, den Millionen VO Flüchtlingen und
durch die Kriegsfolgen leidenden Menschen sicherlich ZUr eıt iıcht erreıicht
ber S1C annn überschrıitten werden WENN das Getühl der Verantwortung
des Einzelnen schwach 1ST dafß bereit 1STt die Freiheit verkauten

Dıie Menschenrechte sind Namen Deutschlands mıßachtet worden Das
deutsche olk hat S1e wieder Zu Wesensbestandteil Grundordnung
gemacht Es bemüht sıch SIC nach SC1LNCHN Krätten verwirklichen Wır
Christen glauben, der Mensch als das Ebenbild Gottes erschaften wurde
un: da{ß dies Würde ausmacht. Wır sind daher i Gewissen verpflichtet,
durch die Anwendung der Menchenrechte ı öfftentlichen Leben den treıien
Raum erkämpfen un! erhalten, den die Seele braucht, irdischen
Leben ıhr Heil wirken Wır gehen diesen VWeg INItt den andern SCMECINSANM,
denen die Würde der Person ein hohes Gut IST, auch dem Irrtum
befangen SC1N, die Freiheit ohne Gott durch eine Ethik ewahren

können
Die qcAristliche Haltung Z Staat erschöpft sıch iıcht der Achtung der

gefährdeten Rechte der Einzelnen Auch iıhr Gesetz 1ST das und größte
Gebot die Liebe Gott un den Menschen

Precis de Droit constitutionnel 1925, 6/
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Präambel

1D die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Famiılie
kommenden Würde un ıhrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die
Grundlage VOonn Freiheıit, Gerechtigkeit un Frieden in der Weltr bıldet,
da Geringschätzung un: Mifßachtung der Menschenrechte barbarıschen
Handlungen geführt haben, die das Gewissen der Menschheit emporten, un:

da der Autfbau einer VWelt, in der jeder ede- un Glaubensfreiheit sSOW1e
Freiheit VO  > Furcht und Not genleßßt, als höchstes menschliches Ziel verkündet
worden ISt,
da die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechts geschützt werden
mussen, wWwWenNnn nıcht die Menschen ZU Aufruhr SCcCSCH ITyranneı un: Unter-
drückung als etfztem Mıttel greifen sollen,
da nötıg 1lst, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen
Natıionen tördern,
da die Völker der Vereinten Nationen in der Satzung erneut iıhren Glauben

die grundlegenden Menschenrechte, die Würde und den Wert der mensch-
lichen Persönlichkeit sSOW1e die Rechtsgleichheit VO  —$ Mannn und au bestätigt
und beschlossen haben, soz1alen Fortschritt un: bessere Lebensbedingungen
bei größerer Freiheit fördern,
da die Mitgliedsstaaten sıch verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mIiIt den
Vereinten Natıonen die Förderung der allgemeinen Achtung un: Wahrung
der Menschenrechte un: Grundfreiheiten erstreben,
da ıne gemeinsame Auffassung ber jene Rechte und Freiheiten Von höchster
Bedeutung für die volle Durchführung dieser Verpflichtung ISt,

verkündet
die Generalversammlung

die vorliegende allgemeine Erklärung der Menschenrechte als gemeinsame
Richtschnur tür alle Völker und Natıionen, damıt jeder einzelne und alle
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Urgane der Gesellschaft MIt dieser Erklärung ständig VOTLT Augen sıch bemü-
hen durch Belehrung und Erziehung die Achtung VOrTr diesen Rechten und
Freiheiten entwickeln und durch tortschrıittliche 199081940 un: zwıschenstaat-
ıche Ma{fßnahmen ıhre allzemeine un: wıiırksame Anerkennung und Wahrung

siıchern und War den Völkern der Mitgliedsstaaten selbst WIC
den Völkern der ihrer Herrschaft gehörıgen Gebiete

Artıkel
1Tle Menschen werden frei und gleich Würde und Rechten geboren Sıe

S1N: IMI Vernunftt un: Gewissen begabt un sollen sıch 7zueinander Geilst
der Brüderlichkeit verhalten

Artıkel
Ne Menschen ohne Unterschied insbesondere ohne Rücksicht aut Rasse,
Farbe, Geschlecht Sprache, Relıg10n, polıtische oder Überzeugung,
natiıonale oder sozaale Herkunft Vermögen Geburt oder andere Um:-
stände, können alle dieser Erklärung niedergelegten Rechte und Yrel-
eiıten für sıch AÄnspruch nehmen
Außerdem dart eın Unterschied auf Grund der politischen, {IS- oder
völkerrechtlichen Stellung des Landes oder Gebietes gemacht werden,
dem jeman: gyehört mMag ein unabhängiges Treuhand- oder CIM

unselbständiges Gebiet SC11H oder irgendeiner anderen Beschränkung
der Staatshoheit stehen

Artikel
Jeder hat das echt auf Leben Freiheit und Sıcherheit der Person

Artikel
Nıemand darf Sklaverei oder Abhängigkeit gehalten werden: Sklavereı

und Sklavenhandel jeglicher orm sınd verboten

Artıkel
Niemand darf der Folter oder Zrausamcr, unmenschlicher oder demütigen-

der Behandlung oder Bestrafung aAaUSZESETZT werden

Artıkel
Jeder hat Anspruch darauf, überall als Rechtspersönlichkeit anerkannt
werden.

Artıkel
1e Menschen sind VOT dem Gesetz yleich und haben hne Unterschied

Recht auf gleichen Schutz des Gesetzes 1le haben Anspruch auf yleich-
mäßigen Schutz jede Diskriminierung, diıe diese Erklärung verletzt,
un jede Anreizung solchen Diskriminierung

Artikel
Jeder hat das echt VO  3 den zuständigen innerstaatlichen Gerichten wirk-
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S4a|Ille Abhilfe Verletzungen der iıhm durch Verfassune oder (Gesetz
gewährten Grundrechte verlangen

Artikel
Niemand darf willkürlich festgenommen, verhaftet oder AaUSSCWICSCHL

werden.
Artıkel 70

Be1 Feststellungen SC11HCL echte un:! Pflichten iıhn B m

hobenen strafrechtlichen Beschuldigung hat jeder voller Gleichheit AÄAn-
spruch auf ANSCHMICSSCHCS und öfftentliches Gehör Vor unabhängıgen un:
parteiıischen Gerichten

Artıkel
Jeder stratfbaren Handlung Beschuldigte hat Anspruch darauf,
lange als unschuldig angesehen werden, als Schuld ı öffent-
lıchen Verfahren, 1 dem ıhm alle für Verteidigung not1gen Sıcher-
heiten gewährleistet N, iıcht gemäß den Gesetzen nachgewilesen 1STt
Niemand dart Verbrechens auf Grund ET Handlung oder
Unterlassung verurteilt werden die Zeitpunkt ihrer Begehung nach
NNCI - oder 7zwischenstaatlichem S nıcht stratbar Wr soll e1ine
schwerere Bestrafung eintreien als die, die be1 Begehung der stratbaren
Handlung angedroht WAarTr

Artikel
Niıemand darf willkürlicher Einmischung SC11I1 Privatleben Famiuılıie,

sC1iMN Heım oder SC1NCIN Briefwechsel oder Angriffen auf Ehre und
SC1LIHCIN Ruft auSgeSELZt werden Jeder hat Anspruch auf den Schutz des Ge-
SELZES solche Einmischung oder Angriffe

Artıikel
Jeder hat das echt auf Freizügigkeit un: Aufenthalt innerhalb der Gren-

aller Staaten
Jeder hat das echt jedes beliebige Land einschließlich sCe1NESs CEISCHCNHN
verlassen SC11 Land zurückzukehren

Artikel
Jeder hat das echt anderen Ländern Zuflucht (Asyl) vor Verfolgung

suchen un: finden.
ıne Berufung autf dieses Recht 1STt jedoch ausgeschlossen, sofern die er-
folgung wirklich auf NC Verbrechen des M} echts der einem
Verhalten beruht, den 7 wecken un: Grundsätzen der Vereıinten
Natıonen widerspricht

Artıkel 75

Jeder hat Anspruch auf C1116 Staatsangehörigkeit.
Niemandem dart sSEC111C Staatsangehörigkeit willkürlich ENTIZOZECN, noch darf
jemand das echt aberkannt werden, Staatsangehörigkeit wechseln.
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Artıkel
Volljährige Mäaänner und Frauen haben ohne Rücksicht AUTI Rasse, Staats-
angehörigkeit Oder Religion das Recht, C11C Ehe einzugehen und WG

Famılıe gründen O1e haben yleiche Rechte bezug autf die Eingehung,
das Bestehen und die Auftflösung der Fhe
1ne Ehe soll Ur be1 freier un! wirksamer Einwilligung der künftigen
Ehegatten geschlossen werden.
Die Famiıilie 1ST die natürliche und srundlegende Einheıit der Gesellschaft.
Sie hat Anspruch auf den Schutz der Gesellschaft un des Staates.

Artıikel
Jeder hat das echt allein und Gemeinschaft MI1ITt anderen Eıgentum
innezuhaben
Niemand soll wıillkürlich SC111C5 Eıgentums beraubt werden

Artıikel
Jeder hat das echt auf Gedanken- Gewissens- und Religionsfreiheit;

dieses echt enthält die Freiheit die Religion oder den Glauben Za wechseln,
un die Freiheit, die Religion oder den Glauben allein oder Gemeinschaft
MIt anderen OWI1C öftentlich der privat durch Lehre Ausübung, Gottesdienst
un: Erfüllung religiöser Vorschriften bekennen

Artıkel
Jeder hat das echt autf Meınungs- und Äußerungsfreiheıit, insbesondere

das echt 5  n Überzeugungen nıcht beunruhigt werden un:
Nachrichten und Gedanken durch jedes Ausdrucksmittel un: unabhängig VO  S

rTeNzen einzuholen, empfangen un: verbreiten

Artıkel
lle Menschen haben das Recht, siıch friedlichen Zwecken versammeln
und Vereinigungen zusammenzuschließen.
Nıemand darf CZWUNSCH werden, Vereiniugung anzugehören

Artikel 21

Jeder hat das Recht, der Regierung SC1MECS Landes unmittelbar oder
durch freigewählte Vertreter teilzunehmen.
Jeder hat SC1LNCIH Land das echt auf gyleichen Zugang öffentlichen
Ämtern
Der Volkswille coll die Grundlage der Regierungsgewalt bilden soll
unvertfälscht un: regelmäfßigen Abständen durch allgemeine und gyleiche
Wahl und gyeheime oder 1G der geheimen gleichwertige freie Abstimmungz
ausgedrückt werden

Artıkel
Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft echt auf sozaale Sıcherheit und An-

spruch darauf durch innerstaatliche Ma{fßßnahmen oder ıinternatıiıonale Zl
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sammenarbeit und gemäfß dem Autbau un: den Mitteln jeden Staates 1n den
Genufß der wirtschaftlichen, soz1alen un kulturellen Rechte kommen,
die für seine VWürde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit UNUI-

gänglıch sind.
Artıkel 23

Jeder hat das echt auf Arbeit, freije Wahl seiner Beschäftigung, angeMCS-
SCI1LC un befriedigende Arbeitsbedingungen un! Schutz CO Arbeıits-
Josigkeıit.
Jeder ohne Unterschied hat das B auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
Jeder, der arbeitet, hat Anspruch auf AaNSCMESSCHC und befriedigende DBe-
zahlung, die ıhm un: seiner Familie ıne menschenwürdige Ex1istenz sichert
un: die, sotern erforderlich, durch andere soz1ale Schutzmaßnahmen CT -

Yanzt werden soll
Jeder hat das Recht, zZzu Schutz "seiner Interessen Fachvereinigungen
bilden oder solchen beizutreten.

Artikel
Jeder hat das S auf uhe un: Freizeılt, insbesondere aut aNZSCMCSSCILC

Begrenzung der Arbeitsstunden un regelmäßigen bezahlten Urlaub.
Artıikel 25

Jeder hat Anspruch aut eine Lebenshaltung, die seine und seiner Famılie
Gesundheit un: Wohlfahrt sichern imstande 1St, insbesondere auf Nah-
rung, Kleidung, Wohnung, arztliche Fürsorge un: erforderliche soziale
Leistungen. Er hat außerdem das Recht auf Siıcherheit bei Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Wiıtwenschaft, Alter oder 1ın anderen
Fällen, in denen die Miıttel seinem Unterhalt durch Umstände VeEer-

lıert, die unabhängıg VO  - seinem W ıllen siınd
Multter und ınd haben Anspruch auf besondere Fürsorge un Hılfe 1lle
Kinder, mOögen s1e 1N- oder außerhalb der Ehe geboren se1n, sollen den
gleichen soz1alen Schutz genießen.

Artikel 26

Jeder hat das echt auf Ausbildung. Wenigstens 1n den FElementar- und
Grundstuten soll die Ausbildung kostenlos se1n. Dıe Elementarausbildung
soll obligatorisch se1in. Dıie technische un fachliche Ausbildung ol] all-
gemeın zugänglich se1n, un die 4Ööheren Studien sollen jedem vemäaß
seinen Fähigkeiten oftenstehen.
Dıie Ausbildung oll darauf gerichtet se1n, die menschliche Persönlichkeit
voll entwickeln und dıie Achtung tür Menschenrechte und Grundtfrei-
heıiten stärken. Sıe soll Verständnis, Duldsamkeit un Freundschaft
7zwıschen allen Natıonen und allen rassıschen oder relig1ösen Gruppen
entwickeln und die Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Erhaltung
des Friedens Öördern.
In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der Erziehung be-
stımmen, die ihre Kınder genießen sollen.



EN:  EL ERKLÄRUNG DE MENSCHENRECHTE

Artikel
Jeder hat das Recht, dem kulturellen Leben der Gemeinschaftt frei teil-
zunehmen, siıch den Künsten erfreuen un dem wissenschaftlichen
Fortschritt un: seinen Ergebnissen Anteıl haben
Jeder hat Anspruch auf Schutz der ideellen und Vermögensinteressen, die
siıch Aaus seiner wissenschaftlichen, literarıschen oder künstlerischen Urheber-
schatt ergeben.

Artikel
Jeder hat Anspruch auf eine soz1iale und internationale Ordnung, in der

die 1n der vorliegenden Erklärung niedergelegten Rechte und Freiheiten voll
verwirklıicht werden können.

Artıikel
Jeder hat Pflichten die Gemeinschaft, in der allein ıhm die treie un
volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglıch 1St.
Be1 der Ausübung seiner echte un dem Genufß seiner Freiheiten ol
jeder 11ULr den Beschränkungen unterliegen, die die Gesetze dem
schliefßlichen Zwecke angeordnet haben, die Anerkennung un: Achtung
der echte und Freiheiten anderer siıchern und dıe aNSCMCSSCHECH Er-
fordernisse der Moral, öftentlichen Ordnung und allgemeinen Wohltahrt
einer demokratischen Gesellschaft erfüllen.
Dıiese Rechte und Freiheiten dürten keinestfalls 1m Widerspruch mi1t den
Zwecken und Grundsätzen der Vereıinten Natıonen ausgeübt werden.

Artikel
Keıine Bestiımmung dieser Erklärung dart ausgelegt werden, als ob s$1e

einem Staat,. einer Gruppe oder einer Person das Recht 21Dt, 1ne Tätigkeit
betreiben oder ine Handlung begehen, die die Aufhebung der hier

niedergelegten echte und Freiheiten ezweckt.
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UR  CH KONVENTIO ZU SCHUTZE
DE ENSCHENRECHTE UN UNDFREI-

EITEN VO 1950

Die Unterzeichner-Staaten sind Belgien, Dänemark Frankreich Bundesrepublik Deutschland
Island Irlaud Italıen, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Daar, Türkei, Großbritannien

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Konvention ratıfiziert durch Gesetz VO: August 1952
(Bundesgesetzblatt el 11 685)

In rwagung der Universellen Erklärung der Menschenrechte, die VO der
Allgemeinen Versammlung der Vereinten Natıonen Dezember 1948
verkündet wurde:

der Erwagung, daß diese Erklärung ezweckt die unıverselle und wirk-
S4111 Anerkennung un: Einhaltung der darin erklärten Rechte gewähr-
eisten

der Erwägung, dafß das Ziel des Europarats die Herbeiführung
yrößeren Eınigkeit SCINCNHN Mitgliedern 1ST und da{ß der Mittel ZuUur

Erreichung dieses Zieles der Wahrung un der Entwaicklung der
Menschenrechte und Grundtfreiheiten esteht

Bekräftigung ihres tiefen Glaubens diese Grundifreiheiten,
welche die Grundlage der Gerechtigkeit und des Friedens der Welt bilden
un deren Aufrechterhaltung wesentlich auf wahrhaft demokratischen
polıtischen Regıme eiINErSEITLSs unı auf SCMEINSAMECN Auffassung und
Achtung der Menschenrechte andererseits beruht VO  e} denen SIC sıch herleiten:

entschlossen als Kegierungen europäischer Staaten, die VO gleichen Geiste
eseelt sınd un CN SCMCINSAMCS Erbe SCISLIHCHN Guütern politıschen
Überlieferungen, Achtung der Freiheit un Vorherrschaft des Gesetzes be-
SıTZzen, dıe ersten Schritte auf dem Wege kollektiven Garantıe g-
WI1SSCr der UnıLuyersellen Erklärung verkündeter Rechte unternehmen:

vereinbaren dıe unterzei  neten Regierungen und Mitglieder des Kuropa-
folgendes:

Artikel
Dıie Hohen Vertragschließenden Teıle sıchern allen iıhrer Herrschaftsgewalt

unterstehenden Personen die Abschnitt dieser Konvention nıedergelegten
Rechte un Freiheiten

SO
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SCHNITTI

Artıkel
(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wırd gesetzlıch geschützt. Ab-

gesehen VO der Vollstreckung eines Todesurteils, das VO  w} einem Gericht 1
Falle eines mMi1t der Todesstratfe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden
Ist, darf ine absichtliche Tötung nıcht VOrSCchOMmMC werden.

(@2) Dıie Tötung wird icht als Verletzung dıeses Artikels betrachtet, wenn
Ss1€e sıch AaUSs einer unbedingt ertorderlichen Gewaltanwendung ergibt:
a) die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewalt-

anwendung sicherzustellen:
ıne ordnungsgemäße Festnahme durchzutführen oder das Entkommen

eıner ordnungsgemäfß festgehaltenen DPerson verhindern:
C) 1 Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Autstand untfer-

drücken. Artikel
Niemand dart der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strate

oder Behandlung unterworften werden.

Artiıkel
(1) Niemand darf 1n Sklaverei oder Leibeigenchaft gehalten werden.
(2) Niemand darf CZWUNgCN werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit Z NVGI=

richten.
(3) Als „Z,wangs- oder Pilichtarbeit“ 1 Sınne dieses Artikels ilt nıcht

2) jede Arbeıt, die normalerweise VO  3 einer Person verlangt wırd, die untfter
den VO Artikel der vorliegenden Konvention vorgesehenen Bedingun-
SCH in aft gehalten oder bedingt freigelassen worden ıst
jede Dienstleistung militärischen Charakters, oder 1m Falle der Verweige-
un A4US Gewissensgründen in Ländern, diese als berechtigt anerkannt
1St, ine sonstıge Stelle der militärischen Dienstpflicht tretende Dienst-
leistung;

C) ede Dienstleistung 1mM Falle VO'  ; Notständen und Katastrophen, die das
Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen:
jede Arbeıt oder Dienstleistung, die den normalen Bürgerpflichten
gyehört. Artikel
(®) Jeder Mensch hat eın echt auf Freıiheit un Sicherheit. Dıiıe Freiheit

dart eiınem Menschen LUr 1ın den folgenden Fällen un I11Ur auf dem ZESCLZ-
lich vorgeschriebenen VWege werden:
a) WeNn rechtmäfig nach Verurteilung durch ein zuständiges Gericht 1ın
aft gehalten wird;
WEeNn rechtmäßig festgenommen worden 1St oder in aftt gehalten wird
WESC Nichtbefolgung eınes rechtmäßigen Gerichtsbeschlusses oder ZUr Er-
ZWingung der Erfüllung einer durch das Gesetz vorgeschriebenen Ver-
pflichtung;
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C) wenn rechtmälßig festgenommen worden 1ST oder att gehalten wird
ZU 7Zwecke SC1NCL Vorführung VOrTr die zuständige Gerichtsbehörde, sotern
hinreichender Verdacht dafür besteht, da{ß der Betreftende 1Ne stratbare
Handlung begangen hat, oder begründeter Anlaß der Annahme esteht
daß notwendig 1iSt den Betreftenden der Begehung stratbaren
Handlune oder der Flucht nach Begehung solchen verhindern
wenn sıch die rechtmäßige aft C118 Minderjährigen handelrt die
A Zwecke überwachter Erziehung angeordnet 1ST der die recht-
mäfıge Hafrt C1NCS solchen, die zwecks Vorführung VOT die zuständige Be-
hörde verhängt 1SE

e) WE sıch rechtmälfßıger aft efindet, weıl 1Ne Gefahrenquelle
für dıe Ausbreitung ansteckender Krankheiten bıldet oder weil ZEISLES-
krank Alkoholiker rauschgiftsüchtig oder Landstreicher 15%
WCNN rechtmäßig festgenommen worden 1ST oder alt gehalten wird
weil daran yehindert werden soll unberechtigt das Staatsgebiet e1inN-

zudrıngen, oder weil er VOI ıhn schwebenden Auswelsungs-
der Auslieferungsverfahren betroften 1ST

(2) Jeder Festgenommene MU: unverzüglich un! ıhm verständ-
lıchen Sprache ber dıe Gründe SC1INEr Festnahme un! ber die ıh
erhobenen Beschuldigungen unterrichtet werden

®) Jede nach der Vorschrift des Absatzes C) dieses Artikels festgenom-
INCNE oder att yehaltene Person mMu: unverzüglıch Rıchter oder
eiNnem anderen, gesetzlich ZuUur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtig-

Beamten vorgeführt werden Er hat Anspruch auf Aburteilung iınnerhalb
ANZSEMESSCHECN Frist oder auf Haftentlassung während des Verfahrens.

Die Freilassung annn VO  3 der Leistung Sicherheit für das Erscheinen
VOTr Gericht abhängig gemacht werden.

(4) Jeder, der SCUHNGT: Freiheit durch Festnahme oder aft eraubt IST hat
das echt Vertfahren beantragen, dem Vo  w} Gericht 11VOI-

züglich über dıe Rechtmäßigkeit der att entschieden wırd un Falle der
Widerrechtlichkeit Entlassung angeordnet wird

(5) Jeder, der5den Bestimmungen dieses Artikels VONN Festnahme
oder aft betroften worden iISt hat Anspruch aut Schadenersatz

Artikel
(1) Jedermann hat Anspruch darauf da{ß Sache billiger We1ise Ööfftent-

lich und innerhalb ANSCHMICSSCHNCH FErist gehört wird un WAar VO  >;

unabhängigen und unpartelischen aut Gesetz beruhenden Gericht das über
z1ıvilrechtliche Ansprüche un Verpflichtungen oder über die Stichhaltigkeit
der ıh erhobenen stratrechtlichen Anklage entscheiden hat Das
Urteıl MUu öftentlich verkündet werden, jedoch kann die Presse un die
Oftentlichkeit während der Verhandlung oder Teıles der-
selben Interesse der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung der der at10-
nalen Sicherheit C1NCINMN demokratischen Staat ausgeschlossen werden, oder
WECNN die Interessen VO  e Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der
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Prozefßparteien verlangen oder, unı Wr besonderen Umständen,
wenn die öffentliche Verhandlung die Interessen der Gerechtigkeit beein-
trächtigen würde, in diesem Falle jedoch NUur 1n dem nach Auffassung des (Ge-
richts erforderlichen Umfang.

(2) Bıs A gesetzlichen Nachweıs seiner Schuld wird V  D  ‘9 da{fß der
SCn einer estratbaren Handlung Angeklagte unschuldig 1SEt.

(3) Jeder Angeklagte hat mındestens (englischer Text), iınsbesondere (Iran-
7zösıscher Text) die folgenden Rechte

a) unverzüglich in einer tür ıh: verständlichen Sprache 1n allen Einzelheiten
über die Art und den Grund der iıh erhobenen Beschuldigung in
Kenntnıis DESECTZL werden;:
über ausreichende eIt un Gelegenheıit ZUuUr V9rbereitung seiner Verte1i-
digung verfügen;

C) sıch celbst verteidigen oder den Beistand e1INeSs Verteidigers seiner Wahl
erhalten und, talls ıcht über die Mıttel ZU1 Bezahlung eines Ver-

teidigers verfügt, unentgeltliıch den Beistand eines Pflichtverteidigers 1:

halten, WE dies 1mM Interesse der Rechtspflege erforderlich ISC:
Fragen die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen un die
Ladung und Vernehmung der Entlastungszeugen NTier denselben Bedin-
SUNsSsCH WI1e die der Belastungszeugen erwirken:

3) die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, WC111

(der Angeklagte) die Verhandlungssprache des Gerichts nıcht versteht oder
sıch ıcht darın ausdrücken kann.

Artıkel
(1) Niemand kann D einer Handlung oder Unterlassung verurteilt

werden, die ZUr eıit iıhrer Begehung nach inländischem oder internationalem
echt nıcht stratbar WAar, Ebenso dart keine höhere Stratfe als die im Zeit-
punkt der Begehung der stratbaren Handlung angedrohte Strate verhängt
werden.

(2) urch dieseh Artıkel dart die Verurteilung oder Bestrafung einer Per-
SO  e} nıcht ausgeschlossen werden, die sich einer Handlung oder Unterlassung
schuldig gemacht hat, welche 1mM Zeitpunkt ihrer Begehung nach den allge-
meınen VO  3 den zivilisıerten Völkern anerkannten Rechtsgrundsätzen strat-
bar WAar.

Artıkel
(1) Jedermann hat Anspruch aufAchtung se1nes Priıvat- un! Familienlebens,

se1iner Wohnung und se1ines Briefverkehrs.
(2) Der Eingriff einer Söfftentlichen Behörde 1n die Ausübung dieses Rechts

ISt 1Ur statthaft, insoweıt dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen 1sSt und eine
Maßnahme darstellt, die 1n einer demokratischen Gesellschaft tür die natlo-
nale Sicherheit, die öffentliche Ruhe un! Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und ZuUur Verhinderung VO  a strat-
baren Handlungen, Z Schutz der Gesundheit un: der Moral oder un

Schutz der echte un Freiheiten anderer notwendig ISt.
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Artikel
(1) Jedermann hat AÄAnspruch aut Gedanken-, Gewissens- un Religions-

freiheit; dieses echt umta{(t die Freiheit des Einzelnen ZU Wechsel der
Religion oder der Weltanschauung sSOWwl1e die Freiheit, seine Religion oder
Weltanschauung einzeln oder 1n Gemeinschaft mMiıt anderen öftentlich der
privat, durch Gottesdienst, Unterricht, durch dıe Au;übung un Beachtung
relig1öser Gebräuche auszuüben.

(2) Die Religions- un: Bekenntnistreiheit darf ıcht Gegenstand anderer
als VO) Gesetz vorgesehener Beschränkungen se1n, die in einer demokra-
tischen Gesellschait notwendige Ma{ißnahmen 1im Interesse der öftentlichen
Sıcherheıit, der öftentlichen Ordnung, Gesundheit und Moral oder für den
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer S11

Artikel
(1) Jeder hat AÄnspruch auf freıie Meinungsäußerung. Dıieses echt schliefßt

die Freiheit der Meınung und die Freiheit ZUuU Empfang und ZUr Mitteilung
VO  - Nachrichten oder Ideen ohne Eingriffe öftentlicher Behörden un hne
Rücksicht auf Landesgrenzen U Leser Artikel schlie{ßst nıcht x& dafß die
Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunternehmen einem Geneh-
migungsverfahren unterwertfen.

(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten und Verantwortung M1t
sıch bringt, annn sS1C bestimmten, VO Gesetz vorgesehenen Formvorschriften,
Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworten werden,
WI1e Ss1e VO! Gesetz vorgeschrieben und 1n einer demokratischen Gesellschaft
1m Interesse der nationalen Sıcherheıit, der territorialen Unversehrtheit oder
der öffentlichen Siıcherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Ver-
brechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral, des Schutzes
des Rutes oder der Rechte anderer, die Verbreitung VO  } vertrau-
lichen Nachrichten verhindern oder das Ansehen un: die Unparteilichkeit
der Rechtsprechung gewährleisten, unentbehrlich sind.

Artıkel
(1) lTle Menschen haben das Recht, sıch friedlich versammeln un: sich

trei mMIit anderen zusammenzuschließen, einschließlich des Rechts, ZU. Schutze
iıhrer Interessen Gewerkschaften bilden un diesen beizutreten.

(2) Dıie Ausübung dieser Rechte dart keinen anderen Einschränkungen
unterworten werden als den VO Gesetz vorgesehenen, die in einer emo-
kratischen Gesellschatt 1m Interesse der zußeren und inneren Sicherheıit, ZUX

Aufrechterhaltung der Ordnung und ZUr Verbrechensverhütung, Z Schutze
der Gesundheit und der Moral oder ZU Schutze der Rechte un Freiheiten
anderer notwendig sind. Dieser Artikel verbietet nıcht, daß die Ausübung
dieser Rechte für Mitglieder der Streitkräfte, der Polizei oder der Staats-
verwaltung gesetzlichen Einschränkungen unterworfen wird.
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Artıkel
Mıt Erreichung des Heıratsalters haben Männer und Frauen das Recht, eine

Ehe einzugehen un iıne Famiıilie nach den nationalen Gesetzen, die die Aus-
übung dieses Rechts regeln, gründen.

Artikel
Sınd dıe ın der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte und Frei-

heiten verletzt worden, hat der Verletzte das Recht. ıne wirksame Be-
schwerde bei einer natiıonalen nstanz einzulegen, selbst wenn die Verletzung
VO)  e} Personen begangen worden 1st, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt
haben

Artıikel
Der Genuß der in der vorliegenden Konvention festgelegten echte un

Freiheiten MU: ohne Unterschied des Geschlechts, der Rasse, Hautfarbe,
Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Anschauungen, nationaler oder
soz1ıaler Herkunft, Zugehörigkeit einer nationalen Minderheıit, des Ver-
mOögens, der Geburt oder des sonstigen Status gzewährleistet werden.

Artıkel 75

(1) Im Falle eines Krieges oder eines anderen Ööftentlichen Notstandes, der
das Leben der Natıon bedroht, kann jeder der Hohen Vertragschließenden
Teıle Mafßhnahmen ergreifen, welche die in dieser Konvention vorgesehenen
Verpflichtung 1ın dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, un
der Bedingung außer Kraft setzen, da{fß diese Maßnahmen nıcht in Wider-
spruch den sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen estehen.

(@) Die vorstehende Bestimmung gESTLALLEL eın Außerkraftsetzen des Arti-
kels außer bei Todesfällen, die auf rechtmälßßige Kriegshandlungen zurück-
zuführen sind, oder der Artikel D (Absatz un

(3) Jeder ohe Vertragschließende Teıl, der dieses echt der Außerkraft-
SCLIZUNg ausübt, hat den Generalsekretär des Europarates eingehend ber die
getroffenen Ma{fßnahmen und deren Gründe unterrichten. Er mu den
Generalsekretär des Europarats auch über den Zeitpunkt 1in Kenntnis SCIZCN,
in dem diese Maßnahmen außer Kraft SIN und die Vorschriften
der Konvention wieder volle Anwendung finden

Artikel
Keıine der Bestimmungen des Artikel 1: 11 un: 14 darft ausgelegt WCI-

den.  9 daß s1e den Hohen Vertragschließenden Parteijen verbietet, die politische
Tätigkeit VOINl Ausländern Beschränkungen unterwerten.

Artikel
Keine Bestimmung dieser Konvention darf dahin ausgelegt werden, daß

Si1e für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das echt begründet, ıne
Tätigkeit auszuüben oder ine Handlung begehen, die auf die Abschaffung
der 1n der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte un.: Freiheiten oder
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autf weıtergehende Beschränkungen dieser Rechte un Freiheiten, als in der
Konvention vorgesehen, hinzielt.

Artıkel
Die nach der vorliegenden Konvention gestatteten Einschränkungen dieser

Rechte un:! Freiheiten dürten ıcht für andere Zwecke als die vorgesehenen
angewandt werden.

BSCHNIT I1

Artikel
Um die Einhaltung der Verplflichtungen, welche die Hohen Vertragschlie-

Benden 'Teıle ın dieser Konvention übernommen haben, sicherzustellen,
werden errichtet:
z iıne europäische Kommissıon für Menschenrechte, 1mM folgenden „Kom-

missıon“ ZENANNT;
eın Europäischer Gerichtshof tür Menschenrechte, 1mM folgenden Gerichts-
hof“ ZCENANNT,

BSCHNIT 111

Artikel 20
Die Zahl der Mitglieder der Kommissıon entspricht derjenıgen der Hohen

Vertragschließenden Teile Der Kommissıon darf jeweils NUur eın Angehöriger
edes einzelnen Staates angehören.

Artikel 2
(1) Dıiıe Mitglieder der Kommıssıon werden VO Ministerausschufß mMI1t

absoluter Stimmenmehrheit nach eiınem VO Uro der Beratenden Versamm-
lung aufgestellten Namensverzeıichnis gewählt; jede Gruppe VO  e} Vertretern
der Hohen Vertragschließenden eıle ın der Beratenden Versammlung schlägt
drei Kandidaten VOT, VO  3 denen mıindestens We1 dıe Staatsangehörigkeit
des betreftenden Landes besitzen mussen.

(2) Dasselbe Vertahren ist, SOWeIlt anwendbar, einzuschlagen, dıe Kom-
missıon 1m Falle spateren Beıtrıitts anderer Staaten erganzen un sOoN.

freigewordene Sıtze NeCUu Z besetzen.

Artıkel 2
(1) Die Mitglieder der Kommıissıon werden für dıe Dauer VO  3 sechs Jahren

gewählt. Sıe können wiedergewählt werden. Jedoch läuft das Amt VO  e} sieben
der be] der Tsten Wahl gewählten Mitglieder nach Ablauf VO rel Jahren ab

(2) Dıie Mitglieder, deren Amt nach Ablauf der ECrSTICNH Amtsperiode Von reı
Jahren endet, werden VO Generalsekretär des Europarats unmittelbar nach
der erste'nWa.hl durch das Los bestimmt.
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(3) Das Amt eines Mitglieds der Kommissıon, das Stelle eines anderen
Mitglieds, dessen ÄAmt noch nıcht abgelaufen War, gewählt worden ist. dauert
bıis ZU Ende der AÄmtszeıt se1nes Vorgangers.

(4) Die Mitglieder der Kommıissıon leiben bis ZU. Amtsantrıttihrer Nach-

xr —..-. > ..

tolger im Amt Danach leiıben S1€ in den Fällen tätıg, mMi1t denen s1e bereits
befaßt 101

Artikel
Die Mitglieder der Kommuissıon yehören der Kommissıon L1ULr als Einzel-

PEISONCH
Artikel 24

Jeder Vertragschließende eıl ann durch Vermittlung des Generalsekre-
tars  A des Europarats die Kommaissıon mMIt jeder angeblıchen Verletzung der
Bestimmungen der vorliegenden Konvention durch einen anderen Hohen
Vertragschließenden Teil betassen.

Artıkel 25

(1) Dıie Kommlıissıon annn durch eın den Generalsekretär des Europarats
gerichtetes Gesuch jeder natürlıchen Person, nıchtstaatlichen Organısatıon
oder Personenvereinigung AaNSsSCHANSCH werden, die siıch durch ıne Verletzung
der dieser Konvention anerkannten Rechte durch einen der Hohen Ver-
tragschließenden Teıle eschwert fühlt, vorausgeSsEeLZL, da{ß der betreftende
ohe Vertragschließende eıl ine Erklärung abgegeben hat, wonach die
Zuständigkeit der Kommissıon auf diesem Gebiete anerkannt hat Dıiıe Hohen
Vertragschließenden Teıle, die iıne solche Erklärung abgegeben haben, VOLr-

pflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts 1n keiner Weeıse
behindern.

(2) Dıiese Erklärungen können auch tür einen bestimmten Zeitabschnitt
abgegeben werden.

(3) Sıe sınd dem Generalsekretär des Europarats zu übermitteln, der den
Hohen Vertragschließenden Teıilen Abschritten davon zuleitet und für die
Veröftentlichung der Erklärungen TgZL.

(4) Die Kommissıon wird die iıhr durch diesen Artikel übertragenen Befug-
nısse LUr ausüben, WEeNnN mindestens sechs ohe Vertragschliefßende Teıle
durch die in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen Erklärungen gebun-
den S1ind.

Artıkel
Dıie Kommıissıon ann siıch mit einer Angelegenheıt GESE nach Erschöpfung

der innerstaatlichen Rechtsmittelvertahren 1in Übereinstimmung mMLt den
allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts un: innerhalb eiıner
Frist VO  w} sechs onaten nach dem Ergehen der endgültigen innerstaatlichen
Entscheidung befassen.

Arti/ee_l 27

(1) Dıiıe Kommissıon betafßt sıch ıcht mMi1t e‘inem vemäfßs Artikel e1n-
gereichten Gesuch, wenn
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a) anONyYmM IST;
MIt 1i1Nnem schon vorher VO  3 der Kommissiıon geprüften Gesuch überein-
SLULMMETE oder anderen ınternationalen Untersuchungs- oder Ausgleichs-
1NnstaAanz unterbreıitet worden 1ST un.: wenn keine Tatsachen
enthält
(2) Die Kommıissıon behandelt jedes vemäfß Artikel unterbreitete Gesuch

als unzulässig, WCILN SiIC tür unvereinbar IN den Bestimmungen dieser
Konvention, für offensichtlich unbegründet oder tür Mifsbrauch des
Beschwerderechts hält

(3) Dıie Kommiuissiıon jedes Gesuch zurück das S1IC yemäalß Artikel 26
tür unzulässig halt

Artikel
Falls die Ommı1ıssı10nN das Gesuch aNN1MML

a) hat S1C ZU: 7Zwecke der Tatsachenteststellung MI den Vertretern der
Parteien 1nNe kontradiktorische Prüftfung un! falls ertorderlich 1nNe Unter-
suchung der Angelegenheit vorzunehmen die betreftenden Staaten haben,
nachdem e1in Meiınungsaustausch INIL der Kommuissıon stattgefunden ha
alle Erleichterungen, die ur wirksamen Durchführung der Untersuchung
ertorderlich sind gewähren;
hat SlIe sıch ZUr Verfügung der beteiligten Parteien halten, damit C1inNn
freundschaftlicher Ausgleich der Angelegenheit auf der Grundlage der
Achtung der Menschenrechte, W1e sie dieser Konvention nıedergelegt
sınd erreicht werden annn

Artiıkel 29

(1) Dıie Kommlıissıon führt die Artikel bezeichneten Aufgaben durch
eCine Unterkommission d die aus sieben Mitgliedern der Kommissıion be-
esteht

(2) Jede der beteiligten Parteıen hat das echt 11 Person hrer W.ıhl
diese Unterkommission entsenden
(3) Die übrigen Mitglieder werden nach dem der Geschäftsordnung der

Kommissıon festgelegten Vertahren durch das Los bestimmt

Artikel 30
Gelingt der Unterkommission gemälßs rtik C1n Übereinkommen
erzielen, hat SIC Bericht anzufertigen, der den beteiligten Staaten,

dem Ministerausschuß un: dem Generalsekretär des LEuroparats ZUuUr Ver-
Offentlichung übersenden 1ST Der Bericht hat siıch auf 111e kurze Angabe
des Sachverhalts und der erzielten Lösung beschränken

Artikel 37
(1) Wıiırd iıne solche Lösung iıcht herbeigeführt hat die Kommıissıon

11ien Ber:cht über den Sachverhalt anzufertigen unı der rage Stellung
nehmen ob sich aus den festgestellten Tatsachen erg1bt, daß der betref-

fende Staat Verpflichtungen Aus der Konventıion verletzt hat In diesem
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Bericht können die Ansıchten samtlicher Mitglieder der Kommission über
diesen Punkt aufgenommen werden.

(2) Der Bericht 1St dem Miınıiısterausschufß vorzulegen; 1St. auch den betel-
lıgten Staaten vorzulegen, die nıcht das Recht haben, ıh veröftentlichen.

(3) Be1 der Vorlage des Berichts den Mıiınısterausschulß hat die Kommlıis-
s1on das Recht, VO  3 sıch die iıhr geeignet erscheinenden Vorschläge
unterbreiten.

Artiıkel
(1) Wırd die rage ıcht innerhalb eınes Zeitraums VO  3 dreı Monaten, VO

Datum der Vorlage des Berichts den Ministerausschufß gyerechnet, gemäfß
Artikel 48 dieser Konvention, dem Gerichtshof vorgelegt, entscheidet der
Ministerausschufß mit Zweidrittelmehrheit der Zur Teilnahme den SI1it-
ZUNSCH des Ausschusses berechtigten Miıtgliıeder, ob die Konvention verletzt
worden 1St.

@) Wird ıne Verletzung der Konventıion bejaht, hat der Mınister-
ausschufßß ınen Zeitraum festzusetzen, iınnerhalb dessen der betreftende ohe
Vertragschließende eıl die 1n der Entscheidung des Ministerauss  usSsses VOTLI-

gesehenen Ma{fßnahmen durchzuführen hat.
© Trifit der betreffende ohe Vertragschließende Teil ınnerhalb des VOTLFr-

geschriebenen Zeitraumes keine befriedigenden Mafsnahmen, beschließt
der Ministerausschuß mı1ıt der 1n vorstehendem Absatz vorgeschriebenen
Mehrheit, auf welche Weıse seine ursprüngliche Entscheidung vollstreckt
werden soll,; un veröftentlicht den Bericht.

(4) Dıe Hohen Vertragschließenden Teıle verpflichten sıch, jede Entschei-
dung des Ministerausschusses, die iın Anwendung der vorstehenden Absätze

ergéht, für sich als bıindend anzuerkennen.

Artikel 33
Diue Sıtzungen der Kommissıon finden unt  ® Ausschluß der Öflentli&1keit

Artikel 34
Die Kommissıon triıfit hre Entscheidungen mit Stimmenmehrheit der

anwesenden und der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder; die Unter-
kommission triıfft ihre Entscheidung MI1It Stimmenmehrheit ihrer Mitglieder.

Artıikel
Die Kommissıon trıtt IIN  9 sooft die Umstände erfordern. Die

Sıtzungen werden vom Generalsekretär des Europarats einberuftfen.

Artikel
Dıie Kommission ihre Geschäftsordnung selbst test.

Artıkel 37
Dıie Sekretariatsgeschäfte der Kommissıon werden VvVo Generalsekretär

des Europarats W3.hrg€n0mm(:n.

Wimmer, Menschenrechte
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BSCHNIT

Artıikel 38

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte besteht AUus ebensoviel
Rıchtern, WIEC der Europarat Mitglieder zäahlt. Dem Gerichtshof darf jeweıils
Nur eın Angehöriger jedes einzelnen Staates angehören.

Artıikel
(1) Dıie Mitglieder des Gerichtshofs werden von der Beratenden Versamm-

lung mıiıt Stimmenmehrheit ZUus einer Liste VO! Personen gewählt, die VO
den Mitgliedern des Europarats vorgeschlagen werden: jedes Mitglied hat
drei Kandidaten vorzuschlagen, VO'  3 denen mindestens zwe1l eigene Staats-
angehörıge seın mussen.

(2) Dasselbe Verfahren 1St, SOWEIt anwendbar, einzuschlagen, den
Gerichtshof 1m Falle spateren Beitritts anderer Staaten erganzen un:
freigewordene Sıtze besetzen.

(3) Die Kandidaten mussen das höchste sıttlıche Ansehen genießen und
mussen entweder die Befähigung für die Ausübung hoher richterlicher Ämter
sitzen oder Rechtsgelehrte VO  5 anerkanntem Rut se1in.

Artikel 40

(1) Dıie Mitglieder des Gerichtshofs werden für einen Zeıitraum VO  3 NECUNl

Jahren gewählt. Ihre Wiederwahl 1St zuläss1g. Jedoch läuft die Amtszeıt VO  3
vier bei der ersten Wahl gewählten Mitgliedern nach drei Jahren, die Ämlts-
zeıt VO  5 weıteren vier Mitgliedern nach sechs Jahren ab

(2) Dıie Mitglieder, deren Amtszeıt nach dreiı bzw. sechs Jahren ablaufen
soll, werden unmittelbar nach der ersten W.ahl VO Generalsekretär durch
das LOos bestimmt.

(3) Eın Mitglied des Gerichtshofs, das Z Ersatz e1nes anderen Mitglieds
gewählt wiırd, dessen Amtszeıt noch nıcht abgelaufen Wafr, bleibt bis ZU

Ablauf des Amts Se1INES Vorgäangers 1mMm Amt
(4) Dıe Mitglieder des Gerichtshots leiben 1M Amt bıs ZU Amtsantritt

ihrer Nachfolger. Nach ıhrer Ablösung bleiben sS1e ın den Fällen tätıg, mit
denen sS1e bereits befaßtä

Artıkel 41

Der Gerichtshof wählt seinen Präsidenten unı seinen Vizepräsidenten für
iınen Zeitraum VOoO  '3 drei Jahren. Wiederwahl C: zulässig.

Artıkel
Dıie Mitglieder des Gerichtshofs erhalten für jeden Arbeitstag eine Ent-

schädigung, deren Ööhe VO Ministerausschulß festgesetzt wird.
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Artikel 43
DiIe Prüfung jedes dem Gericht vorgelegten Falles erfolgt durch ME Kam-

MCTI, die Aaus sieben Rıchtern besteht Der Rıchter, der Staatsangehöriger eE1iINeEr

beteiligten Parteı oder, falls e1in solcher ıcht vorhanden IST. ine VO

diesem Staat benannte Person, die der Eigenschaft Rıchters den
Sıtzungen teilnimmt 1IST. VO AÄAmts Mitglied der Kammer; die
Namen der anderen Richter werden VO Präsidenten VOTL Begınn des Ver-
tahrens durch das Los bestimmt

Artikel 44
Das Recht, VOT dem Gerichtshof als Partejen aufzutreten, haben NUur die

Hohen Vertragschließenden Teıle und diıe Kommissıon.,
Artikel 45

Dıie Zuständigkeit des Gerichtshofs umfaßt alle die Auslegung und An-
wendung dieser Konvention betreftenden Fälle, dıe ıhm nach Artikel
vVonl den Hohen Vertragschließenden Teilen der der Kommissıon unfer-
breitet werden

Artıikel 46

( Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile annn jederzeit die Erklä-
rung abgeben, da{fß CTr die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs ohne
und ohne besonderes Abkommen für alle Angelegenheiten, dıe siıch auf die
Auslegung und die Anwendung dieser Konvention beziehen als obligatorisch
anerkennt

(2) Dıie oben bezeichneten Erklärungen können bedingungslos oder un
der Bedingung der Gegenseitigkeit se1tfenNs mehrerer oder einzelner Vertrag-
schließender Teıle oder un Beschränkung xuf C1NCIL bestimmten Zeıitraum
abgegeben werden

(3) Diese Erklärungen sind beim Generalsekretär des Europarats hınter-
Jegen dieser übermuittelt den Hohen Vertragschließenden Teılen Abschriften
davon

Artıkel
Der Gerichtshof dart sıch IMIE 00100| Fall Nur befassen, nachdem die Kom-

IN1SS1ON anerkannt hat daß die Versuche ZUur Erzielung 1N6s Ausgleichs
Iehlgeschlagen sınd un: Nur VOr Ablauft der ın Artikel 32 vorgesehenen
Dreimonatsfrist

Artikel
Das echt ein Verfahren VOT dem Gerichtshotf an  ngen, haben NUur

die nachstehend aufgeführten Stellen, un ZWar entweder der Voraus-
SCELZUNg, daß der rage kommende ohe Vertragschließende eıl WeNnNn
1Ur beteiligt 1St oder sämtliche Hohen Vertragschliefßenden Teıle,
wenn mehrere beteiligt sind der obligatorischen Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofs unterworftfen sind oder aber £alls dies icht zutrıifit der Voraus-
SCTZUNg, daß der CINZISC Frage kommende Hohe Vertragschließende el
oder samtliche Hohen Vertragschließenden Teıle
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a) die Kommission;
der ohe Vertragschließende Teıl, dem der Verletzte angehört;

C) der ohe Vertragschließende Teıl, der die Kommissıon IMNIT dem Fall
betafßt hat
der ohe Vertragschließende eıl den sıch die Beschwerde richtet

Artikel 49
Wırd die Zuständigkeit des Gerichtshotes bestritten, entscheidet dieser

selbst
Artikel 50

Erklärt die Entscheidung des Gerichtshofs, dafß CN Entscheidung oder
Maßnahme gerichtlichen oder Behörde der Hohen Ver-
tragschließenden Teile gyanz oder teilweise IMI den Verpflichtungen A2UusSs

dieser Konvention Widerspruch steht un gestatten die innerstaatlichen
Gesetze des erwähnten Hohen Vertragschließenden Teıls 1Ur 1Ne unvoll-
k ommene Wiedergutmachung für die Folgen dieser Entscheidung der Ma{Sß-
nahmen hat die Entscheidung dies Gerichtshofs der verletzten Parteı
gegebenenfalls C1iNe gerechte Entschädigung zuzubilligen

Artıkel 57

(@) Das Urteil des Gerichtshofs 1ST begründen
(2) rıngt das Urteıil (Gsanzen oder einzelnen Teilen iıcht die über-

einstimmende Ansıcht der Richter ZzUuU: Ausdruck hat jieder Rıchter das
Recht, e1INEC Darlegung CISCNCN Ansıcht beizufügen

Artıkel 52
Dıie Entscheidung des Gerichtshofs 1STt endgültig.

Artikel 53
Die Hohen Vertragschließenden eıle übernehmen die Verpflichtung, sıch
allen Fällen, denen S1IC beteiligt sind nach der Entscheidung des (Ge-

richtshots richten
Artikel

Das Urteil des Gerichtshotes 15T dem Ministerausschuß zuzuleiten dieser
überwacht Durchführung.

Artikel 55
Der Gerichtshot 1Dt siıch Geschäftsordnung Unı bestimmt die Ver-

fahrensvorschriften.
Artikel 56

(1) Die Wahl der Mitglieder des Gerichtshofs findet sobald 1NS$S-

ZEeESAMT acht Erklärungen der Hohen Vertragschließenden Teıle gemäß Ar-
tikel 46 abgegeben worden sind

(2) Vor dieser W.ahl annn eın Vertahren VOTLr dem Gerichtshof anhängig
gemacht werden
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BSCHNIT

Artıkel
Nach Empfang entsprechenden Aufforderung durch den General-

cekretär des Europarats hat jeder ohe Vertragschließende eıl die erforder-
lichen Erklärungen abzugeben, welcher Weıse SC1H Recht die
wirksame Anwendung aller Bestimmungen dieser Konvention gewährleistet

Artıkel 58
Dıie Kosten der Kommissıon und des Gerichtshofs werden VO Europarat

etragen
Artikel 59

Die Mitglieder der Kommissıon und des Gerichtshofs genießen bei der
Ausübung iıhres Amtes die Artikel der Satzung des Europarats und den
hiernach abgeschlossenen Abkommen vorgesehenen Vorrechte üund Immuni1-
en.

Artikel
Keıne Bestimmung dieser Konvention darf als Beschränkung oder Mın-

derung der Menschenrechte un grundsätzlıchen Freiheiten ausgelegt
werden, die den Gesetzen Hohen Vertragschließenden Teıls oder

anderen Vereinbarung, der beteiligt ISTU, festgelegt sınd

Artikel 617
Keıine Bestimmung dieser Konvention beschränkt die durch die Satzung

des Europarats dem Ministerausschuß übertragenen Vollmachten

Artikel 62
Dıie Hohen Vertragschließenden eile kommen übereıin, dafß S1IC, sc1

denn auf Grund besonderer Vereinbarungen, keinen Gebrauch VO  _ zwiıschen
ıhnen geltenden Vertragen UÜbereinkommen oder Erklärungen machen WECI1'-

den, VO sıch nen Streıit die Auslegung oder Anwendung dieser
Konvention anderen Verfahren unterwerfen als ı der Konven-
LION vorgesehen 11ST

Artıkel 63

(1) Jeder Staat ann Zeitpunkt der Ratıfiızierung oder der Folge
jedem anderen Zeitpunkt durch 1116 den Generalsekretär des Europa-

Tats verichtete Mitteilung erklären, dafß diese Konvention auf alle oder‘ C11N-

zelne Gebiete Anwendung findet, für deren internationale Beziehungen
verantworrtlıich ı1IST.

(2) Auf das oder die ı der Erklärung bezeichneten Gebiete findet dıe Kon-
VeENtLION VO dreißigsten Tage Al VO Eıngang der Erklärung beim General-
sekretär des Europarats gerechnet, Anwendung.

(3) In den ZCNANNTLEN Gebieten werden die Bestimmungen dieser Konven-
LLON Berücksichtigung der örtlichen Notwendigkeiten angewendet.

(4) Jeder Staat, der eiNe Erklärung gemäfßs Absatz dieses Artikels ab-
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gegeben hat, annn jedem Zeitpunkt für e1Mn oder mehrere der
solchen Erklärung bezeichneten Gebiete erklären, daß die Zuständig-

eit der Kommissıon für die Behandlung der Gesuche von natürlichen Der-
ONCNH, nıchtstaatlichen Organıisationen oder Personengruppen gemäafß Ar-
tikel dieser Konvention aNnnımmt,

Artikel
(@5) JederStaat ann be] Unterzeichnung dieser Konvention oder beı Hinter-

legung SCAHNGT Ratiıfkationsurkunde bezüglich bestimmter Vorschriften der
Konvention HCN Vorbehalt machen, C1inN dieser Zeit seiINCMM
Gebiet gyeltendes Gesetz nıicht INIL der betreftenden Vorschrift übereinstimmt
orbehalte allgemeiner Art sind nach diesem Artikel nicht zulässig

(2) Jeder nach diesem Artikel gemachte Vorbehalt muß ML kurzen
Inhaltsangabe des betreffenden Gesetzes verbunden sSC1nMn

Artikel 65
(1) FEın Hoher Vertragschließender eıl ann diese Konvention iıcht VOLT

Ablauf VO  $ füntf Jahren nach dem Tage, dem die Konventlion für ıhn
wirksam wird und 1Ur nach AT sechs Monate vorher den General-
sekretär des Europarats gerichtete Miıtteilung kündigen; der Generalsekretär
hat den anderen Hohen Vertragschließenden Teılen VO. der Kündigung
Kenntnis geben

(2) FKıne derartige Kündigung bewirkt nıcht, dafß der betreffende ohe
Vertragschließende eil bezug auf irgendeine Handlung, welche ine

Verletzung -dieser Verpflichtungen darstellen könnte un: von dem Hohen
Vertragschließenden eıl VOTLT dem Datum sSC1HNECS rechtswirksamen Ausschei-
ens VOrSClNOMMEC wurde, VO  a Verpflichtungen nach dieser Kon-
vention befreit wird.

(3) Unter dem gleichen Vorbehalt scheidet ein Vertragsteil 2US dieser
Konvention Aaus, der aus dem EKuroparat ausscheidet

(4) Entsprechend den Bestiımmungen der vorstehenden Absiätze annn die
Konvention auch tür eCinN Gebiet gekündigt werden, auf das S1IC nach Artikel 63
ausgedehnt worden 1S5T

Artikel
(1) Diese Konvention steht den Mitgliedern des Europarates ZUr Unter-

zeichnung offen: S1e bedart der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden
sınd beim Generalsekretär des Kuroparats hinterlegen.

(2) Diese Konvention nach der Hinterlegung VO zehn Ratifikations-
urkunden ı Krafit

(3) Fur Unterzeichnerstaat, dessen Ratifikation spater erfolgt,
die Konvention Tage der Hinterlegung scC1Ner Ratifikationsurkunde ı
Krait

(4) Der Generalsekretär des Europarats hat allen Mitgliedern des Kuropa-
Yrats das Inkrafttreten der Konvention, die Namen der Hohen Vertrag-
schließenden Teile, die SIC ratıfiziert haben, die Hinterlegung jeder
Spater eingehenden Ratifikationsurkunde mitzutejlen
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Die Tagung der DPax Romana 1951 in Limburg hat ber die Sıcherung
der Menschenrechte beraten and der uniıversellen Erklärung der

VO 10 2 48 und des darauf autbauenden Paktentwurtfs VO  e 1950
sSOWIle and der Europäischen Konvention VO 11 un des hierzu
geplanten Zusatzprotokolls. Sıe hat mıit Genugtuung die damıiıt ZUur Siche-
rung der Menschenrechte erreichten Fortschritte festgestellt.

urch den Glauben un: die Nächstenliebe verpflichtet, wünschen die 1n
Limburg versammelten katholischen Intellektuellen Aaus den verschiedensten
Ländern Europas und Amerikas, einen positıven Beitrag den schwebenden
Verhandlungen eisten durch folgende Entschließungen:

Dıie katholischen Christen werden ıcht aufhören, mıt allem Nachdruck
auf das den Eltern VO  3 der Natur und amıt VO  - Gott gegebene primäre
echt hinzuweisen, die Erziehung iıhrer Kinder bestimmen: dieses echt
gehört notwendig 1n die allgemeinen Menschenrechte hineın.
Be1 einer Konvention ZUr VWahrung der Menschenrechte kann nıcht VOLI-

zichtet werden auf den Schutz des Rechts auf Eigentum und den Schutz
VOr entschädigungsloser Enteignung.
Der Sıcherung der Menschenrechte dient CD da{ß jeder das echt hat, de
Bestellung der leitenden Organe des Staates und iıhrer Kontrolle teil-
zunehmen.
Be1i freventlicher Verletzung der Menschenrechte esteht eın echt auf
Wiıderstand.
Auf überstaatliche Rechtsgarantien tür eın Miındestmafß polıtischer
Freiheit kann, angesichts der unerträglichen Unterdrückung in totaliıtär
regierten Staaten, einer internationalen Konvention nıcht verzichtet
wer Gn

Der Schutz des Lebens als Menschenrecht 1St unvollständig, wenn nıcht
zugleich auch das Leben 1mM Mutterschoße Vo Augenblick der Empfängnis

geschützt wird.
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Der Schutz Ausrottung Sinne des Abkommens über das Genocı-
dium mu{fß erstreckt werden auf den Schutz unrechtmäßige Austre1-
bung VO  e} Menschen Aaus iıhrer Heıimat, die durch staatlıche oder
Gewaltanwendung erfolgt.
Dıie Versammlung 1ST sıch bewußt daß damıt die Forderungen, die VO

katholischen Standpunkt die internationale Sıcherung der Menschenrechte
gestellt werden INUSSCH, nıcht erschöpft sind S1e halt die geplante Eın-
beziehung sozıaler un kultureller Grundsätze für C1NC notwendige Ergan-
ZUNng, die des Studiums bedarf
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Es schien vorab nötıg, festzuhalten, welchem derzeıitigen Stahd der otfi-
ziellen Bemühungen überstaatliche Menschenrechtssicherung sıch die 'Ta-
Sung gegenübersah, welche amtlıchen Dokumente den Beratungen mithın
zugrunde Jagen; nöt1ıg deshalb, weiıl diese Bemühungen in ständıgem Flusse
und iın tortschreitender Entwicklung sind.

Es hieße die Schwierigkeiten un: den Kompromißcharakter solcher über-
staatlıcher Abmachungen verkennen, wollte INa  z 1n diesem Stadium die Ent-
schließung abstellen auf Kritik langsamen Fortschrittstempo, uUuNnNzZzUu-
reichenden oder bedenklichen Formulierungen, der noch Banz fehlenden
Möglichkeit der praktıischen Durchsetzung, oder wollte 19908  - al pessimistisch
VOTAuUSSaARCNH, alles würde 1m Theoretisch-Unverbindlichen steckenbleiben.
In Frage kamen tür die Entschlıeßung 1Ur eın entschiedenes Ja un eın auf-
bauender Beitrag.

Für solche posıtıven Vorschläge mußten natürlich auf einer Tagung VO'
Katholiken Aaus aller Welt Gesichtspunkte der nationalen oder internationalen
Politik, parte1- der wirtschaftspolitische Zielsetzungen ausscheiden. Nur
religiös-sittliche Belange durftten maßgebend se1N, und das sollte deutlich
gemacht werden.

Dıie Forderungen Zifter S3 betreften die Punkte, die die Europa-
konvention ausgeklammert un ınem Zusatzprotokoll vorbehalten hatte.
Alle Vorschläge siınd zugleich gedacht als Beiträge ZU Paktentwurf der
Vereinten Natıonen.

Der Pflicht der Gemeinschaft, tür alle Kinder hne Unterschied die für
Leben und Berut notwendige Schulbildung gewährleisten, steht  das
primäre Recht der Eltern gegenüber, die Art der Erziehung, insbesondere
ıhren religiösen Charakter, bestimmen. ber die Staaten können diesem
Elternrecht ın Sanz verschiedener VWeıse Rechnung trag«cn. Es alt 1er nıcht,
1Ne tür den Katholiken ıdeale Lösung aufzuzeigen, sondern die grundsätz-
ıche Mindestforderung geltend machen.

Das Recht, überhaupt Eıgentum haben und dann VO Staate 1n seinem
Besitzstande geschützt se1n, auch Vor entschädıgungsloser Enteignung
durch den Staat: 1St die 7zweıte grundsätzliche Forderung. Es aßt sıch nıcht
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MIr Gültigkeit ür alle Zeıten und Verhältnisse postulieren, auf welche Art Vo  $
Gütern siıch das allgemeine echt aut Privateigentum erstrecken hat un

welchem Verhältnis die Entschädigung Z Sachwert stehen muß Für
unterschiedliche wirtschaftspolitische Anschauungen mu{ C1inNn SCWISSCI Spiel-
aum leiben

Durch nichts 1STt der Mensch heute bedrohlicher Uun« vielseitiger vefähr-
det als durch totalitäre Regierungsformen Hıer 1ST VO entscheidendster
Bedeutung die persönliche sittliche Widerstandsbereitschaft und Wiıderstands-
kraft des Einzelnen der Schutz un die Hılte durch überstaatliche
Kräfte Im übrigen aber wollte die Resolution das echt auf politische rel-
eit SParsam, aber zentral WIC möglıch fassen, damıt sıch möglichst viele
Staaten darüber CIN1SCH können der Verschiedenheit ihrer egierungs-
un Gesetzgebungssysteme, ihres kulturellen un wirtschaftlichen Nıveaus
un anderer Unterschiede, auch innerhalb des Staatsbereiches selbst

Rechtsschutz tür den menschlichen Lebenskeim VO Augenblick der Emp-
fängnis fordern, 1ST C1imn besonders wichtiges Anliegen der Entschließung
Es geht nıcht sehr die Frage, ob un! VO  a} welchem Augenblicke das
werdende Leben 1ı Mutterschoße ı GCiMGT: VWeıse Mensch ıIST, daß JUu
stischen Sınne Träger CISCHNCLr Schutzrechte SC1IL ann. Es geht den srund-
sätzlıchen Schutz für den Fortbestand der Menschheit und die Menschen-
würde der Tau Niemals darf S16 den iıhr als biologisch-sittlichen Auftrag
vertrauten Lebenskeim fortwerfen und damit ihr CISCNCS Menschenbild VCOLr-
stüummeln. Das Volk, die Menschheit siınd für das werdende Leben Träger der
Schutzrechte un Schutzverpflichtete zugleich.

Von Menschenrecht auf die Heımat sprechen 1St der üunften
Forderung War vermıeden ber die Massenaustreibung von Menschen AUS
ıhrer Heımat durch staatliche oder SONSLLSEC Gewaltanwendung wiırd der
Volksausrottung, dem Genocidium yleichgestellt Da die Vereinten atiıonen
das Genocidium bereits ‚ abschließenden WEeCeNN auch nıcht voll be-
friedigenden Abkommen diskriminiert haben (vgl Mosler 47 1ST
die Forderung auf Geichbehandlung der Volksaustreibung praktikabel un!
möglicherweise erfolgversprechend

Wenn CS, bei den Gang befindlichen internationalen Bemühungen,
ÜLG möglichst umtassende Menschenrechtssicherung geht, sind natürlich

MI den füntf Entschließungen 11SCTEC pOS1U1venNn Beitraäge un! Forderungen
nıcht erschöpft Darauf sollte Schlusse hingewiesen werden WwWENN auch
noch keine Einzelvorschläge erarbeitet werden konnten. Der besonderen Aut-
merksamkeit bedürten die geplanten soz1alen un kulturellen Rechtsgrund-
sat7ze.

Die Entschließungen sind entstanden als Gesamtergebnisse der Reterate
un: Diskussionen, insbesondere der wertvollen größeren Diskussionsbeiträge
Die Formulierungen wurden „runden Tisch“ erarbeıtet, un dieser
ENSCICH Arbeitsgemeinschaft hatte jeder Teilnehmer Zutritt, der siıch dazu
berufen fühlte Abschließend folgte Biılligung durch die Tagung selbst
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Um das Bıld der Tagung e1in abzurunden, Stichwörtern CIN1ZC
Themen un Fragen aufgeführt IN denen sıch die Diskussionen W 61 rhi
beschäftigten Menschenrechte Gottesoffenbarung oder Menschenwerk?
Dıie Gebote enthalten keine Rechte! Menschenrechte und Mönchsgelübde
Naturrecht und Menschenrechte Menschenrechte und Grundrechte Christ-
licher un liberalistischer Freiheitsbegriff Das Gleichheitsprinzip Die S1N0U-
un zweckumkehrend» Auslegung und Anwendung VO:  3 Freiheitsrechten
Gleiche Rechte für Irrlehren oder politische Gesinnungen, die Z olks-
versklavung tühren? gyleiche Freiheit des Religionswechsels, der Pro-
paganda, yleiches echt auf e Schulen für solche Lehren? Menschen-
recht auf Wahrheitsschutz? Elternwillkür un! Kindeswohl Der schuldlose
Irrtum, die Gewissensfreiheit und die Lehre der Kırche hierzu Ehefreiheit
Gleichberechtigung der Geschlechter un:! W as die Kırche dazu Sagt Men-
schenrecht auf Friedenswahrung? Schutz des Eigentumsrechts un: Soziali-
S1ICTUNg. Arbeitsdienstpflicht, Kriegsdienstverweigerung. Die Ausnahme
VO Verbot rückwirkender Stratbarkeit. Schutz VOTLr totaler Ausfragung
un! Registrierung des Menschen.

99



CHLUSSA  PRACH AUF DER LIMBURGER
TAGUNG

Von Hermann Gögler

Messchen s örde Menschenrechte: Z7wel inhaltsschwere VW orte. ber
vollständig ohne ıhre Erganzung und ıhren Hintergrund VO  a Ewigkeitswert:
die dignitas Dei un das 1US divyinum. Menschenwürde un Menschenrechte:
Jahrhundertelang miıßachtet, mMIt Füßen reten; nach Jangen, schmerzlichen
Erfahrungen Aaus der eıit der ersten Hälfte UuNsercs Jahrhunderts un auch
noch der Gegenwart EYrST 1Ns Licht gerückt durch die ahn- und W arn-
rute der Päpste, besonders ecOos 111 un Pıus XI un Pıus AIL,., durch
eine Deklaration der Vereinten atıonen un! eın Abkommen 1m Rahmen
des Europarates, das der verbindlichen Anerkennung durch die europäischen
Regierungen noch harrt:

die Deklaration eın Dokument VO  3 weltweıter Bedeutung,
das Abkomm;n eın ustein europäischer Ordnung.

Es ISt eın Verdienst der DPax Romana, des Mouvement international des
intellectuels catholiques, die Miıtglied der UNESCO ISt, das Thema der
Menschenrechte 1n dieser Osterwoche ın Limburg ZUT Dıiskussion gestellt
haben Es 1St 1ıne mutıge Bat, da{fß die Pax Romana tür diese Tagung
Deutschland ausersehen hat Deutschland miıt großem Schmerz un
1m Bewußtsein eiıner schweren Schuld CM WIr Deutschland, das über
e1in Jahrzehnt Jang die Menschenwürde und die Menschenrechte aufs schwerste
geschändet hat Der: Katholische Akademikerverband, die Deutsche atho-
lische Akademikerschaft und die Görres-Gesellschaft wı1ssen das Vertrauen
z schätzen, das den katholischen deutschen Akademikern damıt geschenkt
wurde, da{f s1e diese Tagung mıttragen un mitgestalten durften un dadurch
einen e1] der Schuld des deutschen Volkes MmMIt abtragen konnten.

Es 1st mır der ehrenvolle Auftrag geworden, in dieser Stunde, der WIr
Höhepunkt und Ende dieser EPrStieN internationalen Tagung der Pax

Romana auf deutschem Boden stehen, herzlichsten un: aufrichtigsten Dank
allen, die ıhren Beıtrag ZU Gelingen der Tagung geleistet haben

sS1e einzeln nennen bıtte ıch mMI1r erlassen HSC Predigern und —
sern Rednern 1mM Reterat un! „Runden Tisch“, allen Teilnehmern VO In-
land un besonders NsernN Freunden VO Ausland, in erster Linie dem Prä-
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sidenten der DPax Romana, Monsıeur oger Millot Aus Parıs, und ıhrem
Generalsekretär, Herrn Prot Dr Sugranyes de Franch Die Gastfreundschaft
der Stadt Limburg und die Mühwaltung der Ortsgruppe Limburg des KAV
verdienen SCr Danz besondere dankbare Anerkennung

Es IST nıcht möglich auch 1Ur CiIHCH UÜberblick über die Fülle dessen
geben W a4s auf dieser truchtbaren Tagung erarbeitet wurde ber dart
usammentassend festgestellt werden, daß S1C Grundlegendes, Wesentliches
und Wichtiges Tage gefördert hat, W 4s dıie Pax Romana bei ıhrer Mıt-
arbeit der UNESCO und gegenüber den Arbeitsstäben des FEuroparates als
Beıitrag ZUr Fortentwicklung der Erklärung der Menschenrechte einbringen
annn

Die DPax Romana kann, soll und wird für die Gestaltung der Erklärung
der Menschenrechte, ihre Durchsetzung un ihre Interpretation das cQhrist-
katholische Gewissen der Weltr und Europas sC1MH

Wır haben erkannt daß die Menschenrechte wesentlich 1ı 5

Gedankengut siınd Wır haben die Tragık gesehen da{ß ıhre vorliegenden
Formulierungen 11ı le Konzeption ENISPrFrUNgECN sind und G o als
Hıntergrund lassen

Gewi6 anerkennen WITLI, daß die vorliegenden Erklärungen der Menschen-
rechte bereıts C  > Tat sind Keıine Regierung, kein Gesetzgeber, eın
ter annn S1C Zukunft mißachten, ohne sıch sC1N und das Weltgewis-
scn verfehlen, auch WE S16 noch nıcht Gesetz geworden sind.
Gewiß wird der christliche Staatsmann, Gesetzgeber und Rıchter sS1e MI
christlichem Geist ertüllen.

ber Nsere cQAristliche NSCerEC katholische Aufgabe ı1STt CS, MI1t allen Kräften
dafür orge Lragen, daß Auslegung und Fortentwicklung des Vor-
handenen der cQAristliche Standpunkt Evangelium, Väterlehre Kanonisches
echt und Papstworte das Krıterium

Papst Pıus XI sagt „Die Menschenrechte sind dem Menschen Gott
gegebene Rechte

Im Buch der Sprüche (8 15) heißt
„Durch mich die Könıige spricht der Herr un verordnen

die Gesetzgeber W.Aas echt 1STt

hne die Anerkennung der AUCTOF1LLAS Del als des etzten Ausflusses allen
Rechts, als letzter Norm un: Bindung aller Gewalt fehlen den Menschen-
rechten Legitimation, letzte Verpflichtung, die Eın- und Unterordnung die
Hıerarchie der Werte

Nur von Gott her formt sıch das Menschenbild als Ebenbild Got-
DG der dignitas De1 allein ruht die Würde des Menschen und iıhr echt
Allein die Gott gegründete Menschenwürde 1STt das Ma{(l iıhrer Rechte, 1St
aber auch Schranke un!: Grenze für die Ausübung jeglichen Rechts

Vergessen WIFr nıcht: das Menschenbild SC1IINLCT Abhängigkeit VO  3 Gott
und  1 sSC1INCTr Stellung 1ı der Weelt 1STt C111 Mysterıum, das menschlıche
Rechtssatzungen ganz werden ergründen und ı VWorte fassen können.
Beugen WIr uns Ehrfurcht VOTLT diesem Geheimnis des Menschenbildes, das
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der Erbsünde un damit nt Kr C steht: inter dem Kreuz
des Leidens und des Gerichts, aber auch n dem Kreuz der Erlösung un:!
der Verklärung. IlIhm werden WIr L: gerecht, wenn WIr 1mM Menschen auch
1ın Nsern Rechtsordnungen das Ebenbild Gottes schützen;: WENN auch das
echt den Bezirk schützt, in dem der Mensch 1ın Würde und Freiheit seinem
Schöpfer dienen kann oll

Auf dem Höhepunkt abendländischen Denkens hatten die Völhlker Europas
noch Verständnis dafür, daß Gott durch Christus Herr und Schützer, Ordner
un Erhalter allen Rechtes 1St:

ein Eltenbeinrelief 1100 zeigt unlls Christus als Richterkönig un Ge-setzgeber
mıt dem Buch Seiner Weısheıit, die das Licht der Welt 1St,
MIt der lodernden Flamme Seines Geistes und Feuers,
miıt den Schlüsseln Seiner Binde- un Lösegewalt,
mi1t dem Lilienszepter Seines weltbeherrschenden göttlichen Waltens
Strenge und Miılde 1in den Zügen Seines Gesichts spiegeln die königliche
clementia wider,
Gerechtigkeit und Frieden finden ihre Mıtte in Seiner modesta auctoritas,
ın der mafßvoll geordneten Autorität.
Dıies Bild des Christkönigs über Recht un Gericht müßte das Symbolum,das Wappenbild aller Deklarationen über Menschenrechte se1in, sollen S1Ee

wahrhafte und überzeugende, ordnende un: verbindende W1EeE verbind-
iche Normen für alle Völker und für alle Menschen sein.

In diesem Bekenntnis Gott, Christus als dem Legifer nOoster liegt
unsere Gabe, schöpferischer Beitrag ZAUT: Fortbildung der Menschen-
rechte, liegt der katholischen Weelt Aufgabe tür ihre Ort-
bıldung, Durchsetzung und Interpretation.

Im Dienst des Friedens den Völkern, VO  3 der Liebe einer
Gott verbundenen Menschheıt, bekennen WIr teierlıch un: bıtten zugleichSchluß dieser Öösterlichen Tagung der Pax Romana mit der etzten der großen
Advent-Antiphonen:

Emanwuel;,
Rex Legifer NOSTICT,
exspectatio gentium,
et Salvator AT
Ven1i1ı ad salyandum NOS,
Domiuine, Deus nOster.
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HERDERS SOZIAi..KATECHISMUS
Ein Werkbuch der kathoiischen Sozialethik in Frage un! Antwort, gCaAT-
beitet VO':  - Eberhard Welty reıl Bände, Großoktav

Die brennenden Fragen des menschlichen Gemeinschaftslebens
in egenwa: en in diesem Werk ihre TYIS!
eantwortung
Befehlsgewalt un Gehorsamspflicht — Recht Uun: 1€e! Die soziale
edeutung der Ehe Die Ehescheidung Erziehung Uun! chule (Eltern-
rech: Das Recht auf Leben Aufgaben und renzen der Staatsgewalt
Das Widerstandsrecht Demokratie Politische Parteien rieg un— E 8 a Aln 6 E E WE a i Frieden Das Recht auf Arbeit Die Lohngerechtigkeit Arbeitgeber-
un Arbeitnehmerverbände Das Mitbestimmungsrecht Preis und Zins

Bodenretorm —Sozialisierung

Der ers Band ist nach sieben Oonaten schon in zweiter Auflage erschie-
1Cen. Er nthält den ersten Hauptteil:

Grundfragen und Grundkräfte des sozialen Lebens

Der ensch in der Gemeinschaft Die Grundgesetze der| Gemeinschaftsordnung Recht Un Liebe
350 Seiten, Leinwand 16.50

Das Buch scheint mir eın sehr glücklicher Wurf und berufen, das Lehr-
buch für gründliche soziale Kurse 1m katholischen Raume werden.
Es zeichnet sich AQUS durch Zzute Beobachtung des heutigen Lebens Uun!
durch großes pädagogisches Geschick. mit ‚pannung die

Ff>rtsetzung des erkes ose Kardinal Frings, Erzbischof VO]  3 Köln

»Ohne Zweifel wird dieser Katechismus VO') e den renden
erken der Soziale! hervorragender Stelle stehen : durch die Ge-

schlossenheit des Lehrgebäudes, die Sorgfalt seiner nalysen Uun! durch
die Weiträumigkeit seiner Anlage. Gregorianum, Rom

z — P a a“
i

}Ar Die Darstellung ist pragnant und umfassend. Die Sprache allgemein-
verständlich, fast hne Fremdwörter Uun! hne Fachsimpelei.

Arbeits- und Sozialrecht, Smügafl
urch alle Buchhandlungen erhältlich
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WORT
und

MON  HRI FÜ UN KULTÜR
Herausgegeben VO': ÖOtto Mauer und ÖOtto Schulmeister

Mitwirkung Von Karlheinz chmi;dthüs

Ayus den Urteilen einNes Jahres:
» Z weitellos darf Inan diese Revue dıe bedeutendsten Pu-
blikationen dieser Art rechnen.« Nordwestdeutscher Rundfunk
» Hıer kommt eıne Gruppe hervorragender Publizisten Wort,
die sıch auf jedem europäischen Diskussionstorum H  oren  02 lassen
kann. Der Tagesspiegel, Berlin

ıe Weite iıhres Horizonts macht 1ese Zeıitschrift einer be-
merkenswerten Stimme 1M europäischen Gespräch. «

Neyue Zeitung, Mündcen

» , Wort un! VWahrheit’ ISt das modernste Organ katholischer
Meinungsbildung. Christ und Welt, Stuttgart
» Kein ett 1st darunter SCWESCHIL, dem WIr iıcht Béreicherung,
Ja hohen geistigen Genuß verdanken hätten.«

Südwestfunk, Baden-Baden

»  1r stehen ıcht ‚ Wort und Wahrhéit’ als die beste katho-
lische Zeıitschrift ın deutscher Sprache bezeichnen.«

Merkur, Stuttgart
Umfang jedes Hefttes SO S’ vierteljährl. Kunstbeilagen, Preıs des Eın-
zelheftes 1.80 Vierteljahresabonnement 4.80 Verlangen
S1e eın kostenloses Pro?;eheft. Bezug durch alle Buchhandlungen

VERLAG HERDER FREIBUR}G
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